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Streuobstprofis

In Baden-Württemberg gibt es rund 50 Streuobst-Aufpreisprojekte, 
die Streuobst-Initiative Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V. ist eine 
davon. Die vor acht Jahren entstandene Initiative verdankt ihren 
Erfolg der konsequenten Ausrichtung auf die Wertschöpfungskette 
und auf die Wünsche der Verbraucher. Seite 30

Biogas wärmt Fische

Die Agrargenossenschaft eG Jesewitz im sächsischen Ochel-
mitz betreibt ein für Landwirte bisher noch ungewöhnliches 
Geschäftsfeld: Seit Oktober 2010 ziehen die Genossenschaftler 
in zwei Kreislaufanlagen Afrikanische Welse. Geheizt werden 
die Becken mit der Abwärme der betriebseigenen Biogas-
anlage. Diese versorgt auch die Einwohner des Dorfes mit 
Wärme. Seite 28

Fachkraft gesucht 
Viele ländliche Regionen kämpfen zunehmend mit einem 
Mangel an Fachkräften. Diese empfinden die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen im Vergleich zu den Städten nicht im-
mer als rosig. Die Unternehmen müssen also aktiv etwas 
dafür tun, ihr Fachpersonal anzuwerben, zu halten oder erst 
zu schaffen. Welche unterschiedlichen Wege es dafür geben 
kann, zeigen wir mit diesem Fokusthema. 

 Weitere Themen
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Europäische  
Innovationspartnerschaft

Mit der EU-Förderperiode ab 2014 soll der ELER-
Fonds sogenannte „Europäische Innovationspartner-
schaften“ fördern. Ziel ist eine engere Zusammen-
arbeit von Universitäten, Wirtschaftsunternehmen 
und Landwirten, um Forschungsergebnisse und  
Innovationen leichter in die Praxis zu bringen.  
 Seiten 41 bis 43
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Liebe Leserinnen und Leser,

das Institut für Mittelstandsforschung rechnet den Fachkräftemangel pro  
Dekade vor: 2004 standen den 9,7 Millionen 55- bis 64-Jährigen, die bis 2014 
das Rentenalter erreichen, 9,6 Millionen 15- bis 24-Jährige gegenüber. Die nach-
rückende Generation ersetzt die ausscheidende also fast vollständig. Ab dann 
ist aber eine Lücke in Sicht, die sich immer weiter öffnet. So ersetzen junge 
Nachrücker die älteren Arbeitnehmer zwischen 2015 und 2025 nur noch zu 
etwa zwei Dritteln.

Die Belegschaft in deutschen Unternehmen wird also nicht nur älter, auch die 
Zahl der Arbeitskräfte nimmt ab. Doch das Problem trifft nicht alle gleich. Kleine 
Betriebe im ländlichen Raum sind häufig auf das regionale Arbeitskräfteangebot 
angewiesen. Die circa 450.000 Zuwanderer aus Ländern wie Italien, Spanien, 
Portugal finden trotz des offenen europäischen Arbeitsmarktes nur selten den 
Weg auf das Land. Qualifizierte Kräfte können sich ihr Arbeitsumfeld nämlich 
zunehmend selbst aussuchen.

Interessante Arbeitsplätze allein reichen deshalb nicht aus. Über ein attraktives 
Lebensumfeld werden Regionen zukünftig noch stärker in Konkurrenz treten 
– oder gemeinsam handeln.  Eigeninitiative ist also nötig. Dass es funktionieren 
kann, zeigen vor allem verschiedene Formen der Kooperation: Arbeitgeberzu-
sammenschlüsse, Ausbildungsnetzwerke und andere Formen der Zusammenar-
beit machen Regionen stark. 

Zukünftig wird es immer wichtiger, solche Ideen aufzugreifen und zu verbreiten.  
Wir brauchen aber auch einen möglichst raschen Transfer der erfolgreichsten 
Ideen in die Regelförderung, damit nicht jeder Interessent den langen Weg durch 
die Instanzen gehen muss, um auf die Herausforderungen reagieren zu können.

Eine anregende Lektüre wünscht
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Veränderungen in der DVS

5

Ab der Ausgabe 4.2012 übernimmt Diplom-Biologin Anja Rath die 
Chefredaktion von LandInForm. Sie vertritt damit Dr. Juliane Mante, 
die in Elternzeit geht. Nach einer wissenschaftlichen Tätigkeit an der 
Universität Bonn sammelte Anja Rath Erfahrungen in der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit – unter anderem als Referentin beim Natur-
schutzbund Deutschland. Von Mai 2007 bis Juli 2012 war sie bei der 
DVS für die Redaktion des Newsletters landaktuell verantwortlich.
E-Mail: anja.rath@ble.de 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 35

Seit Mitte August gehört Diplom-Geograph Stephan Bröhl zum 
Team der DVS. Er kümmert sich in erster Linie um die Konzeption 
und Organisation von Veranstaltungen. Zudem wird er gute Beispie-
le aus der Praxis für die Internetseite www.netzwerk-laendlicher-
raum.de aufbereiten. Nach beruflichen Stationen an der TU Mün-
chen und in einer PR-Agentur war Stephan Bröhl zuletzt mehrere 
Jahre als Redakteur in der Pressestelle des Deutschen Jagdschutz-
Verbandes tätig.
E-Mail: stephan.broehl@ble.de 
Telefon: 02 28 / 68 45 38 62

Gemeinsam stark sein 2012: Dorf beleben!
Der Wettbewerb „Gemeinsam stark sein“ geht in die nächste 
Runde. Gesucht wurden dieses Jahr bundesweit Projekte, die zei-
gen, wie Dörfer belebt werden können. Denn Lebensqualität in 
ländlichen Räumen ist mehr als nur gute infrastrukturelle Ausstat-
tung: Dazu gehören auch ein Gemeinschaftsgefühl und ein aktives 
Vereinsleben, attraktive Angebote für Senioren und Jugendliche 
sowie Arbeitsplätze in erreichbarer Nähe.

Ab Oktober können Sie unter www.netzwerk-laendlicher-raum.
de/wettbewerb die Wettbewerbsbeiträge kennenlernen. Diese 
werden wieder nach dem Bottom-up-Ansatz von den Leader- und 
ILE-Akteuren und den Leader- und ILE-Referenten der Länder be-
wertet. 

Ihre Meinung ist gefragt!

Wir möchten es wissen: Liegt Ihnen beim Lesen unse-
rer Beiträge etwas auf der Seele, das Sie unbedingt los-
werden möchten? Oder haben Sie Vorschläge, wie wir 
unsere Zeitschrift inhaltlich und strukturell bereichern 
können? Dann schreiben Sie uns. Wir freuen uns über 
Ihr Feedback.

Privatunterkünfte in  
ländlichen Regionen

Ein europäischer Austausch zu Erfahrungen 
von Organisationen oder Besitzern ländli-
cher Privatunterkünfte steht im Fokus die-
ses Kooperationsgesuchs. Die schwedische 
LAG Västernorrland verspricht sich durch 
gegenseitige Besuche und zwei Fachsemi-
nare einen Austausch guter Beispiele mit 
gleichzeitiger Inspiration aller involvierten 
Akteure.

Mehr Informationen:
LAG Västernorrland 
Lena Liljemark
Telefon: +46 / 73 / 2 75 48 69 
E-Mail: lena.liljemark@leadertimra.se

Professioneller Tourismus

In der schwedischen LAG Västernorrland wird 
der Tourismus hauptsächlich von ehrenamtli-
chen Akteuren organisiert. Die LAG möchte 
diese dazu animieren, sich im Tourismus selbst-
ständig zu machen und ihre unternehmerischen 
Kenntnisse zu verbessern. Eine Kooperation 
mit anderen schwedischen Regionen zu diesem 
Thema gibt es bereits. Weitere europäische 
Regionen mit ähnlichen Bestrebungen werden 
als Kooperationspartner gesucht.

Mehr Informationen:
LAG Västernorrland 
Lena Liljemark
Telefon: +46 / 73 / 2 75 48 69 
E-Mail: lena.liljemark@leadertimra.se 

Kooperationsgesuche aus der Kooperationsdatenbank des ENRD Contact Point:
http://enrd.ec.europa.eu/leader/cooperation-platform/leader-cooperation-offers

 Mehr Informationen: 
Isabell Friess 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 59 
E-Mail: isabell.friess@ble.de

i

�Mehr�Mehr InformationenInformationen

Innovative Unternehmen  
fördern

Die Lettische LAG Baldones partner ba möchte 
in Kooperation mit anderen europäischen 
Regionen regionales Handwerk und Unterneh-
mertum vor Ort ankurbeln. Einzelne Schritte 
könnten eine enge Vernetzung der Akteure, 
neue Vermarktungsaktivitäten und -möglichkeiten, 
Schulungen für den Internetvertrieb sowie 
Schulungen zu innovativem Handwerk und 
Unternehmertum sein.

Mehr Informationen:
LAG Baldones partner ba
Janis Mugurevics 
Telefon: +371 / 29 48 93 39
E-Mail: baldonelag.@gmail.com 
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Wie immer interessiert uns Ihre Meinung zu unserem Webauftritt, vor allem zu den Themenseiten. Rufen Sie uns an oder mailen Sie uns:

Telefon: 02 28 / 68 45 37 22E-Mail: dvs@ble.de

Wie immer interessiert uns Ihre Meinung zu unserem Webauftritt, vor allem zu den Themenseiten. Rufen Sie uns an oder mailen 
Themenseiten. Rufen Sie uns an oder mailen Sie uns:

Telefon: 02 28 / 68 45 37 22E-Mail: dvs@ble.de

Themenseiten. Rufen Sie uns an oder mailen 

Wie immer interessiert uns Ihre Meinung zu unserem Webauftritt, vor allem zu den Themenseiten. Rufen Sie uns an oder mailen Sie uns:

Telefon: 02 28 / 68 45 37 22E-Mail: dvs@ble.de

Neue Projektbeschreibungen auf 
www.netzwerk-laendlicher-raum.dewww.netzwerk-laendlicher-raum.de

Von Dagmar Nitsch

F örderung, Maßnahmen, ländliche Entwicklung – all diese abstrak-
ten Begriffe werden mit Leben gefüllt, wenn man die vielfältige 

Landschaft der Projekte betrachtet, die in dieser Förderperiode 
angestoßen und durchgeführt wurden. Die Akteure im ländlichen 
Raum haben außergewöhnliche und innovative Ideen umgesetzt. Eine 
aktuelle Sammlung von Projekten finden Sie nun in unserer Projekt-
datenbank in der Rubrik Beispiele. Damit sind dort nun über 450 
Projekte dokumentiert. Die neuen Beschreibungen stellen Projekte 
aus allen Schwerpunkten des ELER vor, aber auch solche aus anderen 
Finanzierungstöpfen oder ganz ohne Förderung. 

Neu in der Datenbank sind Beschreibungen von sowohl gebietsüber-
greifenden als auch transnationalen Kooperationsprojekten. Auch hier 
ist eine große Bandbreite vorhanden: Vom Informationsaustausch bis 
zur langjährigen Zusammenarbeit werden Regionen gemeinsam aktiv.

Wir danken Ihnen für die vielen Beschreibungen, die wir erhalten 
haben! Natürlich freuen wir uns, wenn Sie weiterhin Projektbeschrei-
bungen senden. Das entsprechende Formular finden Sie als Download 
direkt bei der Projektdatenbank:

 www.netzwerk-laendlicher-raum.de/projekte

Im Bereich Themen sind zwei neue Interviews zum Thema 
„Breitband“ zu lesen. Dr. Josephine Hofmann vom Fraun-

hofer Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation 
geht auf Fragen zur Telearbeit ein und legt dabei 

besonderes Augenmerk auf die Bedingungen 
und Chancen für und durch Telearbeit im 

ländlichen Raum. Angelika Jais, Koordina-
torin für die Geodateninfrastruktur in 

Bayern, stellt den Grabungsatlas vor, der 
die geplanten Tiefbauarbeiten in baye-

rischen Kommunen darstellt und 
Synergieeffekte erzeugen soll, die 
die Kosten des Breitbandausbaus 

senken können.

Ebenfalls neu bei den Themen ist der 
Aufruf zur Gründung einer Dorfbewegung. 

Diese soll den Dörfern eine Plattform geben, 
die dem Austausch von Wissen und Lösungs-

möglichkeiten dienen soll. Ein Anfang ist gemacht: 
Es wurden bereits einige Ansprechpartner in den 
Bundesländern gefunden. Der Aufruf steht auf 
unserer Website bereit. Wir möchten damit die 
Initiative zur Gründung einer Dorfbewegung in 
Deutschland unterstützen und aktuelle Informatio-
nen rund um das Thema anbieten: 

 www.netzwerk-laendlicher-raum.de/dorf

In der Rubrik Service finden Sie im Archiv die Dokumentation des 
bundesweiten Leader-Treffens zum Thema „Mit neuen REKs und 
Multifonds in die Programmperiode ab 2014“ des Workshops „Wie 
gestalten Kommunen die Energiewende im ländlichen Raum?“ und 
auch der Tagung „Natura 2000 und Ländliche Entwicklung“ (siehe 
Seite 7). 

 Service  Veranstaltungen  Archiv

Anmelden können Sie sich aktuell zur Veranstaltung der DVS im 
Rahmen der Open Days 2012 in Brüssel am 10. Oktober 2012, zur 
Exkursion Wasserrahmenrichtlinie und Landwirtschaft am 16. und 17. 
Oktober 2012 sowie zum DVS-Workshop im Rahmen der Euregia am 
22. und 23. Oktober 2012 (siehe Seiten 8 und 9). 

 Service  Veranstaltungen

Außerdem wie gewohnt im Service: alle DVS-Publikationen mit 
Download- und Bestellmöglichkeiten, News, Wettbewerbe und  
Programme.
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Rückblick
Natura 2000 und 
ländliche Entwicklung 

Kommunen gestalten Energiewende

Von Jan Freese

Von Isabell Friess 

Das Europäische Natura 2000-Netzwerk ist das größte Schutzge-
bietsnetz der Welt. Nach der Bestandsaufnahme und Gebietsaus-

weisung steht gegenwärtig die Aufstellung, Finanzierung und Umsetzung 
der Managementpläne für die Gebiete und gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten an. Da viele Schutzgebiete in der Kulturlandschaft liegen 
und oft land- und forstwirtschaftliche Nutzer betroffen sind, ist es auch 
die Aufgabe der Gemeinsamen Agrarpolitik, mithilfe der Ländlichen 
Entwicklungsprogramme die Natura 2000-Umsetzung zu fördern.

Auf der Tagung „Natura 2000 und Ländliche Entwicklung“ der Deut-
schen Vernetzungsstelle Ländliche Räume und des Netzwerks Land 
Österreich am 18. und 19. Juni in Salzburg haben 100 Teilnehmer die 
Erfahrungen mit der Umsetzung von Natura 2000 diskutiert und 
Empfehlungen für die Ausgestaltung der ländlichen Entwicklung in der 
kommenden Förderperiode erarbeitet. Grundlage waren Vorträge von 
Vertretern der Europäischen Kommission, des Europäischen Parla-
ments und des Österreichischen Umweltministeriums sowie Beiträge 
aus der Wissenschaft und von Verbänden.

Anhand von Best-Practice-Beispielen aus Österreich, Deutschland, 
Slowenien und Frankreich wurden Fragen der praktischen Maßnahme-
numsetzung und Förderung vertieft: Wie ist die Bilanz nach 15 Jahren 
Schutzgebietsentwicklung? Wie können möglichst viele Akteure in den 
Streuobstwiesenschutz eingebunden werden? Welche Rolle spielen 

priorisierende Aktionsframeworks zukünftig für die Finanzierung? 
Wie kann man den Kulturlandschaftswandel durch Landschaftspflege 
und Schutzgebietsbetreuung managen? Welche Software kann die 
Planungs- und Managementprozesse unterstützen?

Die Exkursion in das Natura 2000-Gebiet „Wallersee – Wenger 
Moor“ demonstrierte anschaulich viele der Herausforderungen 
eines Natura 2000-Gebietes mit hoher Naherholungsfunktion und 
landwirtschaftlicher Nutzung. Die Gebietsbetreuerin Elisabeth Ortner 
vom Haus der Natur Salzburg konnte mit ihrer überzeugenden Art 
darlegen, wie wichtig eine intensive Gebietsbetreuung ist.

Dokumentation der Veranstaltung:
www.netzwerk-laendlicher-raum.de  Service  Veranstaltungen  
DVS-Archiv  2012

 Mehr Informationen: 
Dr. Jan Freese
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
E-Mail: jan.freese@ble.de
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

i

�Mehr�Mehr InformationenInformationen

 Mehr Informationen: 
Isabell Friess
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
E-Mail: isabell.friess@ble.de
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

i

�Mehr Informationen

Kommunen im ländlichen Raum sind die entscheidende Hand-
lungsebene der Energiewende, zudem verbinden sich mit ihr 

viele Chancen und Herausforderungen. Deshalb fand vom 18. bis 19. 
Juni 2012 in Göttingen der Workshop „Wie gestalten Kommunen die 
Energiewende im ländlichen Raum“ statt. Er wurde gemeinsam von 
der Deutschen Vernetzungsstelle Ländliche Räume, dem Deutschen 
Landkreistag sowie dem Deutschen Städte- und Gemeindebund 
ausgerichtet. 

Drei parallel laufende Workshops zu folgenden Themen standen im 
Mittelpunkt: Wie kann das Zusammenspiel zwischen den informellen 
und den formellen Instrumenten der regionalen Planungen aufgebaut 
werden? Wo steckt die Wertschöpfung? Und wie kann vor Ort Akzep-
tanz für das Thema Netzausbau geschaffen werden? In jedem dieser 
Handlungsfelder sind die Kommunen des ländlichen Raums betroffen 
und gefordert. Da die Workshops wiederholt wurden, konnten sich 
die Teilnehmer mit zwei der drei angebotenen Themen vertiefter 
auseinandersetzen. 

In allen Workshops wurde klar, dass es ohne Kooperationen langfristig 
nicht geht: Kooper ationen über die kommunalen Grenzen hinweg, 
aber auch zwischen unterschiedlichen Ressorts und Akteuren, ob 

privat, wirtschaftlich oder öffentlich. Trotz des intensiven Austausches 
konnten nicht alle Fragen behandelt werden. Offen 
blieb beispielsweise, wie das 
Verhältnis zu Investoren 
zukünftig gestaltet werden 
soll oder wie die Rekom-
munalisierung der Netze 
umgesetzt werden könnte.  

Dokumentation der  
Veranstaltung:
www.netzwerk- 
laendlicher-raum.de  
Service  Veranstaltungen 

 DVS-Archiv  2012

Rückblick
Natura 2000 und 
ländliche Entwicklung 

Von Jan Freese

Das Europäische Natura 2000-Netzwerk ist das größte Schutzge-
bietsnetz der Welt. Nach der Bestandsaufnahme und Gebietsaus-

weisung steht gegenwärtig die Aufstellung, Finanzierung und Umsetzung 
der Managementpläne für die Gebiete und gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten an. Da viele Schutzgebiete in der Kulturlandschaft liegen 

Rückblick
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Viele notwendige Maßnahmen zum Schutz der Gewässer müssen in der landwirtschaftlich 
genutzten Kulturlandschaft umgesetzt werden. Die Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche 
Räume, die Grüne Liga und die Ostseestiftung stellen auf ihrer gemeinsamen Exkursion vom 
16. bis 17.10.2012 gute Beispiele aus der Praxis in Mecklenburg Vorpommern vor.  

Von Jan Freese und Bettina Rocha

Wasserschutz durch 
    Landwirtschaft

Mecklenburg-Vorpommern ist neben der abwechslungsreichen 
Ostseeküste für seine vielfältigen und oft naturnahen Gewässer 

bekannt. Der Fluss Peene ist zum Beispiel einer der letzten unver-
bauten Flüsse Deutschlands und zugleich eines der größten noch 
zusammenhängenden Niedermoorgebiete Europas. Das Peenetalmoor 
gilt als besonders wertvoll und von allen Flusstalmooren als am besten 
erhalten. Gleichzeitig müssen die in der Region existierenden großen 
und leistungsfähigen Agrarunternehmen ihre Produktion weiterent-
wickeln, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Zu dieser Ausgangslage 
gesellen sich rechtliche Regelungen: Die EU-Wasserrahmenrichtlinie 
und das Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt stellen neue 
Anforderungen an die Landwirtschaft, insbesondere im Hinblick auf 
die weitere Vermeidung von diffusen Stoffeinträgen in Gewässer und 
Meere.

Auf der Exkursion vom 16. bis 17.10.2012 werden am Beispiel des 
Einzugsgebietes der Ostsee aktuelle Projekte im Naturraum Vorpom-
mersche Boddenküste besucht und mit Betriebsleitern, Verwaltungs-
experten, Beratern, Naturschützern und Projektträgern diskutiert. Im 
Mittelpunkt stehen regional oder betrieblich umsetzbare Maßnahmen 
zur Nährstoffreduzierung im Gewässer und zur Verringerung der 
Nährstoffverluste aus der Landwirtschaft.

Geplant sind vier Exkursionsziele: Zuerst werden betriebliche und 
überbetriebliche Strategien am Saaler Bach – mit Beratung, Testflächen 
für die Probenentnahme, Wasserschonstreifen und Kranichrastplatz 
– präsentiert.  Als nächstes geht es zu einem Gewässerumbauvorha-
ben zur Renaturierung auf der Insel Rügen, dann zu einer geplanten 
Wasserstandregulierung auf den Wiesen eines Milchviehbetriebs bei 
Krummenhagen und zuletzt zu den Peenewiesen bei Gützkow.

Die gemeinsame Diskussion von Vertretern aus Landwirtschaft, Was-
serwirtschaft und Naturschutz, von Verwaltungen, Landnutzern und 
Verbänden soll den Blick für die kooperativen Möglichkeiten innerhalb 
der ELER-Förderung, auch mit der Perspektive nach 2014, öffnen.

Der Exkursionsbus startet und endet am Rostocker Hauptbahnhof. 
Eine Teilnahmegebühr wird nicht erhoben. Anreise und Übernachtung 
sind selbst zu tragen.

Sie können sich bis zum 20. September unter  
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/wrrl zur Exkursion anmelden.

Erinnerung: Tagung „Erfolgreich wirtschaften 
im Kleinprivatwald“ 

Die Veranstaltung am 29.09.2012 in Arnsberg in Nordrhein-Westfalen 
befasst sich mit folgenden Fragen: Gibt es neben der Holzmobilisie-
rung andere Möglichkeiten der Wertschöpfung im Wald? Frauen als 
Waldbesitzerinnen: Warum ist die Ansprache von Zielgruppen sinnvoll? 
Welche neuen Organisationsformen durch Vernetzung sind denkbar? 
Der Fokus liegt auf guten Praxisbeispielen aus Deutschland und dem 
Ausland.
Sie können sich noch bis zum 10.09. unter  
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/wald anmelden.

i  Mehr Informationen: 
Dr. Jan Freese und Bettina Rocha
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
Telefon: 02 28 / 68 45 34 77; -38 82
E-Mail: jan.freese@ble.de, bettina.rocha@ble.de
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

�Mehr InformationenInformationenInformationenInformationenInformationenInformationen
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Von Isabell Friess

Alle zwei Jahre findet in Leipzig die „euregia – Fachmesse für Kom-
munal- und Regionalentwicklung in Europa“ statt. Auch in diesem 

Jahr ist die Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume vom 22. bis 
24. Oktober sowohl mit einem Infostand als auch mit einem Work-
shop wieder mit von der Partie. 
Die Veranstaltung mit dem Titel „Gut aufgestellt: Den Prozess bilan-
zieren und für die Zukunft neu ausrichten“ richtet sich an Regional-
manager. Sie ist in zwei Themenblöcke unterteilt. Am Montag, den 22. 
Oktober, wird von 13 bis 16.45 Uhr mit den Teilnehmern ein Blick 
auf ihre aktuelle Arbeit geworfen. Denn gerade zum Ende der jetzigen 
EU-Förderphase ist es wichtig, die Prozesse und Entscheidungen der 
letzten Jahre zu betrachten und zu bewerten. Dazu können die Teil-
nehmer in Kleingruppen unterteilt jeweils eines von fünf Instrumen-
ten zur Bilanzierung kennenlernen. Zu diesen gehören zum Beispiel 
die Analyse des Beziehungsnetzes des Regionalmanagers oder die 
Organisationsaufstellung, bei der die Arbeits- und Organisationsstruk-
turen des Regionalmanagements unter die Lupe genommen werden 
Traditionell folgt am Montagabend eine Einladung aller Teilnehmer in 
die Moritzbastei. Am Dienstag, den 23. Oktober, dreht sich von 9.30 
bis 13 Uhr alles um die Neuausrichtung der Regionalen Entwick-
lungskonzepte in der neuen EU-Förderperiode ab dem Jahr 2014. 
Anhand von Fallbeispielen diskutieren Arbeitsgruppen, wie Regionen 

i  Mehr Informationen: 
Isabell Friess
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
Telefon: 02 28 / 68 45 34 59
E-Mail: isabell.friess@ble.de
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

�Mehr�Mehr�Mehr�Mehr InformationenInformationen

Von Bettina Rocha und Isabell Friess

Veranstaltungen • Für das Netzwerk

9

Nah und gut versorgt

M it dem Thema Vermarktung hat sich die Deutsche Vernetzungs-
stelle Ländliche Räume schon häufig auseinandergesetzt. Im 

Mittelpunkt der Diskussionen stand dabei meist die Perspektive der 
Erzeuger wie 2009 bei der Tagung „Erzeugung und Vermarktung von 
Qualitätsprodukten“ oder 2011 beim Fachgespräch „Erfolgreich mit 
dem Lebensmitteleinzelhandel zusammenarbeiten“. 
Auf dem Workshop „Nah und gut versorgt“ am 4. und 5. Dezember 
möchte die Deutsche Vernetzungsstelle die Rolle der Vermarkter ins 
Zentrum rücken, wobei es vor allem um die Versorgung auf Dörfern 
und in einwohnerschwachen Regionen geht. Dabei werden nicht 
nur Einzelhändler angesprochen, sondern auch Kommunen, die sich 

Gedanken über die Nahversorgung machen. Es wird um verschiedene 
Nahversorgungskonzepte gehen, wie privatwirtschaftlich, genos-
senschaftlich oder bürgerschaftlich geführte Läden sowie um die 
stationäre oder mobile Versorgung, aber auch um Konzepte, die einen 
Handels- und Dienstleistungsmix vorsehen. Auch die Zusammenarbeit 
mit regionalen Erzeugern sowie die Qualifizierung der Händler sind 
Themen des Workshops.

Ab Ende Oktober erfahren Sie von uns nähere Informationen zu Ort 
und Programm dieser Veranstaltung.

Euregia 2012 – 
Regionalmanagements fit für die Zukunft

über einen Fördertopf hinaus schauen können oder wie die regionale 
Entwicklung über Ziele stärker gesteuert werden kann. 

Mehr Informationen zur Veranstaltung finden Sie unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/euregia
Anmeldeschluss ist der 8. Oktober 2012. 
Mit der Anmeldung zu unserem 
Workshop können Sie eine 
ermäßigte Dauereintrittskarte  
für die Euregia zum Preis von  
55 Euro bestellen.

i  Mehr Informationen: 
Bettina Rocha und Isabell Friess
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
Telefon: 02 28 / 68 45 38 82; -34 59
E-Mail: bettina.rocha@ble.de, isabell.friess@ble.de
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

�Mehr Informationen
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Fachkraft gesucht:
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Ländlicher Raum als Perspektive?
Viele ländliche Regionen kämpfen zunehmend mit 
einem Mangel an Fachkräften. Diese empfinden 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen im Vergleich 
zu denen in den Städten nicht immer als rosig. 
Die Unternehmen müssen also aktiv etwas dafür 
tun, ihr Fachpersonal anzuwerben, es zu halten 
oder erst zu schaffen. Welche unterschiedlichen 
Wege es dafür geben kann, zeigen wir mit diesem 
Fokusthema. Von Juliane Mante

Gestaltet sich Beschäftigung auf dem Lande anders als in der Stadt? Haben 
ländliche Regionen grundsätzlich stärker mit Arbeitslosigkeit zu kämpfen? 

Der Fachkräftemangel in Deutschland ist in aller Munde, auch wenn sich die 
Experten über dessen tatsächliche Ausprägung uneinig sind. Wie geht es den 
Unternehmen in ländlichen Räumen mit diesem Phänomen und wie versuchen 
sie, ihm zu begegnen? Diese Fragen wollen wir mit unserem Fokusthema unter 
die Lupe nehmen. Dabei fallen die Antworten nicht immer wie erwartet aus.

Die großen Trends des deutschlandweiten Arbeitsmarktes spiegeln sich etwa 
auch im ländlichen Raum wider, wie die Autorin des Beitrages auf den Seiten 12 
bis 13 beschreibt: Immer weniger Erwerbstätige sind regulär vollzeitbeschäftigt 
und auch die Zahl der Arbeitslosen hat weniger etwas mit ländlichem oder 
städtischem Wohnsitz zu tun, sondern eher mit Ost oder West: In den neuen 
Bundesländern ist sie fast doppelt so hoch wie in den alten Bundesländern. 
Trotzdem gibt es typisch ländliche Phänomene: Das produzierende Gewerbe, 
wie die Metallverarbeitung oder die Nahrungsmittelindustrie, ist auf dem Land 
besonders stark, unternehmensnahe Dienstleistungen hingegen schwächer. 
Hierin liegen auch die Kernprobleme der ländlichen Wirtschaft: Das Lohnni-
veau ist insgesamt niedriger und Innovation und Wachstum haben es schwerer. 
Hier setzt die Strukturpolitik des Bundes und der EU an, die wirtschaftlich 
schwachen Regionen helfen soll, bei Einkommen, Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung aufzuholen. Der Autor auf den Seiten 14 bis 15 beschreibt, wie 
unterschiedlich erfolgreich die Fördertöpfe hierbei agieren, auch wenn deren 
Wirkungen schwer abschätzbar sind.

Unsere Interviews auf den Seiten 16 bis 18 zeigen: Viele ländliche Unternehmen 
und Regionen haben durchaus – häufig bedingt durch den demografischen Wan-
del – ein Problem, genügend Fachkräfte zu finden. Not macht aber erfinderisch: 
Sie greifen zu verschiedensten Maßnahmen, um ihren Bedarf an Mitarbeitern 
jetzt und in Zukunft decken zu können. Nach dem Motto „Tue Gutes und 
rede darüber“ setzen sie zum einen darauf, ihre Region oder ihr Unternehmen 
attraktiv für potenzielle Fachkräfte zu machen. Zum anderen gehen sie gezielt 
auf vielversprechende Zielgruppen zu. Unsere Beispiele auf den Seiten 22 bis 
27 zeigen, dass es sich lohnt, den Fachkräftenachwuchs frühzeitig in der Schule 
anzusprechen, Frauen oder Männern nach einer familiären Pause den Berufs-
einstieg zu erleichtern, familienfreundliche Arbeitsbedingungen zu bieten oder 
ganz bewusst die Kompetenzen älterer Mitarbeiter zu fördern und zu nutzen.

Eine hierzulande bisher seltene, aber wirksame Lösung zur Bindung von 
Fachkräften in peripheren ländlichen Regionen sind die Arbeitgeberzusammen-
schlüsse. Was darunter zu verstehen ist, schildert unsere Interviewpartnerin 
auf der Seite 19. Die Unternehmen in unserem Beispiel auf den Seiten 20 und 
21 haben es gewagt: Sie haben als bisher Einzige in Deutschland solch einen 
branchenübergreifenden Zusammenschluss in Eigeninitiative und komplett ohne 
Fördermittel aufgebaut – die beste Voraussetzung dafür, dass der  Verbund 
dauerhaft erfolgreich arbeitet. Ähnlich gute Beispiele gibt es viele, wir hoffen, 
mit unserer Auswahl einige Anregungen zu geben.
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Die Beschäftigungsverhältnisse sind in manchen ländlichen Regionen nicht gerade rosig: 
Die Ausrichtung auf nichtwissensintensive Wirtschaftszweige führt zu niedrigeren Löhnen, 
Unternehmen klagen über Fachkräftemangel. Die Besonderheiten der ländlichen Wirt-
schaftsstrukturen können aber auch zur Stärke werden, wenn Politik und Unternehmen 
frühzeitig passgenaue Lösungen umsetzen.  Von Anne Margarian

Die Beschäftigung in ländlichen Räumen unterliegt den gleichen 
großen Trends wie anderswo, dies zeigen Ergebnisse einer 

Studie des Johann Heinrich von Thünen-Instituts (Claudia Kriehn, 
vTI). Tatsächliche Unterschiede gibt es dagegen vor allem zwischen 
Ost und West: Während zwischen 1995 und 2008 die Zahl der 
Erwerbstätigen in den Landkreisen der alten Bundesländer in der 
Regel zunahm, verringerte sie sich in denen der neuen Bundeslän-
der. Die Arbeitslosenquote war 2011 im Osten mit etwa elf Prozent 
fast doppelt so hoch wie mit sechs Prozent im Westen. Gleichzeitig 
gehen immer weniger Erwerbstätige einer regulären Vollzeitbe-
schäftigung nach. Fast überall sank zwischen 1996 und 2008 der 
Anteil der Erwerbstätigen in Land- und Forstwirtschaft sowie in der 
Fischerei. Das gleiche gilt für das produzierende Gewerbe. Positiv 
hat sich hingegen fast überall der Dienstleistungssektor entwickelt. 

Die Trends auf dem Lande

Die ländlichen Kreise trugen im Jahr 2008 noch zu 24 Prozent zur 
Beschäftigung in Deutschland bei. Dabei arbeiten die Menschen 
heute hier in den unterschiedlichsten Branchen, Qualifikationen 
und Beschäftigungsverhältnissen. In den – nach BBSR-Klassifikation 
– als ländlich definierten Kreisen sind im Schnitt nur noch etwa vier 
Prozent der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft tätig, Tendenz 
sinkend. Dafür gibt es relativ viele Beschäftigte im produzierenden 
Gewerbe. Branchen mit einem Schwerpunkt ihrer Produktion in 
eher ländlichen Regionen sind zum Beispiel die Herstellung von 
Metallerzeugnissen oder von Nahrungsmitteln. Der Dienstleistungs-
sektor ist auf dem Lande vergleichsweise schwach ausgeprägt: 2008 
arbeiteten hier zwei Drittel der Erwerbstätigen – gegenüber knapp 
drei Vierteln in den nichtländlichen Kreisen. Während vor allem die 
Unternehmen in schrumpfenden Regionen unter der Abwanderung 
in die Zentren leiden, beklagen auch prosperierende ländliche Regi-
onen immer häufiger einen Fachkräftemangel. Andererseits ist auch 
Arbeitslosigkeit teilweise ein Problem. 

Geringe Qualifikation – Schwäche und Chance 
zugleich

Mit der zunehmenden Bedeutung der wissensintensiven Dienst-
leistungen, etwa im Bereich der Datenverarbeitung, und dem 
technischen Fortschritt steigen insgesamt die Anforderungen an die 
Qualifikation der Arbeitnehmer. Der Anteil an sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten mit Hoch- und Fachhochschulabschluss ist 
aber in ländlichen Kreisen besonders gering: Er betrug 2009 in den 
alten Bundesländern sechs, in den neuen Bundesländern acht Pro-

Arbeiten 
  auf dem Lande
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Das produzierende Gewerbe - etwa die Nahrungsmittelherstellung oder 
Metallverarbeitung - ist in ländlichen Regionen besonders stark ausgeprägt.

›
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zent. Im Vergleich dazu liegt er in den nichtländlichen Kreisen bei 
etwa zehn beziehungsweise vierzehn Prozent. Diese Unterschiede 
lassen sich vor allem damit erklären, dass sich forschungsintensive 
Branchen und unternehmensnahe Dienstleistungen in zentral gele-
genen Regionen konzentrieren. Gerade diese beiden Zweige tragen 
aber viel zu Innovation und Wachstum bei. 
Trotz dieser Probleme spielen viele ländliche Regionen gerade für 
die Beschäftigung geringer Qualifizierter eine wichtige Rolle: In 
nichtwissensintensiven Wirtschaftszweigen, wie beispielsweise 
der Herstellung von Metallerzeugnissen, elektrischen Ausrüstun-
gen, Holzprodukten, Kunststoffwaren oder dem Maschinenbau 
wird auch Personal ohne abgeschlossene Berufsausbildung einge-
stellt, ebenso im Handel und in der Nahrungsmittelproduktion. In 
peripheren Regionen, in denen diese Branchen stark sind, ist die 
Arbeitslosigkeit deshalb auch gering. Höher ist sie in Regionen, 
die noch stark durch die Landwirtschaft geprägt sind. Ein positi-
ver Zusammenhang zwischen der Beschäftigungssituation und der 
Bedeutung von Tourismus und Gastronomie lässt sich für zentrale 
Regionen und Kreise mittlerer Lage beobachten, nicht aber in peri-
pheren Regionen.

Was beeinflusst das Einkommen?

Auf dem Land erhalten Arbeitnehmer durchschnittlich weni-
ger Lohn als in nichtländlichen Kreisen. Grund ist zum einen die 
Konzentration auf die nichtwissensintensiven Wirtschaftszweige. 
Zum anderen spielt die Nachfrage nach Arbeitskräften eine Rolle. 
So zahlen Unternehmen des Lebensmittelsektors und des Handels 
vergleichsweise geringe Löhne. In Regionen, in denen sich diese 
Branchen konzentrieren, sind die Löhne jedoch etwas höher. Auch 
die Größe der Unternehmen ist entscheidend: Das Lohnniveau ist 
tendenziell dort höher, wo es ein oder mehrere größere Unterneh-
men gibt.
Darüber hinaus hat die Wertschöpfung je Einwohner einen indirek-
ten Einfluss: Die höhere Wertschöpfung in nichtländlichen Kreisen 
wird zumindest teilweise durch höhere Löhne an die Arbeitnehmer 
weitergegeben. Gleichzeitig steigen dadurch die Lebenshaltungskos-
ten in der Region und das Lohnniveau zieht weiter an. 
Das Einkommen hängt aber nicht nur vom Lohn aus einem Be-
schäftigungsverhältnis ab. In bestimmten Wirtschaftszweigen ist es 
leichter als in anderen, sich ein alleiniges oder zusätzliches Einkom-
men durch selbständige Tätigkeiten oder Mehrfachbeschäftigung 
zu erwirtschaften. Vor allem Menschen in Regionen mittlerer und 
peripherer Lagen, in denen unternehmensnahe Dienstleistungen 
wie Wirtschaftsprüfung, Buchführung und Datenmanagement oder 

Zum Weiterlesen

Kriehn, Claudia, 2011: Erwerbstätigkeit in den ländlichen Landkreisen in 
Deutschland 1995 bis 2008. Arbeitsbericht aus der vTI-Agrarökonomie 
2/2011. Braunschweig.
Margarian Anne, in Arbeit: The impact of industry structures on wealth, 
distribution and demography: An analysis of central and peripheral Ger-
man districts. Arbeitsbericht aus der vTI-Agrarökonomie. Braunschweig.

 Mehr Informationen: 
Dr. Anne Margarian
Johann Heinrich von Thünen-Institut
Telefon: 05 31 / 59 6 55 11
E-Mail: anne.margarian@vti.bund.de
www.vti.bund.de
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�Mehr Informationen

die nichtwissensintensive Produktion wie Metallbearbeitung und die 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen stark sind, erhöhen auf 
diese Weise ihr Haushaltseinkommen. In zentralen und mittleren 
Lagen bietet eine starke Tourismusbranche gute Möglichkeiten für 
Zusatzverdienste. 

Passgenaue Lösungen schaffen

Auch wenn sich die Wirtschaft ländlicher Räume auf nichtwissensin-
tensive Zweige konzentriert, wird der steigende Bedarf an höher 
qualifizierten Mitarbeitern die Unternehmen in peripheren Regio-
nen bei gleichzeitig sinkendem Angebot vor zunehmende Probleme 
stellen. Es zeichnen sich aber bereits neue – oftmals internetbasier-
te – technische und organisatorische Lösungen ab. Indem Unter-
nehmen zum Beispiel in Zusammenarbeit mit Dienstleistern in den 
Zentren sowohl Produkte als auch Dienstleistung aus einer Hand 
anbieten, können sie  möglicherweise die strukturellen Nachteile 
der ländlichen Wirtschaft zumindest teilweise kompensieren. Eine 
integrierte, also sektorübergreifende Politik für ländliche Räume 
sollte die Entwicklung und Erprobung regional angepasster Lösun-
gen fördern, um die Beschäftigung zu sichern. Die Voraussetzung 
für den Erfolg ist aber eine Analyse der spezifischen Bedingungen 
unterschiedlicher ländlicher Regionen mit ihrer Vielfalt an Wirt-
schafts- und Beschäftigungsverhältnissen. 

Siedlungsstruktureller  
Kreistyp nach BBSR (2008)*

Anzahl Kreise gesamt Landwirtschaft **
Produzierendes  

Gewerbe
Dienstleistungen

Prozent Prozent Prozent

Insgesamt 2.1 25.4 72.5

Nichtländliche Kreise 1.5 24.1 74.5

Typ 1   Kernstädte von Agglomerationen 42 0.4 17.5 82.1

Typ 2  Hochverdichtete Kreise in Agglomerationen 42 1.6 28.5 69.9

Typ 3  Verdichtete Kreise in Agglomerationen 34 3.3 27.4 69.3

Typ 5  Kernstädte in verstädterten Räumen 27 0.5 19.5 80.1

Typ 6  Verdichtete Kreise in verstädterten Räumen 84 2.9 31.7 65.5

Ländliche Kreise ... 4.3 29.6 66.0

Typ 4  ... in Agglomerationen 19 4.2 24.8 71.0

Typ 7  ... in verstädterten Räumen 66 4.5 32.5 63.1

Typ 8  ... höhere Dichte in ländlichen Räumen 57 3.7 30.3 66.0

Typ 9  ... geringere Dichte in ländlichen Räumen 36 5.5 25.4 69.1

Anteil der Erwerbstätigen im Sektor an allen Erwerbstätigen (2008)

Quelle: Kriehn (2011)
* Laufende Raumbeobachtung (www.bbsr.bund.de)
** incl. Fischerei und Forstwirtschaft
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Für die EU-Mitgliedstaaten sind im Zeitraum von 2007 bis 2013 finanzielle Mittel in 
Höhe von rund 346 Milliarden Euro für die Strukturpolitik vorgesehen, Deutschland 
wird davon rund 26,3 Milliarden Euro erhalten. Verschiedene Studien versuchen, die 
Wirkung dieser Gelder auch in Hinblick auf die Beschäftigung und das Wirtschafts-
wachstum abzuschätzen.  Von Helmut Karl

Strukturpolitik –  
Motor von Wachstum 
und Beschäftigung?

Die EU-Strukturpolitik basiert in Deutschland auf Maßnahmen, 
die vom Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), 

dem Europäischen Sozialfonds (ESF), dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie 
dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) finanziert 
werden. Die beiden Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der Re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) und „Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) unterstützen ebenfalls 
strukturpolitische Maßnahmen, die allerdings allein von Deutschland 
finanziert werden.
Unabhängig von ihren spezifischen Zielen sind die Fonds vor allem 
darauf angelegt, dass wirtschaftlich schwache Regionen bei Einkom-
men, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung aufholen. Dadurch 
ergeben sich Überschneidungen zwischen den EU-Fonds und GRW 
und GAK, die die wirtschaftliche Entwicklung in den einkommens-
schwachen und ländlichen Regionen stimulieren und den Agrarsek-
tor stärken sollen.

EFRE und GRW:  
Arbeitsplätze durch Innovationen

Der EFRE und die GRW unterstützen Regionen mit Entwicklungs-
rückstand und Strukturproblemen. Sie fördern Infrastrukturmaß-
nahmen, Investitionen sowie Forschung und Innovationen. Die GRW 
konzentriert sich dabei auf strukturschwache Regionen, während 
der EFRE auch flächendeckend Fördermöglichkeiten außerhalb 
der entwicklungsschwachen Räume bietet. Insgesamt sollen diese 
Maßnahmen Wachstum und Arbeitsplätze schaffen, indem sie das 
Produktionspotenzial im Zuge von Investitionen erweitern. Die von 
diesen Fonds geförderte berufliche Weiterbildung kann zudem die 
Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer steigern und das Angebot 
von Arbeit stärker auf die Bedürfnisse der Nachfrage zuschneiden.

ESF: Beschäftigungs- und Sozialpolitik im Fokus

Der ESF ist das zentrale beschäftigungspolitische Instrument 
der EU. Dieser Fonds zielt zum einen darauf ab, Arbeitslose bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu unterstützen. 
Besondere Aufmerksamkeit wird dabei sozial schwachen Gruppen 
gewidmet. Zum anderen soll er durch Bildungsmaßnahmen diejeni-
gen fördern, die zwar einen Arbeitsplatz haben, aber ihre berufliche 
Qualifikation verbessern müssen. Projekte in Deutschland profi-
tieren durch den ESF im Rahmen der aktuellen Förderperiode von 
rund neun Milliarden Euro. Über den Bund und die Länder fließen 
Mittel in die Arbeitsmarktförderung, die Weiterbildung von Be-
schäftigten, Unternehmensgründungen, die Stärkung des lebenslan-
gen Lernens und in die Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs von 

Personen mit besonderen Integrationsproblemen.
Die Bundesländer verfügen darüber hinaus über spezifische Einzel-
fördermaßnahmen. So wird in Mecklenburg-Vorpommern die beruf-
liche Weiterbildung gefördert, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Ansiedlung und Erweiterung von Firmen. Unterstützt werden 
auch Unternehmen, deren Beschäftigte Qualifikationen im Rahmen 
von Weiterbildungen erwerben oder auffrischen. Um die Erfolgs-
chancen von Existenzgründungen zu steigern, können die Gründer 
neuer Firmen zudem von einem Coach unterstützt werden. Berufs-
bezogene Sprachkurse und Qualifizierungsmaßnahmen während der 
Kurzarbeit zählen ebenfalls zur Programmpalette.

ELER: Schwerpunkt ländlicher Raum

Der ELER unterstützt die Ziele der EU-Strukturfonds, indem er die 
Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft durch Struk-
turwandel, Investitionsförderung und Entwicklung von Innovationen 
stimuliert. Allerdings ist dies gegenüber einer allgemeinen Inves-
titionsförderung in der GRW und im EFRE wettbewerbspolitisch 
und ökonomisch problematisch, da der Staat selektiv zugunsten des 
Agrarsektors interveniert. 
Unter dem Aspekt der Beschäftigungssicherung sind auch ELER-
Maßnahmen relevant, die auf die Steigerung der Lebensqualität 
im ländlichen Raum und die Förderung der Diversifizierung der 
ländlichen Wirtschaft abzielen. Dies gilt ebenso für die Investiti-
onsförderung des ELER, die wie das Agrarinvestitionsprogramm 
der GAK zum Aufbau und zur Weiterentwicklung des Sachkapitals 
im Agrarsektor beiträgt. Auch über diesen Kanal werden positive 
Wachstums- und Beschäftigungseffekte in ländliche Räume trans-
portiert.

Schwierige Wirkungsanalyse

Die Wirkungen der Strukturpolitik auf die Beschäftigung sind nicht 
eindeutig benennbar, denn Investitionen können einerseits im Inte-
resse des Erhalts der Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens 
Rationalisierungen durchsetzen, die die Beschäftigung vermindern. 
Zum anderen schaffen Erweiterungsinvestitionen und Investitionen 
in neue Produkte wirtschaftliches Wachstum und neue Märkte, 
die Beschäftigung steigern. Für die Investitionsförderung – etwa im 
Rahmen der GRW, des EFRE und ELER – konnten insgesamt leicht 
positive Beschäftigungseffekte nachgewiesen werden. Wichtiger sind 
aber die langfristigen Wachstumswirkungen der Investitionsförde-
rung. So zeigen Modellrechnungen, dass das Bruttoinlandsprodukt 
Ostdeutschlands durch Intervention der Strukturfonds mittelfristig 
um drei Prozent steigt – wobei dieser Effekt mit der Zeit rückläufig ist. 
Wie die Förderung von Aus- und Weiterbildungen wirkt, ist bisher 
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nur zum Teil empirisch untersucht worden. Oft ist schon deshalb 
unklar, ob Qualifikationsmaßnahmen die Chance auf Beschäfti-
gung und ein höheres Einkommen forcieren, weil dem geförder-
ten Personenkreis keine Kontrollgruppe von Nichtgeförderten 
gegenübersteht. Allerdings kommen empirisch abgesicherte Studien 
des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung in 
Essen sowie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
in Nürnberg zu dem Ergebnis, dass etwa die vom ESF geförderten 
Existenzgründerseminare zumindest in Westdeutschland die Über-
lebenschance von Unternehmen erhöhen. Das ESF-Coaching für 
neu gegründete Unternehmen hat hingegen nur einen schwachen 
positiven Einfluss. Bei den Weiterbildungen wirken nur Umschu-
lungen signifikant positiv. Immerhin steigern geförderte Weiterbil-
dungsmaßnahmen jedoch die allgemeinen Beschäftigungschancen. 
Allerdings kann nicht verschwiegen werden, dass ein Beschäfti-
gungs- und Wachstumsbeitrag zahlreicher anderer ESF-Maßnahmen 
bereits deshalb nicht erkennbar ist, weil es sich vor allem um sozial-
politische Maßnahmen handelt.

Flankierende Rolle der  
Strukturfonds 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass bereits die Höhe der 
finanziellen Mittel der hier betrachteten Fördermaßnahmen zu 
gering ist, um Richtung und Niveau von Wachstum und Beschäf-

tigung maßgeblich zu lenken. In einer wettbewerbsorientierten 
Marktwirtschaft kann es zudem nicht Aufgabe des Staates sein, die 
regionale Entwicklung und die räumliche Verteilung wirtschaftlicher 
Aktivitäten zu determinieren. Vielmehr sollte Strukturpolitik zeitlich 
begrenzt die Entwicklung strukturschwacher Regionen flankierend 
unterstützen. Dies ist in der Praxis nicht immer der Fall, denn 
etliche Regionen sind seit Jahren „Dauerkunden“ der Strukturfonds, 
bei denen die Hilfe zur Selbsthilfe nicht greift. Vor diesem Hinter-
grund zeigen zudem zahlreiche empirische Studien, dass die regiona-
le Entwicklung langfristig maßgeblich von der Ressourcenausstattung 
und Sektoralstruktur, der Innovationsfähigkeit der Unternehmen, 
der Integration der Region in die globalisierte Wirtschaft sowie den 
politischen Rahmenbedingungen abhängt. Da die Strukturfondsmaß-
nahmen diese Bereiche stimulieren, wirken sie in dieser Hinsicht in 
entwicklungsschwachen und ländlichen Regionen beschäftigungs- 
und wachstumsfördernd.

Im Fokus
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Herr Volborth, bereitet der  
Fachkräftemangel Ihnen Probleme?

Bei uns herrscht ein dauerhafter Mangel an Facharbeitern. Wir 
suchen vor allem Maschinen- und Anlagenführer, das ist der heu-
tige  Ausbildungsberuf Industriemechaniker, und  Werkzeugme-
chaniker. Das war nur in der Wirtschaftskrise anders, da hatten 
wir weniger Aufträge und brauchten daher auch weniger Leute. 
Mittlerweile suchen wir wieder verstärkt nach Mitarbeitern, die 
der Arbeitsmarkt aber einfach nicht hergibt. Das liegt zum einen 
daran, dass hier im Sauerland viele Industrieunternehmen sind. 
Über 50 Prozent der Arbeitsplätze befinden sich im produzie-
renden Gewerbe. Wie viele der Unternehmen hier sind auch wir 
Zulieferer der Automobilindustrie. Und wir konkurrieren alle um 
die knappen Fachkräfte. Außerdem wachsen wir jährlich um circa 
zehn Prozent, da wir gut auf den Markt ausgerichtet sind. Auch 
deshalb suchen wir permanent nach neuen Mitarbeitern.

Wie versuchen Sie denn, Ihr Unternehmen 
attraktiver für Fachkräfte zu machen?

Zum einen arbeiten wir an einem guten Betriebsklima, in dem sich 
alle wohlfühlen, denn so etwas spricht sich schnell herum. Bei uns 
gibt es neben der Weihnachtsfeiern jedes zweite Jahr einen Famili-
entag mit Spaß, Unterhaltung und Verköstigung, an dem die Angehö-
rigen unserer Mitarbeiter das Unternehmen kennenlernen können. 
Bei der Suche nach neuem Personal binden wir unsere Angestell-
ten gezielt mit ein, denn sind diese zufrieden, ist das die beste 
Werbung nach außen. So konnten wir schon häufig über persönli-
che Kontakte neue Mitarbeiter einstellen. Trotzdem bleibt das Pro-
blem bestehen, dass gut ausgebildete Fachkräfte Mangelware sind.

Wie versuchen Sie darüber hinaus,  
das Problem zu beheben?

Wir versuchen außerdem, unsere Fachkräfte selbst auszubilden. 
Wir streben eine Ausbildungsquote von acht bis zehn Prozent 
an. Das klappt sehr gut, denn wir haben intensive Kontakte 
und Kooperationen zu Schulen. Im Projekt „Schule-Wirtschaft 

Thomas Volborth ist Geschäftsführer der Teckentrup GmbH & Co. KG. 
Das mittelständische Familienunternehmen hat seinen Sitz in Her-
scheid im stark ländlich geprägten Sauerland in Nordrhein-Westfalen. 
Es produziert Stanz-, Umform- und Tiefziehteile für die Automobilbran-
che, den Maschinenbau und die Elektroindustrie. www.teckentrup.de

„Schulen und  
Unternehmen müssen  
stärker aufeinander  
zugehen“

Herscheid“ arbeiten zum Beispiel die Schulen und Unternehmen 
in der Region zusammen. Die Schüler kommen von der siebenten 
bis zehnten Klasse in unsere Betriebe: In der siebenten Klasse be-
schreiben sie den Ablauf eines Arbeitsvorgangs für den Unterricht, 
in der achten Klasse fertigen sie selbst ein Werkstück direkt in der 
Firma, und in der neunten und zehnten Klasse machen sie regelmä-
ßig Praktika. Dadurch finden viele Schüler ihren Weg zu uns und 
bewerben sich für eine Ausbildung. Die Trefferquote ist hier sehr 
hoch, denn sowohl Schüler als auch Unternehmen wissen, worauf 
sie sich einlassen. Darüber hinaus nehmen wir regelmäßig an Aus-
bildungsbörsen teil, wo sich Unternehmen und Schüler beschnup-
pern können. Auch hier haben wir schon zahlreich Nachwuchs 
akquiriert. Im Großen und Ganzen kann man sagen: An Auszu-
bildende heranzukommen, ist für uns dadurch mittlerweile kein 
Problem mehr. Nur beim bereits gut ausgebildeten Fachpersonal 
bleibt es schwierig.

Was sollte Ihrer Meinung nach die  
Politik tun, um dem Fachkräftemangel  
besser zu begegnen?

Wir haben einfach, bedingt durch den demografischen Wandel, zu 
wenig Menschen in Deutschland, vor allem in unserer Region. Und 
es gibt immer noch zu viele Schulabgänger, die keinen Schulab-
schluss haben. Dem sollte man schon in Kindergarten und Schule 
entgegenwirken, indem man die Kinder bereits in einer frühen 
Phase stärker fördert. Dafür benötigen wir konkret anstelle des 
geplanten Betreuungsgeldes die Kindergartenpflicht.Vor allem 
Migranten müssen besser integriert werden. Außerdem ist es drin-
gend erforderlich, dass endlich das Fach Wirtschaft in der Schule 
eingeführt wird. Viele Kinder denken ja nach der Schule immer 
noch, dass das Geld auf den Bäumen wächst. Und der Kontakt 
zwischen den Schulen und den Unternehmen muss intensiviert 
werden. Da sind allerdings beide Seiten gefordert, stärker aufein-
ander zuzugehen.

Das Gespräch führte Juliane Mante

Thomas Volborth, Geschäftsführer der  Teckentrup GmbH & Co. KG
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Herr Heyde, wie kam es zur Gründung  
Ihres Ausbildungsnetzwerkes? 

Wir landwirtschaftlichen Betriebe in der Region Elbe-Elster waren 
schon seit Längerem mit der Qualität der landwirtschaftlichen Ausbil-
dung am dafür zuständigen Oberstufenzentrum unzufrieden. Zufällig 
rief uns 2008, als wir dieses Problem gerade verstärkt diskutierten, die 
Regionale Wirtschaftsförderungsgesellschaft Elbe-Elster an, um den 
Fachkräftebedarf in der Landwirtschaft zu erheben. In diesem Zusam-
menhang gab es einige Treffen, aus denen dann im Frühjahr 2008 die 
Idee zum Ausbildungsnetzwerk hervorging. In einem ersten Pilotpro-
jekt hat dann das brandenburgische Landwirtschaftsministerium für 
ein Jahr die Einstellung einer Agrarpädagogin für die Koordination und 
Verwaltung des Netzwerkes gefördert. Nach Ende des Pilotprojektes 
förderte uns das Ministerium für weitere zwei Jahre, bis 2011, um 
festzustellen, ob wir die schulischen Ergebnisse der Lehrlinge wirklich 
verbessern. Dies war tatsächlich signifikant der Fall. Mit unserer Hilfe 
wurde dann schließlich eine Verbundrichtlinie entwickelt, um solche 
Ausbildungsnetzwerke in ganz Brandenburg generell – nicht nur als 
Pilotvorhaben – über den Europäischen Sozialfonds (ESF) förderfähig 
zu machen. Seitdem werden wir über den ESF gefördert.

Wie versuchen Sie zusätzlich,  
dem Fachkräftemangel vorzubeugen?

Unsere Koordinatorin Petra Schaar wirbt zum Beispiel in Schulen 
für den landwirtschaftlichen Beruf und unser Ausbildungsnetzwerk. 
Sie vertritt uns außerdem auf Messen und Veranstaltungen, auf denen 

Das Ausbildungsnetzwerk  
Landwirtschaft Elbe-Elster

Genau 25 landwirtschaftliche Betriebe gründen im Jahre 2008 in der süd-
brandenburgischen Region Elbe-Elster das Ausbildungsnetzwerk Landwirt-
schaft Elbe-Elster. Sie wollen damit dem Fachkräftemangel vorbeugen sowie 
die Qualität und das Image der landwirtschaftlichen Lehre verbessern. 
Dafür organisiert und koordiniert eine Agrarpädagogin wechselseitig in 
den Betrieben gemeinsame Lehrunterweisungen für die Azubis. Sie ist über 
die Agrargenossenschaft Werenzhain angestellt, auch die Projektverwaltung 
wird hier abgewickelt. 70 Prozent der Fahrt-, Sach- und Personalkosten – 
etwa 25.000 Euro jährlich – werden über den Europäischen Sozialfonds ge-
fördert, der Rest wird aus den Mitgliedsbeiträgen finanziert. Jeder Betrieb 
zahlt pro Lehrling monatlich 20 Euro. Mittlerweile ist das Netzwerk auf 32 
Betriebe mit rund 50 Lehrlingen angewachsen. 
www.wfg-elbe-elster.de/agrar  Ausbildungsnetzwerk

Das Ausbildungsnetzwerk 
Landwirtschaft Elbe-Elster

Genau 25 landwirtschaftliche Betriebe gründen im Jahre 2008 in der süd
brandenburgischen Region Elbe-Elster das Ausbildungsnetzwerk Landwirt
schaft Elbe-Elster. Sie wollen damit dem Fachkräftemangel vorbeugen sowie 
die Qualität und das Image der landwirtschaftlichen Lehre verbessern. 
Dafür organisiert und koordiniert eine Agrarpädagogin wechselseitig in 
den Betrieben gemeinsame Lehrunterweisungen für die Azubis. Sie ist über 
die Agrargenossenschaft Werenzhain angestellt, auch die Projektverwaltung 
wird hier abgewickelt. 70 Prozent der Fahrt-, Sach- und Personalkosten – 

„Wir müssen authentisch 
bleiben und nachhaltig 
wirtschaften“

„Schulen und  
Unternehmen müssen  
stärker aufeinander  
zugehen“

Schüler und Unternehmen zusammengebracht werden. In der Öffent-
lichkeit sind wir dadurch sehr bekannt geworden, immer mehr Schu-
len, aber auch Betriebe, die ein eigenes Netzwerk gründen wollen, 
suchen den Kontakt zu uns. Da wir merken, dass unser Fachkräftebe-
darf nicht immer über Lehrlinge abgedeckt werden kann, suchen wir 
vermehrt nach älteren beruflichen Quereinsteigern aus der Region, 
die wir in unserem Betrieb einarbeiten. Deshalb diskutieren wir im 
Moment gerade die Option einer Ausweitung des Netzwerkes auf 
die Erwachsenenbildung. Auch bei den Führungskräften steht in den 
nächsten Jahren ein Generationenwechsel an. Hier versuchen wir 
vorzusorgen, indem wir gezielt Mitarbeiter in unseren Betrieben für 
diese Aufgabe vorbereiten. Wenn das nicht klappt, ist uns besonders 
die regionale Herkunft betriebsfremder Führungskräfte wichtig, denn 
damit der Betrieb läuft, brauchen diese ein Gespür für und die Akzep-
tanz innerhalb der Region.

Was sollte Ihrer Meinung nach die  
Politik tun, um dem Fachkräftemangel  
in der Landwirtschaft zu begegnen?

Es ist schon wichtig, dass die Politik betriebliche Netzwerke wie 
unseres fördert und das Image der Landwirtschaft verbessert. Aber 
man kann nicht alles nur auf die Politik abwälzen. Wir Unternehmer 
sind selbst dafür verantwortlich, dass sich die Menschen mit unserer 
Region identifizieren und bleiben. Und das erreichen wir, indem wir 
authentisch bleiben und nachhaltig wirtschaften.

Das Gespräch führte Juliane Mante

Dieter Heyde ist einer der Hauptinitiatoren des  

Ausbildungsnetzwerkes Landwirtschaft Elbe-Elster. 

Er ist Vorstandsvorsitzender der Agrargenossenschaft 

Werenzhain, in der das Netzwerk seinen Sitz hat.  

www.werenzhain.de/agraggenossen
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Herr Aschenbrenner, warum gibt es das  
Regionalmarketing Oberpfalz?

Die Region Oberpfalz im Osten Bayerns hat durch persönliche, wirt-
schaftliche und kulturelle Kontakte sehr stark vom Fall des Eisernen 
Vorhangs profitiert. Wir liegen jetzt im Herzen Europas und können 
eine fast einzigartige wirtschaftliche Entwicklung vorweisen, die der 
Region Zukunftsbranchen wie IT oder Logistik, einen starken regio-
nalen Mittelstand sowie einige stark exportorientierte Global Player 
beschert hat. Trotzdem waren diese Vorzüge bei Fachkräften lange 
unbekannt und die Unternehmen waren zu schlecht vernetzt. Darum 
hat sich vor zehn Jahren unser Verein gegründet. 

Welche Maßnahmen ergreifen Sie, um  
Fachkräfte zu suchen und zu binden?

Die Oberpfälzer Unternehmen werden langfristig nur dann genügend 
Fachkräfte finden können, wenn die Region mit ihrer Infrastruktur 
und ihren Freizeitmöglichkeiten als attraktiv wahrgenommen wird. 
Deshalb stellen wir unseren Unternehmen zum Beispiel Produkte wie 
das Willkommenspaket für Neu-Oberpfälzer zur Verfügung. Mit die-
sem können sie gezielt Arbeitnehmer aus anderen Regionen über die 
Oberpfalz informieren. Für Stellenangebote haben wir die regionale 
Jobbörse www.oberpfalzjobs.de aufgebaut. Unser neuestes Projekt 
heißt „Wir sind Europa!“. Hier werben wir zusammen mit der Indus-
trie- und Handelskammer Regensburg bei jungen Arbeitskräften für 
die deutsch-tschechische Region zwischen Pilsen und Regensburg. Die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist für viele Unternehmen und 
Einwohner ohnehin schon zur Normalität geworden. Das versuchen 
wir rüberzubringen. 

Welche Schwierigkeiten haben Sie  
dabei erlebt? 

Für Regionen außerhalb von Ballungsräumen ist es immer schwierig, 
Abwanderungsbewegungen zu vermindern, und erst recht, Arbeits-
kräfte in die Region zu holen. In der sehr heterogenen Oberpfalz ist 

„Die Bevölkerung 
muss hinter der  
Region stehen – das 
ist die beste Werbung“

es zudem eine Herausforderung, alle relevanten Akteure unter einem 
Dach zu vereinen. Die Interessen sind da zum Teil sehr verschieden. 
Ein Beispiel ist das Spannungsverhältnis zwischen der wirtschaftlich 
und kulturell sehr attraktiven Hauptstadt Regensburg und den ländli-
chen Gebieten nördlich von Weiden. Dass beide Seiten voneinander 
profitieren, ist längst noch nicht in allen Köpfen angekommen. Außer-
dem ist uns interne Imagebildung sehr wichtig. Es nützt uns nichts, 
teure Anzeigenkampagnen zu schalten, wenn unsere Bevölkerung nicht 
hinter der Region steht. Hier setzen wir auf den Multiplikatoreffekt 
der überzeugten Oberpfälzer. 

Wie finanziert sich denn das  
Regionalmarketing?

Der Verein lebt von den Beiträgen der Vereinsmitglieder, darunter 
sind alle Landkreise und kreisfreien Städte sowie viele Unternehmen 
der Region. Außerdem wird unsere Arbeit vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium gefördert. Unsere aktuelle Herausforderung ist die 
Verringerung der Fördergelder. Bis 2014 müssen wir uns inhaltlich und 
strukturell neu aufstellen, das wird in den nächsten Monaten meine 
Hauptaufgabe sein. 

Zeigen Ihre Aktivitäten bereits  
sichtbare Wirkung? 

Wir wissen, dass sich das Bild der Oberpfalz in den letzten Jahren 
stark verändert hat. Vor allem innerhalb Bayerns ist dies zu beobach-
ten. Trotz vieler positiver Rückmeldungen für unsere Initiativen kann 
ich den Anteil des Regionalmarketings an diesem Erfolg aber nicht in 
Zahlen bemessen. Bei so vielen Einflussfaktoren wäre dies kaum mög-
lich, von den dabei entstehenden Kosten ganz zu schweigen. Viel wich-
tiger sind mir die langfristigen Ergebnisse: Die Oberpfälzer sind stolz 
auf die Innovationsfähigkeit und die Wirtschaftskraft ihrer Region.

Das Gespräch führte Juliane Mante

Christoph Aschenbrenner ist seit 2010 Geschäftsführer des Regional-
marketing Oberpfalz in Ostbayern e. V. Der Politikwissenschaftler und 
Kommunikationsmanager ist für die Leitung der Geschäftsstelle, die 
Zusammenarbeit mit Vorstand und Mitgliedern und die strategische 
Ausrichtung des eingetragenen Vereins verantwortlich. www.oberpfalz.de

„Die Bevölkerung 
muss hinter der 
Region stehen – das 
ist die beste Werbung“

Christoph Aschenbrenner ist seit 2010 Geschäftsführer des Regional
marketing Oberpfalz in Ostbayern e. V. Der Politikwissenschaftler und 
Kommunikationsmanager ist für die Leitung der Geschäftsstelle, die 
Zusammenarbeit mit Vorstand und Mitgliedern und die strategische 
Ausrichtung des eingetragenen Vereins verantwortlich. 

Christoph Aschenbrenner,  

Geschäftsführer des Regionalmarketing  

Oberpfalz in Ostbayern e. V.
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Frau Wölfing, was macht einen Arbeitgeber-
zusammenschluss (AGZ) für Unternehmen 
attraktiv?

Allgemein ist ein AGZ vor allem für kleinere Betriebe sinnvoll, die 
Arbeitskräfte nur zeitweise, also zum Beispiel saisonal oder zu 
bestimmten Arbeitsspitzen, benötigen und für die sich ein dauerhaf-
ter oder Vollzeitarbeitsvertrag nicht lohnt. Ansonsten sind AGZ für 
Unternehmen aus ganz unterschiedlichen Gründen interessant: Der 
AGZ Rügen will zum Beispiel Arbeitskräfte halten, die gut qualifiziert, 
kundenorientiert und motiviert sind. Für die gehobene Gastronomie 
und Hotellerie ist es überlebenswichtig, dass die Mitarbeiter sich mit 
deren Qualitätsansprüchen identifizieren. Im rein landwirtschaftlichen 
AGZ Soest-Ruhr-Lippe eG in Nordrhein-Westfalen benötigen die 
Familienbetriebe vor allem gut eingearbeitete Mitarbeiter, die den 
Betrieb und ihren Arbeitsbereich gut kennen. Verbindlichkeit und 
Kontinuität haben für sie eine ganz zentrale Bedeutung. Anders als bei 
der Zeitarbeit arbeitet der Mitarbeiter kontinuierlich im Betrieb mit 
und wird nicht ständig ausgewechselt.

Gibt es auch Nachteile für die Unternehmen, 
etwa im Vergleich zur Zeitarbeit?

Ein finanzieller Nachteil scheint zum einen vielen Betrieben auf den 
ersten Blick, dass sie zusätzlich zum Lohn des Mitarbeiters einen 
Aufschlag für die Verwaltung zahlen. Manche sehen zum anderen die 
Verantwortung für den Mitarbeiter als einen Nachteil an, obwohl die 
Unternehmen sich diese Verantwortung ja teilen. Das heißt konkret: 
Die Mitarbeiter haben in der Regel – außer manchmal zu Beginn – ei-
nen unbefristeten Arbeitsvertrag mit dem AGZ. Auch wenn der Bedarf 
kurzfristig wegfällt, muss der Mitarbeiter bezahlt werden. Außerdem 
zahlt der Arbeitgeber anders als bei prekären Beschäftigungsverhält-
nissen wie dem 400-Euro-Job seinen Anteil zur Sozialversicherung des 
Mitarbeiters und kümmert sich um dessen Qualifizierung.

Was ist ein Arbeitgeberzusammenschluss?

Ein Arbeitgeberzusammenschluss (AGZ) ist eine Kooperation regio-
naler Unternehmen. Er beschäftigt Arbeitskräfte, die nach Bedarf in 
den Unternehmen eingesetzt werden. So können diese verlässliche 
Arbeitskräfte dauerhaft an sich binden. Ein wesentliches Merkmal 
im Vergleich zur Zeitarbeit ist, dass die Betriebe sowohl die Verant-
wortung für die Mitarbeiter als auch das finanzielle Risiko und die 
wirtschaftlichen Vorteile gemeinsam tragen.
Das Prinzip der AGZ kommt aus Frankreich. Mittlerweile gibt es 
deutschlandweit sieben solcher Zusammenschlüsse. Sie sind über-
wiegend in ostdeutschen ländlichen Regionen mit Fachkräftemangel 
anzutreffen. www.arbeitgeberzusammenschluesse.de

naler Unternehmen. Er beschäftigt Arbeitskräfte, die nach Bedarf in 
den Unternehmen eingesetzt werden. So können diese verlässliche 
Arbeitskräfte dauerhaft an sich binden. Ein wesentliches Merkmal 
im Vergleich zur Zeitarbeit ist, dass die Betriebe sowohl die Verant
wortung für die Mitarbeiter als auch das finanzielle Risiko und die 
wirtschaftlichen Vorteile gemeinsam tragen.
Das Prinzip der AGZ kommt aus Frankreich. Mittlerweile gibt es 
deutschlandweit sieben solcher Zusammenschlüsse. Sie sind über
wiegend in ostdeutschen ländlichen Regionen mit Fachkräftemangel 
anzutreffen. 

Gemeinsam  
Fachkräfte binden

Was muss man beim Aufbau eines AGZ  
beachten?

Ein AGZ zielt ganz klar auf die Bedürfnisse der Unternehmen ab. 
Deshalb muss im Vorfeld genau analysiert werden, welchen Arbeits-
kräftebedarf diese in der Region haben. Nur so können sich AGZ 
nach einer Anfangsphase von selbst tragen. Die Anfänge können zum 
Beispiel über den Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördert werden, 
über die Schwerpunkte „Bildungsmaßnahmen“ oder „Aufbau von 
Unternehmensnetzwerken“. In Brandenburg wurde eine Machbar-
keitsstudie für einen AGZ über Leader gefördert. Organisatorisch hat 
sich die Rechtsform der Genossenschaft als am sinnvollsten erwiesen, 
da die Unternehmen anders als bei der Zeitarbeit gemeinsam die 
Verantwortung für die Arbeitnehmer tragen. Wir haben Leitlinien dazu 
entwickelt, was beim Aufbau eines AGZ zu beachten ist. Wer Interesse 
daran hat, kann sich an uns wenden.

Welche Chancen böte der Multifondsansatz  
in der kommenden EU-Förderperiode ab  
2014 für AGZ?

Es wäre eine große Chance für die Regionalentwicklung, wenn AGZ 
zukünftig fondsübergreifend gefördert werden könnten. Bisher wur-
den Unternehmen in die Leader-Förderung viel zu selten eingebunden. 
Dabei sind sie die Stütze der ländlichen Entwicklung. Was nützt den 
Menschen die tollste Kultur-Scheune, wenn es keine Arbeitsplätze 
gibt? Eine Kombination aus über den ESF geförderten Bildungsmaß-
nahmen mit der Förderung von Unternehmenskooperationen aus 
Leader wäre zum Beispiel ideal.

Das Gespräch führte Juliane Mante

Sigrid Wölfing ist Mitarbeiterin von tamen Entwick-

lungsbüro Arbeit und Umwelt GmbH in Berlin. Das 

Institut liefert unter anderem Expertisen für die  

Gründung von Arbeitgeberzusammenschlüssen in 

Deutschland. www.tamen.de
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Die geteilte  

Arbeitskraft
Auf der Insel Rügen an der Ostseeküste Mecklenburg-Vorpommerns findet man sie nicht 
wie Sand am Meer: gut ausgebildete und motivierte Fachkräfte. Diese ziehen häufig besse-
ren beruflichen Angeboten hinterher, wenn sie in der Heimat keine ganzjährige, dauerhafte 
Arbeit finden. Um dies zu ändern, haben sich neun Unternehmen zum Arbeitgeberzusam-
menschluss Rügen zusammengefunden.  Von Juliane Mante

Die Wirtschaft der Insel Rügen ist geprägt durch den Tourismus. 
Mittlerweile größter Arbeitgeber ist aber das seit 2007 ansässi-

ge Unternehmen Callcenter D+S in Lietzow: Dessen rund 500 Mit-
arbeiter sind darauf spezialisiert, Kunden verschiedener  Telekom-
munikationsunternehmen oder Internetprovider zu helfen, wenn sie 
Probleme beim Betrieb ihrer Technik haben. Wer Hilfe benötigt, 
wendet sich also von sich aus an die Mitarbeiter des Callcenters. 

Ähnliche Probleme – gemeinsame Lösung

Der Haken bei dieser Dienstleistung ist: Sie wird vor allem von 
Herbst bis Frühjahr nachgefragt, im Sommer gibt es deutlich 
weniger Anrufe. Das hieß bis dato: Das Unternehmen konnte viele 
Mitarbeiter nur in den Spitzenzeiten voll auslasten. „Das Problem 
ist auch, dass wir als Callcenter keine zweckbefristeten Verträge 
abschließen können, da wir ganzjährig für unsere Auftraggeber tätig 
sind“,  erläutert Christian Fischer, Leiter der Personalabteilung. 
Aber auch die unter zunehmendem Fachkräftemangel leidende 
Hotellerie und Gastronomie hat saisonale Spitzenzeiten und diese 
liegen fast konträr zu denen des Callcenters. Dies brachte Christian 
Fischer auf die Idee, nach einer gemeinsamen Lösung zu suchen. 
Dazu traf er sich erstmals im Jahre 2009 mit dem Hotel- und 
Gaststättenverein der Insel Rügen. Im Jahr 2010 stieß er bei seinen 
Recherchen dann auf das Modell der Arbeitgeberzusammenschlüsse 
(siehe Interview Seite 19). Nach ausführlichen Beratungen mit dem 
tamen Entwicklungsbüro Arbeit und Umwelt GmbH in Berlin stand 
für ihn fest: Solch ein Verbund könnte die Probleme auf der Insel 
lösen. Informationsveranstaltungen folgten, bis schließlich im Mai 
2011 vier Unternehmen des Hotel- und Gaststättengewerbes sowie 
das Callcenter den Arbeitgeberzusammenschluss (AGZ) Rügen als 
eingetragene Genossenschaft gründeten.

Langfristige Perspektiven auch für die Betriebe

Mitglied im AGZ kann nur werden, wer dauerhaft einen bestimmten 
saisonalen Bedarf an Arbeitskräften hat. Nur so ist gewährleistet, 
dass deren Aufteilung zwischen den Unternehmen sinnvoll geplant 
und kombiniert werden kann. Bis heute hat der AGZ Rügen bereits 
neun Mitglieder: neben dem Callcenter einen Bildungsträger sowie 
sieben Hotels beziehungsweise Gaststätten. In all diesen Firmen 
sind Kommunikationsgeschick, Serviceorientierung und Beratungs-
kompetenz wichtige Schlüsselqualifikationen, die gutes Fachpersonal 
in den ansonsten sehr unterschiedlichen Branchen auszeichnen. So 
profitieren die Unternehmen davon, dass sie sich die Fachkräfte, die 
diese Qualitäten aufweisen, teilen und dauerhaft an sich binden. 
Aufgebaut hat Christian Fischer den Unternehmensverbund 
ehrenamtlich neben seiner regulären Arbeit und komplett ohne För-
dermittel, ein Förderantrag beim Europäischen Sozialfonds wurde 
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 Arbeitskraft

abgelehnt. Dennoch waren sich alle Unternehmen einig darüber, 
dass sie gemeinsam neue Wege gehen möchten und finanzierten die 
Startphase durch ihre Genossenschaftsanteile. Damit ist der AGZ 
Rügen der einzige Arbeitgeberzusammenschluss Deutschlands, der 
von Unternehmen selbst initiiert und finanziert wurde. 

Gut geschult und flexibel einsetzbar

Derzeit beschäftigt der Verbund acht Mitarbeiter, die er auch 
qualifiziert und weiterbildet, um sie in allen Bereichen fit für ihren 
Einsatz zu machen. Die Fachkräfte werden in der Regel aus den Un-
ternehmen heraus rekrutiert. Dass es bisher nur acht Angestellte 
sind, liegt zum einen am Willen der Mitarbeiter: Nicht jeder möchte 
völlig unterschiedliche Berufe gleichzeitig ausüben. Zum anderen hat 
das Callcenter selbst keinen viel größeren Bedarf an Teilzeitkräften. 
Erst die geplante Erweiterung des AGZ auf zusätzliche Unterneh-
men würde die Mitarbeiterzahl erhöhen.
Die Angestellten erhalten den für die Branche üblichen Tariflohn, 
mindestens jedoch den Lohn, den festangestellte Mitarbeiter der 
jeweiligen Unternehmen erhalten. Auch dies ist ein wesentlicher 
Unterschied zum Modell der Zeitarbeit, bei dem das Lohnniveau in 
der Regel sehr viel niedriger ist. Für die Koordination der Arbeits-
kräfte zahlen die Mitgliedsbetriebe dem AGZ zuzüglich zum Lohn 
einen kleinen Verwaltungsaufschlag.
Die Mitarbeiter wechseln in der Regel saisonal die Betriebe – in der 
Hauptsaison der Hotels und Restaurants sind sie dort beschäftigt, 
von Herbst bis Frühjahr dann im Callcenter. Es kommt aber auch 
vor, dass sie je nach Bedarf wöchentlich zwischen den Unternehmen 
springen. Der Bildungsträger innerhalb der Kooperation möchte 
demnächst einen Dozenten über den AGZ anstellen, den er allein 
nicht vollbeschäftigen kann. Dieser soll den Betrieben sein Know-
how zur Personalentwicklung zur Verfügung stellen und sich um die 
Lehrlingsausbildung kümmern.

Nachwuchs im Blick

Um den Fachkräftebedarf zu sichern, reicht es aber nicht aus, die 
derzeit vorhandenen Fachkräfte zu binden. Deshalb tut der AGZ 
auch einiges für die Ausbildung seiner zukünftigen Arbeitskräfte. 
Seit diesem Jahr bilden die beteiligten Hotels und Restaurants ihre 
Azubis gemeinsam aus. Dies ist eine gute Chance für die kleineren 
der beteiligten Unternehmen, die sich allein die Ausbildung eines 
Lehrlings nicht leisten könnten. Aber auch der Azubi profitiert: Er 
kann in verschiedenen Betrieben eingesetzt werden und lernt so die 
unterschiedlichsten Facetten des Hotel- und Gaststättengewerbes 
kennen – vom Flair einer kleinen Familienpension bis zum professio-
nellen Fünf-Sterne-Hotel. Zusätzlich wird der AGZ zukünftig einen 
Lehrlings- und Praktikantenaustausch ins Ausland anbieten. 
Um einen guten Kontakt zum potenziellen Nachwuchs kümmert 
sich Christian Fischer bereits frühzeitig. Das Callcenter pflegt 
Partnerschaften zu Schulen in der Region. Außerdem befragte er die 

Schüler über ihre Vorstellungen und Wünsche zu ihrem zukünftigen 
Ausbildungsberuf. Dies soll helfen, die Ausbildung innerhalb des 
Verbundes stärker auf die Bedürfnisse der Azubis zuzuschneiden. 
Christian Fischer ist überzeugt: „Die jungen Leute gehen, weil sie in 
den Unternehmen nicht mitgestalten können. Diese Erkenntnis ist 
bei vielen noch nicht angekommen, dagegen müssen wir etwas tun“. 
Zusätzlich besuchen die Schüler das Callcenter, um einen Einblick 
in die Arbeit zu bekommen, die sie dort erwartet. Diese Bemü-
hungen tragen langsam Früchte: „Wir haben Jahr für Jahr steigende 
Bewerberzahlen“.

Taten statt Warten

Christian Fischer ist überzeugt: Der demografische Wandel wird 
den Fachkräftemangel auf der Insel Rügen noch verschlimmern. 
Über die seit zwei, drei Jahren bemerkbaren Folgen nimmt er kein 
Blatt vor den Mund: „Während die Preise steigen, wird in vielen 
Hotels und Gaststätten der Service immer schlechter – als Resultat 
bleiben die Gäste weg. In diesem Jahr hatten wir bis jetzt eine etwa 
40 Prozent geringere Auslastung als üblich“. Umso weniger kann er 
verstehen, dass sich viele Betriebe immer noch scheuen, aktiv etwas 
gegen dieses Problem zu tun. Seine Vision ist es, den AGZ auch mit 
Unternehmen der Gesundheitsbranche und des Naturtourismus 
zu erweitern, um Rügen damit langfristig eine bessere Perspektive 
zu schaffen. Dies weiterhin ehrenamtlich zu stemmen, ist jedoch 
kaum möglich. Um über den Verwaltungsaufschlag der Mitglieds-
unternehmen eine Vollzeitstelle innerhalb des AGZ zu finanzieren, 
müsste dieser zudem 20 bis 30 Mitarbeiter anstellen. Deshalb kann 
eine Erweiterung des AGZ nur mithilfe von Fördergeldern gelingen. 
Diese zu aquirieren, ist eine der derzeit anstehenden Aufgaben auf 
der Agenda von Christian Fischer und seinen Mitstreitern.

Im Fokus

 Mehr Informationen: 
AGZ Rügen eG
Telefon: 03 83 02 / 71 73   3 33
E-Mail: info@agz-ruegen.de
www.agz-ruegen.de
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Die Mitarbeiter des Arbeitgeberzusammenschlusses Rügen eG 
wechseln saisonal oder wöchentlich zwischen den Mitgliedsbetrieben 
– der D+S communication center Rügen GmbH und sieben Hotels 
beziehungsweise Gaststätten.

›
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Frauen in die 
 Wirtschaft

Eine Antwort auf den bereits heute spürbaren und aufgrund des demografischen Wandels 
zukünftig verschärften Fachkräftemangel ist, Frauen ins Erwerbsleben zu holen und sie 
auch als Mütter noch ans Unternehmen zu binden. Die Grafschaft Bentheim hat dieses 
Potenzial erkannt: Eine Koordinierungsstelle schafft eine Brücke zwischen den Frauen, 
der Wirtschaft, der Politik und den Bildungseinrichtungen der Region.  Von Jaqueline Hirschmüller

Die Grafschaft Bentheim ist eine ländliche Region an der Grenze 
zu den Niederlanden. Als die „Koordinierungsstelle Frauen und 

Wirtschaft“ in der Grafschaft entstand, förderte das Land Niedersach-
sen vor allem ländlich geprägte Regionen mit diesem Projekt. Bei der 
ursprünglichen Konzeptentwicklung sollten Anlaufstellen für Frauen 
geschaffen werden, die es nach häufig längeren familienbedingten 
beruflichen Auszeiten schwer hatten, in den Beruf zurückzukehren. 
Die entstandenen Koordinierungsstellen, von denen es in Niedersach-
sen inzwischen 21 gibt, konzentrieren sich vor allem auf die Beratung 
sowie die Vermittlung von Weiterbildungsmaßnahmen. Insbesondere 
die „stille Reserve“ an Frauen, die bei der Arbeitsagentur zwar nicht 
als arbeitlos gemeldet ist, sich aber doch den Weg ins Berufsleben 
wünscht, soll damit aktiviert und unterstützt werden. Damit die Inte-
gration in das Erwerbsleben gut gelingen kann, war eine Verzahnung 
mit der Wirtschaft notwendig. So entstanden die Überbetrieblichen 
Verbünde. 

Kooperationen zwischen den Akteuren

Der im Jahre 1998 gegründete Überbetriebliche Verbund Grafschaft 
Bentheim e.V. zählt zur Zeit 44 Mitgliedsbetriebe aus vielen Bran-
chen, wie etwa der Land- und Forstwirtschaft, dem verarbeitenden 
Gewerbe, der Ernährungs- und Textilwirtschaft, des Gesundheits- so-

wie Sozialwesens. Die Koordinierungsstelle Frauen und Wirtschaft 
wurde bereits 1996 eingerichtet. Sie wird vom Landkreis Grafschaft 
Bentheim getragen und von der Wirtschaftsförderung des Landkrei-
ses koordiniert. Zwei Mitarbeiterinnen – die Projektleiterin und eine 
Projektassistentin – kümmern sich darum, Berufsrückkehrerinnen 
sowie Beschäftigten in der Elternzeit, also auch Männern, den beruf-
lichen Wiedereinstieg zu erleichtern. Das Projekt ist EFRE-gefördert 
und wird mit Mitteln des Landes Niedersachsen und vom Landkreis 
Grafschaft Bentheim unterstützt. 
Die Koordinierungsstelle kooperiert intensiv mit regionalen Akteu-
ren und Institutionen: Neben den Mitgliedsbetrieben des Überbe-
trieblichen Verbunds involviert sie beispielsweise die kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten, die Beauftragte für Chancengleichheit der 
Arbeitsagentur, das Grafschafter Jobcenter, regionale Bildungsträger, 
die Kreishandwerkerschaft und die Fachkräfteinitiative der Ems-Achse. 

Unterstützung für Frauen und Unternehmen 

Die Koordinierungsstelle berät Frauen zur regionalen Arbeitsmarkt-
situation und den Möglichkeiten einer finanziellen Unterstützung bei 
Fortbildungen. Außerdem initiiert sie in Kooperation mit Bildungsträ-
gern Qualifizierungsmaßnahmen und bietet Informationsveranstaltun-
gen zu Themen wie „Pflege und Beruf“, niederländische Sprachkurse 
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Frauen in die 
 Wirtschaft

oder auch Bewerbungstrainings an.
Auch den Unternehmen hilft die Koordinierungsstelle, durch gezielte 
Maßnahmen qualifiziertes Personal zu gewinnen und zu halten. So 
unterstützt sie die Betriebe bei der Einführung familienorientierter 
Personalmaßnahmen und sensibilisiert diese für eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Personalverantwortliche erhalten qua-
litativ hochwertige Trainings, die sich mit diesen Themen beschäftigen 
und die Führung von Mitarbeitern verbessern sollen. Dazu gehören 
ein dreitägiger Workshop zum Thema „Wertschätzendes Führen“ 
ebenso wie Trainings zum „Konfliktmanagement“. Um besonders viele 
Unternehmer zu motivieren, werden die Schulungen ortsnah und 
kostenreduziert angeboten. 

Wirtschaftliche Vorteile erkennen

Viele Unternehmer beschäftigen sich mittlerweile mit den sogenann-
ten „weichen Standortfaktoren“, da ihnen bewusster wird, dass sie 
mehr Anreize schaffen müssen, um Fachkräfte zu gewinnen. Gute 
Arbeitsbedingungen und eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
spielen dabei eine immer wichtigere Rolle. Jeder Arbeitgeber muss für 
das Unternehmen und zu den Beschäftigten passende familienfreund-
liche Maßnahmen finden. Dazu gehören flexible Arbeitszeitregelungen, 
organisierte Kinderbetreuung, Jobsharing oder Telearbeit. Aber auch 
ganz einfache Dinge helfen, wie die Planung von Betriebsbesprechun-
gen zu Uhrzeiten, in denen Eltern auch wirklich teilnehmen können. 
Auch wenn sich die Maßnahmen und Möglichkeiten von Branche 
zu Branche unterscheiden: Die Investition in die Zufriedenheit und 
Motivation der Mitarbeiter lohnt sich, denn die Fluktuation bei den 
Beschäftigten sinkt. Dies bringt einem Unternehmen auch betriebs-
wirtschaftliche Vorteile. 

Kinderbetreuung: Hilfe in der Not

Inbesondere die Kinderbetreuung ist nach wie vor eine der wichtigs-
ten Fragen, die Eltern umtreiben. Hier setzt eines der Projekte, die 
sich an Eltern wenden, an. Für die „Kindernotfallbetreuung“ wurden 
im Landkreis zwei Tagesmütter eingestellt. Von montags bis freitags 
in der Zeit von 7.00 bis 19.00 Uhr haben sie Bereitschaftsdienst und 
garantieren, innerhalb von zwei Stunden innerhalb ihres Landkreises 
am Notfallort zu sein und die Kinder zu betreuen. Diesen Dienst 
können die Mitgliedsbetriebe der Ems-Achse in Anspruch nehmen. 
Langfristiges Ziel des Projektes ist es, dass Betriebe den Nutzen eines 
familienorientierten Angebots nicht nur für ihre Mitarbeiter, sondern 

 Mehr Informationen: 
Jaqueline Hirschmüller
Claudia Gerds
Landkreis Grafschaft Bentheim
Koordinierungsstelle Frauen und Wirtschaft
Telefon: 05 9 21 / 96 23 03, 96 23 02
E-Mail: jaqueline.hirschmueller@grafschaft.de
claudia.gerds@grafschaft.de
www.koordinierungsstelle.grafschaft-bentheim.de

i
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Existenzielle Beratung

Die Koordinierungsstelle ist auch Mitglied in der Initiative „Top 
Start“ für Existenzgründer sowie im Netzwerk „Anet – Wirksame 
Hilfen für Alleinerziehende“. Top Start ist ein Netzwerk für Gründer 
in der Region Grafschaft Bentheim, das die Wirtschaftsförderung 
des Landkreises initiiert hat. Hier werden „Gründerstammtische“ 
angeboten, bei denen sich Gründer über wichtige Themen informieren 
und Kontakte knüpfen können. Die Akteure des Netzwerkes stehen 
potenziellen Gründern als Ansprechpartner und Berater zur Verfü-
gung. Die Koordinierungsstelle bringt sich in dieser Initiative mit ihren 
spezifischen Kenntnissen ein. So bietet sie Informationsveranstaltun-
gen für gründungswillige Frauen an und vermittelt diesen Kontakte 
zu den entsprechenden Netzwerkpartnern. Auch wenn die grund-
sätzlichen Themen bei der Selbstständigkeit nicht geschlechterspezi-
fisch ist, unterscheidet sich das Angebot doch. Denn Frauen gründen 
überproportional häufig Kleinunternehmungen oder solche, die  dem 
Nebenerwerb dienen. Die Beratungstermine stellen sich häufig als ein 
wichtiger geschützer Raum heraus, in denen Frauen über ihre Pläne, 
aber auch über ihre Sorgen und Unsicherheiten sprechen können.

Die Koordinierungsstelle Frauen und Wirtschaft in der Grafschaft 
Bentheim hat sich mit bis zu 120 Erstberatungsterminen pro Jahr zur 
zentralen Anlaufstelle für die in der Region lebenden Frauen und Un-
ternehmen entwickelt. Derzeit versucht sie verstärkt, Unternehmen 
für die Zertifizierung als „familienfreundlich“ zu gewinnen. Und die 
Kreisverwaltung geht mit gutem Beispiel voran: Sie hat das Zertifikat 
der Hertie-Stiftung bereits erhalten.

auch für sich sehen und unterstützen. Allerdings sind noch einige Aktivitä-
ten nötig, um diesen Service in der Region bekannt zu machen. Finanziert 
wird das Projekt aus einem Regionalbudget, das die Ems-Achse bis 2013 
erhalten hat.
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Vor allem in den ländlichen Räumen sind immer noch überwie-
gend Frauen für die Betreuung der Familie verantwortlich. 

Sie suchen daher berufliche Bedingungen, die sich gut mit dieser 
Aufgabe vereinbaren lassen. Außerdem stehen viele von ihnen vor 
der Herausforderung, nach einer längeren Pause den schwierigen 
beruflichen Wiedereinstieg zu finden. So hatten auch im Gebiet der 
Seelsorgeeinheit Obere Möhlin im südwestlichen Baden-Württem-
berg viele Frauen das Bedürfnis, wieder erwerbstätig zu sein sowie 
Beruf und Familie gut miteinander zu vereinbaren. Zudem gibt es 
hier – wie in den meisten ländlichen Regionen – aufgrund des demo-
grafischen Wandels und der Abwanderung junger Menschen immer 
mehr Senioren. Diese möchten in der Regel so lange wie möglich zu 
Hause wohnen. Oft ist es die alltagspraktische Unterstützung, die 
dafür notwendig ist: zum Arzt begleiten oder Hilfe beim Einkaufen, 
Gardinen aufhängen oder die Zeitung vorlesen, ein Mittagessen zu-
bereiten oder den Garten in Ordnung halten. Gerade im ländlichen 

Raum braucht es Strukturen und Bedingungen, die unbürokratische 
und doch kompetente und verlässliche Hilfe bieten. 

Aus der Not eine Tugend gemacht

Diese beiden Ansprüche zu verbinden, wurde zum Ziel von Monika 
Kenk. Die Vorsitzende des Pfarrgemeinderates der Gemeinde Boll-
schweil gab im Jahre 2006 den Anstoß, eine organisierte Nachbar-
schaftshilfe aufzubauen. Diese sollte die professionellen Fachdienste 
– wie zum Beispiel die Sozialstation – ergänzen. Zu dieser Zeit 
mussten sich Bollschweil und sieben weitere katholische Pfarrge-
meinden zu der Seelsorgeeinheit Obere Möhlin zusammenschlie-
ßen. So ergab sich auch die Beteiligung aller anderen Gemeinden an 
der Nachbarschaftshilfe.
Benedikt Schalk und Erika Grammelspacher aus den Pfarrgemein-
deräten Ehrenstetten und Bollschweil erarbeiteten alles Notwen-

Der Verein „Hilfe von Haus zu Haus Obere Möhlin“ ermöglicht es älteren Menschen durch 
Hilfestellungen im Alltag, noch lange zu Hause zu leben. Gleichzeitig haben sich Frauen  
damit die Möglichkeit geschaffen, Beruf und Familie miteinander zu vereinbaren und  
einen leichteren beruflichen Wiedereinstieg zu finden. Finanziert wird dieses Projekt unter 
anderem über den ELER-Fonds.  Von Erika Grammelspacher

Hilfe  
von Haus zu Haus 
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dige für eine Vereinsgründung. Im Jahr 2008 gründeten schließlich 
13 Mitglieder aus acht kirchlichen und drei politischen Gemeinden 
sowie 38 Einzelpersonen nach rund zweijähriger Aufbau- und Vor-
bereitungszeit den gemeinnützigen Verein „Hilfe von Haus zu Haus 
Obere Möhlin“. Inspiriert und unterstützt wurden die Initiatoren 
dabei vom Verein „Hilfe von Haus zu Haus“ in Gaienhofen am 
Bodensee, den die Katholische Landfrauenbewegung der Erzdiöze-
se Freiburg gegründet hat. Eine sichere Finanzierung gewährleisten 
vor allem die kirchlichen und politischen Gemeinden durch ihren 
Jahresbeitrag, aber auch die vielen Mitglieder sowie Spender. Eine 
wichtige finanzielle Starthilfe und Förderung erfolgt für vier Jahre 
über das Ministerium für Ernährung und ländlichen Raum in Baden-
Württemberg im Rahmen des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für ländliche Entwicklung (ELER-Code 312 – Innovative Maßnahme 
für Frauen im Ländlichen Raum).

Auch kurzfristig Hilfe garantiert

Nach knapp vier Jahren hat sich die „Hilfe von Haus zu Haus“ als 
Ergänzung zu den bestehenden Fachdiensten etabliert. Der Verein 
ist seit 2008 auf 110 Mitglieder angewachsen und betreut zurzeit 
30 Klienten in regelmäßigen Einsätzen. Jährlich leisten die Helfe-
rinnen circa 3500 Einsatzstunden. Die Einrichtung bietet Hilfe für 
bedürftige, kranke und ältere Menschen im Haushalt, beim Einkauf 
und bei Arztbesuchen, begleitet auf Spaziergängen und leistet 
Fahrdienste. Auch pflegenden Angehörigen wird Unterstützung 
angeboten. Und manchmal wird eine Helferin auch in einer Familie 
eingesetzt, die kurzfristig und schnell Beistand benötigt, zum 
Beispiel in der Kinderbetreuung. Ein wichtiges Prinzip bei „Hilfe 
von Haus zu Haus“ ist, dass diese Leistungen nicht ehrenamtlich 
geschehen, sondern dass die Helferin eine Aufwandsentschädigung 
erhält. Der Kunde bezahlt einen Stundensatz von 10,50 Euro zu-
züglich Fahrtkosten. Davon erhält die Einsatzkraft 8,50 Euro. Der 
Rest fließt in die Arbeit des Vereins. 

 Mehr Informationen: 
Erika Grammelspacher
Hilfe von Haus zu Haus Obere Möhlin e.V.
Telefon: 07 6 33 / 40 65 8 13
E-Mail hilfe@obere-moehlin.de
www.obere-moehlin.de
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Gut qualifiziert und  
koordiniert

Die Helferinnen werden in einem umfang-
reichen Ausbildungskurs in der Hauswirt-
schaftlichen Altenpflege ausgebildet und er-
halten somit die Grundlagen für ihre Arbeit. 
In regelmäßigen Fortbildungen qualifizieren sie 
sich weiter. Mittlerweile konnte der Verein in 
vier Ausbildungskursen 32 Helferinnen gewinnen. 
Neben der fachlichen Kompetenz zeichnet sich 
deren Arbeit besonders durch Verlässlichkeit, Einfüh-
lungsvermögen und Verschwiegenheit aus.
Eine wichtige Schlüsselrolle in der Arbeit der Nachbarschaftshilfe 
haben die beiden Einsatzleiterinnen Erika Grammelspacher und 
Claudia Linsenmeier. Sie nehmen die Anfragen entgegen, beraten 
die Bedürftigen oder deren Angehörige, koordinieren die Ein-
sätze, stehen den Helferinnen beratend zur Seite und erledigen 
die notwendige Verwaltungsarbeit. Für ihre Arbeit stehen ihnen 
im Rathaus in Ehrenkirchen und im Pfarrhaus in Bollschweil zwei 
Büros zur Verfügung. Damit ist gewährleistet, dass die Einsatzlei-
tungen in der Nähe und gut erreichbar sind. 

Perspektiven für die Menschen  
und die Region

Immer wieder ist die Mitarbeit in der Nachbarschaftshilfe für 
die Helferinnen ein Sprungbrett in ein festes Angestelltenver-
hältnis in einem Pflegeberuf. Für den Verein ist dies einerseits 
bedauerlich, schließlich verliert er gut eingearbeitetes Fachper-
sonal. Andererseits erfüllt sich damit auch eines der Ziele von 
„Hilfe von Haus zu Haus“, nämlich Frauen den Weg zu einem 
beruflichen Wiedereinstieg zu erleichtern. Schon jetzt zeichnet 
sich für den Verein jedoch ab, dass es eine große Herausforde-
rung bleiben wird, immer wieder neue geeignete Helferinnen 
zu gewinnen.
 „Hilfe von Haus zu Haus“ gibt es in der Erzdiözese Freiburg 
mittlerweile in vielen verschiedenen Landgemeinden. Über die 
Katholische Landfrauenbewegung sind die einzelnen Nachbar-
schaftshilfen miteinander vernetzt. Vom Austausch unterein-
ander, von Fortbildungen und von den jeweiligen Erfahrungen 
profitieren die Netzwerkpartner. Die Nachbarschaftshilfe 
an der Oberen Möhlin ist für die Bürgerinnen und Bürger zu 
einem gut verfügbaren Angebot geworden, welches einen 
wertvollen Beitrag zur Lebensqualität und zur Beschäftigungssi-
cherung im ländlichen Raum leistet. 

Gut qualifiziert und Gut qualifiziert und 
koordiniert

Die Helferinnen werden in einem umfangDie Helferinnen werden in einem umfang-
reichen Ausbildungskurs in der Hauswirtreichen Ausbildungskurs in der Hauswirt-
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Der Kreis Dithmarschen an der Nordseeküste von Schleswig-
Holstein kämpft wie viele ländliche Regionen mit den Folgen 

von Bevölkerungsrückgang und Überalterung. Die Arbeitslosenquo-
te ist mit 8,3 Prozent die derzeit höchste der Landkreise Schleswig-
Holsteins. Im „Deutschen Lernatlas“ belegt der Kreis den Rang 59 
von 75 Kreisen im ländlichen Raum. Für die Region wird es zuneh-
mend schwieriger, qualifizierte Arbeitskräfte zu gewinnen und zu 
halten. Im Tourismus, der Gesundheits- und Pflegebranche sowie 
bei technischen Berufen für hoch qualifizierte Arbeitskräfte zeich-
net sich ein Fachkräftemangel ab. Auf die eigenen Talente zu setzen 
ist daher die zentrale Strategie der Region – und des Modellprojekts 
„Talenteküste Dithmarschen“.

Kinder und Unternehmen zusammenbringen

Wenn junge Menschen frühzeitig spannende, innovative Unter-
nehmen kennenlernen, sehen sie auch für sich selbst leichter eine 
Perspektive in der Region. Deshalb will die „Talenteküste“ über 50 
Unternehmen aus den zukunftsfähigen Wirtschaftsbranchen Touris-
mus, erneuerbare Energien, Gesundheit und Naturwissenschaften 
gewinnen, die ihre Angebote jenseits der Schulbank unterbreiten 
– seien es Exkursionen, Tagesausflüge, Vorträge in den Schulen 
oder Kurzpraktika. So soll ein Praxispool außerschulischer Lernorte 

Das Projekt „Talenteküste Dithmarschen“ 
im Modellvorhaben „LandZukunft“ verfolgt 
die Strategie, eigene Talente in der Region 
zu entwickeln. Damit sollen Fachkräfte 
gehalten und Kindern und Unternehmen eine 
Perspektive in der Region geboten werden.   
 Von Olaf Prüß

 Mehr Informationen: 
Olaf Prüß
RegionNord
Telefon: 04 8 21 / 60 08 38
E-Mail: pruess@regionnord.com 
www.regionnord.com 
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Heimische Talente 
an der Küste

und -angebote entstehen, mindestens 6.000 Kinder und Jugend-
liche sollen bis 2014 beteiligt werden. Diese können die bei ihren 
Aktivitäten in den Unternehmen dazu gewonnenen Talente in einem 
kleinen Heft mit dem Namen „Talentekompass“ sammeln. Ziel ist 
auch, den Anteil der Schüler ohne Hauptschulabschluss bis 2020 um 
20 Prozent zu senken.
Beginnend mit der Stadt Brunsbüttel werden an drei Standorten 
drei unterschiedliche Bildungs ketten von den Kindertagesstätten 
über die Schulen bis in die Arbeitswelt hinein entstehen. Ein Pro-
jektmanager wird die Abstimmung zwischen den Bildungseinrichtun-
gen organisieren. 

und zu entwickeln. Die Strategie der Modellregion hat ein eigens ge-
gründeter Beirat konzipiert, der neben den klassischen Akteuren der 
Regionalentwicklung zudem aus Innovatoren und Querdenkern von 
Hochschulen, Medien und Unternehmen besteht. Am 25. April 2012 
hat der Kreis seinen Zuwendungsbescheid erhalten. Die Anträge für 
die Geschäftsstelle des Projektes, den Praxispool und die erste regio-
nale Bildungskette liegen im Entwurf vor. Mit den einzelnen Projekten 
soll im August/September 2012 begonnen werden.

Das Bundesmodellvorhaben „LandZukunft“

Das Bundeslandwirtschaftsministerium hat 17 strukturschwache 
Kreise in Deutschland dazu aufgerufen, sich im Modellvorhaben 
„LandZukunft“ zu bewerben. Das Ziel ist, periphere ländliche Re-
gionen dabei zu unterstützen, die regionale Wertschöpfung zu erhö-
hen und Arbeitsplätze zu sichern. Die vier auf Basis ihres Entwick-
lungskonzeptes ausgewählten Regionen sollen gezielt Unternehmen 
und unternehmerische Menschen für die Regionalentwicklung 
mobilisieren und alternative Finanzierungsinstrumente in der öf-
fentlichen Förderung erproben. Die Regionen werden vom 1. April 
2012 bis zum 31. Dezember 2014 mit Bundesmitteln in Höhe von 
jeweils circa 1,8 Mil lionen Euro gefördert. www.land-zukunft.de

„Talenteküste Dithmarschen“

Der direkt an der Nordsee gelegene Landkreis Dithmar-
schen im Südwesten Schleswig-Holsteins ist eine der ausge-
wählten Regionen im Modellvorhaben „LandZukunft“. Die 
Region setzt darauf, junge Menschen und kreative Köpfe zu halten 
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Aktiv durchs Alter mit  
  den Demografielotsen
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Fachkräftemangel vor allem in ländlichen Gebieten auf der einen Seite – Arbeitnehmer der 
Gruppe 50plus, die man schon zum alten Eisen zählt, auf der anderen: In Südbrandenburg 
löste man diesen Widerspuch mit der INNOPUNKT-Initiative „Ältere – Erfahrung trifft 
Herausforderung“.  Von Peter Altmann

Die Wirtschaftsstruktur der Projektregion Lausitz-Spreewald in 
Südbrandenburg ist mittelständisch geprägt: Großunterneh-

men sind die Ausnahme, eine gewichtige Rolle spielen kleine und 
mittlere Unternehmen, darunter circa 8.000 Handwerksbetriebe. 
Die müssen ihren Personalbedarf vor Ort sichern und stehen vor 
einem Problem: Überproportional viele jüngere und gut ausgebil-
dete Fachkräfte verlassen die Region. Gleichzeitig werden Ältere 
bei Stellenbesetzungen oft benachteiligt. Dabei spricht gerade für 
Tätigkeiten im Handwerk eine sinnvolle Durchmischung und der 
verstärkte Einsatz der Älteren: Qualität und Zuverlässigkeit sind ein 
besonderes Gütesiegel kleiner Unternehmen – typische Kompeten-
zen, für die ältere Fachkräfte stehen. 

Individuelle Berufswegeplanung

„Der Personaleinsatz in den Betrieben, wie er heute gängig ist, 
verschärft Altersprobleme“, sagt Christiane Worrack, Projektlei-
terin der Wirtschaftsentwicklungs- und Qualifizierungsgesellschaft 
mbH (WEQUA). Positionen werden nur nach der vorhandenen 
Qualifikation besetzt, Beschäftigte langfristig in körperlich oder 
psychisch stark belastenden und von Routinen geprägten Arbeits-
prozessen belassen. Um die Beschäftigungsfähigkeit Älterer zu 
erhalten, sei teilweise eine Umkehrung nötig: „Dazu braucht es eine 
vorausschauende und langfristige Planung, etwa um Arbeitsplätze 
gesundheitszuträglich zu wechseln oder Beschäftigte fortlaufend 

weiterbilden zu können“, erklärt Christiane Worrack. Den Einsatz 
älter werdender Mitarbeiter an deren Bedürfnisse und Fähigkeiten 
anzupassen, nennt man auch individuelle Berufswegegestaltung.

Aus dem Einzelfall zum Prinzip

An dem Projekt „Berufliche Perspektiven im demografischen Wan-
del“ nahmen mehr als 30 vor allem kleinere Südbrandenburger Un-
ternehmen teil. Es wurde von Ende 2008 bis Ende 2011 im Rahmen 
der INNOPUNKT-Initiative „Ältere – Erfahrung trifft Herausfor-
derung“ aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des Landes 
Brandenburg gefördert. Hier wurden in enger Zusammenarbeit mit 
Beschäftigten, Unternehmensleitungen und Sozialpartnern für mehr 
als 120 ältere Beschäftigte solche Berufswegepläne erstellt. Wie das 
funktioniert, zeigt ein Beispiel in einem Unternehmen der Kunst-
stoffbranche: Eine ältere Mitarbeiterin, zuständig für das Qualitäts-
management der Firma, sah sich nicht mehr in der Lage, unter der 
derzeitigen Arbeitsbelastung weiter tätig zu sein. Doch die Unter-
nehmensleitung wollte auf die Erfahrung und Kenntnisse der An-
gestellten nicht verzichten: Man fand ein neues Arbeitszeitmodell, 
stellte eine junge Kollegin ein und bildete mit diesen beiden Kräften 
ein Tandem. Die jüngere lernt von der Älteren und entlastet diese 
gleichzeitig von Routineaufgaben.

Mitarbeiter durch das Alter lotsen

Ein weiteres Instrument, um das Thema in den Unternehmen zu 
etablieren, ist der sogenannte Demografielotse. „Das ist ein vom 
Betrieb benannter Mitarbeiter, der sich im Auftrag der Unterneh-
mensleitung um die Fragen des altersgerechten Arbeitens kümmert. 
Gerade in schwach besetzten Personalabteilungen ist dieser konzep-
tionelle Denker strategisch wichtig“, so Christiane Worrack. Für 
ihre Arbeit qualifiziert werden die Lotsen durch den regionalen Bil-
dungsträger WEQUA. Und die Demografielotsen bleiben wichtige 
Ansprechpartner in den Unternehmen über die Projektzeit hinaus.

Handbuch zur Personalplanung

Das Handbuch „Zukunft braucht Erfahrung – Leitfaden zur Praxis 
demografiebewusster Personalarbeit“ ist als kostenloser Download im 
Internet unter www.wequa.de  Aus- und Weiterbildung  Innopunkt 
Initiativen  Projekt „Ältere“ verfügbar.

 Mehr Informationen: 
Christiane Worrack 
WEQUA GmbH
Telefon: 03 5 74 / 67 6 20 17
E-Mail: worrack@wequa.de 
www.wequa.de 
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Die Agrargenossenschaft eG Jesewitz im sächsischen Ochelmitz betreibt ein für Landwirte 
bisher noch ungewöhnliches Geschäftsfeld: Seit Oktober 2010 ziehen die Genossenschaftler  
in zwei Kreislaufanlagen mit jeweils zwei Aufzucht- und neun Mastbecken Afrikanische 
Welse. Geheizt werden die Becken mit der Abwärme der betriebseigenen Biogasanlage.  
Diese versorgt auch die Einwohner des Dorfes mit Wärme.  Von Ilka Prautzsch

Im Jahr 2006 errichtete die Agrargenossenschaft eG Jesewitz (siehe 
Kasten) am Standort Ochelmitz eine 500-Kilowatt-Biogasanlage. 

„Wir wollten damit hauptsächlich unsere Produkte über die Stromer-
zeugung veredeln, denn die Getreidepreise waren mit circa zehn Euro 
je Dezitonne für Gerste und Triticale im Keller“, erinnert sich Dr. Rei-
ner Dietrich, Vorstandsvorsitzender der Agrargenossenschaft.  „Über 
zwei Blockheizkraftwerke speisen wir nun jährlich vier Millionen 
Kilowattstunden Strom ins öffentliche Netz.“ Die Biogasanlage wurde 
für nachwachsende Rohstoffe konzipiert, das heißt, Gülle, Getreide, 
Silage, Mais und Zuckerrüben dienen als Substrat.  

Überflüssige Wärme nutzen

Der Betrieb suchte bald nach Möglichkeiten, auch die Abwärme der 
Blockheizkraftwerke zu nutzen, und das nicht nur im Winter. Über 
Fachzeitschriften, Messebesuche und Expertengespräche reifte die 
Idee einer Fischzuchtanlage. Davon waren die Mitglieder der Agrar-
genossenschaft nicht sofort begeistert. Dr. Reiner Dietrich und sein 
Team überzeugten jedoch: „Für den wirtschaftlichen Betrieb war 
schließlich ausschlaggebend, dass wir neben der kostenlosen Wärme 
unserer Biogasanlage das Wasser aus dem eigenen Brunnen nutzen 
können und das Abwasser gleich wieder in die Biogasanlage leiten,  
also einen Kreislauf schaffen“, so Dr. Reiner Dietrich. Der Startschuss 
für den Umbau einer ehemaligen Traktorengarage auf dem Gelände 
der Biogasanlage und den Einbau der Aufzuchtanlage fiel im Frühjahr 
2010. Von den rund 808.000 Euro Kosten für den Aufbau der Fisch-
zuchtanlage wurden knapp 320.000 Euro über die Richtlinie „Aquakul-
tur und Fischerei“ des Freistaates Sachsen gefördert.

Wohlfühlklima für Welse

Seit Oktober 2010 werden nun in Ochelmitz in zwei Kreis-
laufanlagen mit jeweils zwei Aufzucht- und neun Mastbecken 
Afrikanische Welse (Clarias gariepinus) aufgezogen. In die jeweils 
zwei Kubikmeter großen Aufzuchtbecken werden 3000 Setzlinge 
eingebracht, die nach vier Wochen in die Mastbecken aufgeteilt 
werden. Die Welse wachsen in etwa fünf Monaten auf ein Le-
bendgewicht von 1,5 Kilogramm heran. Die Ochelmitzer Anlage 
ist optimal für die Bedürfnisse des Fisches, welcher ursprünglich 
in den Gewässern Afrikas beheimatet ist. Die Wohlfühltempe-
ratur von 27 bis 28 Grad Celsius sowohl im Wasser als auch in 
der Luft wird durch die Abwärme der Biogasanlage ganzjährig 
gesichert. 
Ingo Vetterlein ist verantwortlich für die Fischzuchtanlage. Er 
fand damit ein neues Aufgabenfeld in seinem Betrieb und ist mitt-
lerweile Spezialist. Er schwärmt für die gute Fleischqualität des 
Afrikanischen Welses, eines Verwandten des einheimischen Wel-
ses. „Das rötliche Fleisch hat einen milden Eigengeschmack und 
eine feste Konsistenz. Es eignet sich sehr gut zur Zubereitung von 
Filet und ist wegen seines hohen Gehalts an Omega-3-Fettsäuren 
außerdem besonders gesund.“ Auf jeglichen Einsatz von Medika-
menten, Antibiotika und Anabolika wird verzichtet. Ingo Vetter-
lein erklärt weiter: „Wir lassen Musik in der Aufzuchthalle laufen 
– nicht etwa wegen der Besucher, die immer öfter nach Ochel-
mitz kommen, sondern wegen der Fische, die ansonsten sehr 
empfindlich auf plötzliche laute Geräusche reagieren würden. Am 
liebsten hören die Fische klassische Musik“, schmunzelt er. 

Biogas wärmt Fische  
und Einwohner 
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Biogas wärmt Fische  
und Einwohner 

Vermarktung läuft an

Die Ochelmitzer Fische werden – zum Beispiel von der Teichwirt-
schaft Schönfeld in Sachsen – zu Welsfilet, Fischsuppe und Räucher-
fisch verarbeitet. Man kann sie außerdem mariniert in Fischbüchsen 
oder als Fertiggericht kaufen. Im vergangenen Jahr wurden 80 Tonnen 
Fisch verkauft, überwiegend über die eigens gegründete Genossen-
schaft Fischgut Mitte eG, in der die Jesewitzer Agrargenossenschaft 
eines von zehn Mitgliedern ist. Jeden Freitag gibt es außerdem frischen 
Fisch ab Hof in Ochelmitz. Fünf Tonnen wurden im letzten Jahr direkt 
vermarktet. Nach der Anlaufphase im letzten Jahr rechnet die Agrar-
genossenschaft im Jahr 2012 mit 85 Tonnen Fischertrag und einem 
positiven finanziellen Ergebnis in Höhe von etwa 10.000 Euro aus der 
Welsproduktion. „Die Aufzucht läuft, aber um den Absatz müssen 
wir uns noch stärker kümmern“, resümiert Dr. Reiner Dietrich. Ein 
Ausbau der Fischproduktion ist vorerst nicht geplant, Biogasanlage 
und Fischproduktion sind gut aufeinander abgestimmt. 

Das Delitzscher Land

Das Dorf Ochelmitz in Sachsen hat 77 Einwohner. Es liegt 
im Delitzscher Land, einer Leader-Region nördlich von 
Leipzig. Die Region ist durch die Autobahnen A9 und A14 
sowie den Interkontinentalflughafen Leipzig/Halle gut an das 
überregionale Verkehrsnetz angeschlossen. Neben großen 
Unternehmen der wachsenden Logistikbranche, der Ernäh-
rungswirtschaft und des Maschinenbaus prägen viele mittel-
ständische Firmen die gewerbliche Wirtschaft der Region. 
Daneben bestimmt die Landwirtschaft das Bild, wobei der 
Ackerbau auf 94 Prozent der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen überwiegt. Rund die Hälfte der im Delitzscher Land 
arbeitenden 150 Landwirtschaftsbetriebe bewirtschaftet 
jeweils über 1000 Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche. 

 

Nahwärme auch für die Einwohner

Weil nur etwa 30 Prozent der anfallenden Abwärme genutzt werden 
konnten, suchte die Agrargenossenschaft nach weiteren Nutzungsmög-
lichkeiten. Der Idee, ein Nahwärmenetz für das Dorf Ochelmitz zu 
bauen, standen die Bewohner in den ersten Einwohnerversammlungen 
noch kritisch gegenüber. Konkrete Berechnungen und die verbindliche 
Zusage seitens des Betriebes, die Anschlusskosten bis zum Wärmetau-
scher im Haus zu 100 Prozent zu übernehmen, überzeugten jedoch 
schließlich. Im Frühjahr 2010 begann der Bau einer 1700 Meter langen 
Wärmetrasse von der Biogasanlage bis ins Dorf. Anfang 2011 wurde 
der sechsundzwanzigste Haushalt angeschlossen. „Damit versorgen wir 
90 Prozent der Ochelmitzer Haushalte sowie einen Betrieb, und wir 
sichern die Vollwärmeversorgung zu“, erklärt Dr. Reiner Dietrich. 
Für die Dorfbewohner lohnt sich der Anschluss: Ihr Wärmepreis 
liegt immer 20 Prozent unter dem durchschnittlichen Ölpreis. Zur 
Preisermittlung wird der monatliche Durchschnittspreis für 4000 Liter 
Öl herangezogen. Der Mindestabnahmepreis wurde mit 0,05 Euro pro 
Kilowattstunde vereinbart. Nach monatlichen Abschlägen wird einmal 
jährlich abgerechnet. Der Bau der Wärmetrasse kostete die Agrarge-
nossenschaft 461.000 Euro. „Wir sind zufrieden mit der Wärmeversor-
gung im ersten Winter. Mit Fischzuchtanlage und Wärmetrasse nutzen 
wir nun fast 60 Prozent der Abwärme. Das ist ein guter Wert“, zieht 
Dr. Reiner Dietrich Bilanz.

 Mehr Informationen: 
Agrargenossenschaft eG Jesewitz
Telefon: 03 42 41 / 50 2 15
E-Mail: info@agrar-jesewitz.de
www.agrar-jesewitz.de
www.fischgut-mitte.org

Ilka Prautzsch
Regionalmanagement Delitzscher Land e. V.
Telefon: 03 42 02 / 35 4 71
E-Mail: info@delitzscherland.de
www.delitzscherland.de/regionalmanagement
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Fischzuchtanlage der Agrargenossenschaft eG Jesewitz› Verlegung der Wärmetrasse›

Die Agrargenossenschaft eG Jesewitz

Die Agrargenossenschaft eG Jesewitz gehört mit ihren 2140 
Hektar und 19 Angestellten zu den größeren Betrieben im 
Delitzscher Land. Ihr Hauptstandbein ist der Ackerbau – 93 
Prozent ihrer Fläche sind Ackerland. Mit einer durchschnitt-
lichen Ackerzahl von 47 und jährlichen Niederschlägen von 
525 Litern pro Quadratmeter sind die Anbaubedingungen 
mittel bis gut. Im Jahr 2012 baute das Unternehmen auf 
57 Prozent der Ackerfläche Weizen, Triticale und Gerste 
an, auf 22 Prozent Raps und auf acht Prozent Mais. Wei-
tere Kulturen sind Erbsen, Zuckerrüben und Grünfutter. 
Daneben betreiben die Genossen Mutterkuhhaltung, eine 
Biogasanlage, ein Nahwärmenetz, Fischproduktion, einen 
Fahrzeugservice und eine Wohnungsverwaltung.

29Aus der Praxis
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   Profis  
kooperieren

Schutz durch Nutzung – unter diesem Motto tragen rund 50 
Projekte in Baden-Württemberg zum Erhalt von Streuobst-

wiesen bei. Sie arbeiten nach der Idee der „Aufpreisvermarktung“: 
Dabei verpflichten sich die Erzeuger, ausschließlich Obst von 
Streuobstbäumen zu liefern, bei denen keine synthetischen Pesti-
zide und Düngemittel eingesetzt werden und die regelmäßig durch 
einen Baumschnitt gepflegt werden. Der Erzeuger erhält für dieses 
Obst einen Aufpreis, wenn es in den Keltereien getrennt erfasst, 
verarbeitet und – wiederum mit einem Aufpreis – vermarktet 
wird. Entwickelt wurde dieses Prinzip in den 1980er-Jahren unter 
anderem vom  Naturschutzbund Deutschland. Dass es in Baden-
Württemberg eine große Anzahl solcher Aufpreis-Projekte gibt, 
liegt neben dem großen Engagement der Verbände und Vereine 
auch daran, dass sich hier mit rund 120.000 Hektar circa ein Drittel 
der deutschen Streuobstbestände befinden. 

Erfolgsfaktoren von  
Vermarktungsprojekten

Naturschutzorientierte Vermarktungsprojekte stehen vor großen 
Herausforderungen. Sie müssen einen höheren Qualitätsstandard 
erfüllen, um sich von den Konkurrenzprodukten am Markt abheben 
zu können. Dies erfordert höhere Anstrengungen in Marketing und 
Kommunikation. Höhere Stückkosten, die Schaffung kleinräumiger 
Logistik- und Distributionslösungen, die Kapitalbeschaffung sowie 
eine geringe Risikobereitschaft der Mitglieder sind weitere Heraus-
forderungen. Im Rahmen der Streuobst-Initiative Calw-Enzkreis-
Freudenstadt e.V. wurden die 2003 von Armin Kullmann entwickelten 
Erfolgsfaktoren regionaler Vermarktungsprojekte (siehe unten) in ein 
Instrument zum Projektcontrolling weiterentwickelt. Dabei wer-
den die Erfolgsfaktoren nach Projekt- und Marketingmanagement 
getrennt definiert und – mit Bewertungsfaktoren unterlegt – in 18 
Rubriken unterteilt. Ihre Erfüllung wird mithilfe der sogenannten 
EFA-Spinne visualisiert (siehe Abbildung 1). 

Zum Weiterlesen

Kullmann, Armin (2003): Erfolgsfaktoren regionaler Vermarktungspro-
jekte – Ergebnisse der Evaluierung von 10 Modellprojekten. Bericht 
zum FuE-Vorhaben Regionalvermarktung in Biosphärenreservaten 
des Instituts für Ländliche Strukturforschung an der Johann Wolfgang 
Goethe Universität Frankfurt/Main. www.ifls.de

Abbildung 1:  
Erfüllung der Erfolgsfaktoren der Regionalvermarktung

(5er-Skala von 4 = trifft voll zu, bis 0 = trifft nicht zu)
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In Baden-Württemberg gibt es rund 50 Streuobst-Aufpreisprojekte, die Streuobst-Initiative 
Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V. ist eine davon. Die vor acht Jahren entstandene Initiative 
verdankt ihren Erfolg der konsequenten Ausrichtung auf die Wertschöpfungskette und auf 
die Wünsche der Verbraucher. Von Hannes Bürckmann

Wertschöpfungskette als strategisches  
Instrument

Die Streuobst-Initiative Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V. im Nord-
schwarzwald (siehe Kasten) ist eines dieser Projekte. Die Initiative 
ist im Sinne einer Wertschöpfungskette (WSK) organisiert (siehe 
Abbildung 2): Sie bindet alle Akteure von der Vorleistung über Er-
zeugung und Logistik bis hin zu Verarbeitung, Verpackung, Marketing 
und Vertrieb ein. Neben den beiden Keltereien sind Umwelt- und 
Naturschutzverbände und die Landkreise im Vorstand des Ver-
eins vertreten. Dadurch sind die wichtigsten Partner direkt in die 
Projektsteuerung integriert. Vereins-Vorsitzender ist Joachim Flik, 
Bürgermeister der Gemeinde Rohrdorf. Die über den Vereinsvor-
stand direkt beteiligten Partner organisieren die weiteren Partner 
aus den Bereichen Marketing, Logistik und Handel. 
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 Mehr Informationen: 
Hannes Bürckmann, Martina Hörmann
neuland+ GmbH & Co KG –  
Tourismus-, Standort- und Regionalentwicklung
Telefon: 07 9 36 / 99 05 20
E-Mail: buerckmann@neulandplus.de
www.neulandplus.de, www.regionale-wertschöpfung.de

i

�Mehr Informationen

   Profis  
kooperieren

Um eine WSK auf- oder auszubauen, müssen alle Maßnahmen entlang 
sogenannter Interventionspunkte umgesetzt werden. Dazu gehört als 
erstes die Organisation der Erzeuger. So wurden rund zwei Drittel 
der Erzeuger über verschiedene Veranstaltungen als Vereinsmitglieder 
gewonnen. Rund 20 Umwelt-, Naturschutz- und Obstbauvereine sind 
weitere strategische Mitglieder. Sie stellen die ehrenamtlichen Kontrol-
leure (siehe Kasten), die wiederum über Schulungen und ein jährliches 
Arbeitsessen in die Vereinsarbeit einbezogen werden.
An der Entwicklung von marktgerechten Produktinnovationen, wie 
dem Cidre oder dem Apfel-Zwetschgen-Saft, waren neben den 
Keltereien auch externe Experten beteiligt – etwa Hochschulen, die 
Gesellschaft für Konsumforschung und Praktiker. Sie analysierten 
beispielsweise den Fruchtsaftmarkt und seine künftige Entwicklung. 
Insbesondere die Endverbraucher sind über viele Einzelprojekte mit 
dabei, etwa über Streuobstwiesenmeisterschaften oder Schnitt- und 
Fachwartkurse. 
Die Maßnahmen wurden jeweils als einzelne Projekte umgesetzt. Zur 
Finanzierung trugen verschiedene Förderinstrumente bei, zum Beispiel 
das PLENUM-Projekt des Landes Baden-Württemberg, der Naturpark 
Schwarzwald Mitte/Nord, Leader oder die Stiftung Naturschutzfonds 
Baden-Württemberg. Den Eigenanteil brachten jeweils die Partnerkel-
tereien und der Verein auf.

Professionelle Erfolgskontrolle

Um den Erfolg regionaler Vermarktungsprojekte umfassend kontrol-
lieren zu können, bedarf es eines zentralen Managements mit enormer 
Sozial- und Businesskompetenz. Dieses muss nicht nur die Erfüllung 
der Erfolgsfaktoren durch die Erzeuger beurteilen, sondern auch das 
Zusammenspiel der Partner aus den Bereichen Vorleistung, Handel, 
Vertrieb und Marketing. Diese Aufgabe leistet die hauptamtliche Ge-
schäftsführung des Vereins, die eng mit den Keltereien Dürr Fruchtsäf-
te und Franz Fruchtsäfte zusammenarbeitet. Zum Erfolg der Initiative 
trugen neben dem innovativen Marketing zum Beispiel auch die 
konsequente Ausrichtung am Markt und an den Verbraucherwünschen 
bei. Sogenannte Promo-Teams suchen die Kommunikation mit dem 
Verbraucher und dem Handelspartner, um Feedback und Anregungen 
zu erhalten. Sie wurden in eigens entwickelten Schulungen ausgebildet 
und sind regelmäßig mit einem kleinen „Schneewittchen-Messestand“ 
am Verkaufsort oder bei Veranstaltungen dabei. 

Wirkung über die Region hinaus

Die Umsetzung der Streuobst-Initiative als WSK hat die Wert-
schöpfung in der Region erheblich gesteigert. Allein der durch-
gehende Aufpreis vom Erzeuger bis zum Verkaufsort, aber auch 
Dienstleistungen wie Marketing sowie Personalkosten führen zu 
einer zusätzlichen Wertschöpfung von circa 200.000 Euro pro Jahr. 
Hinzu kommen regelmäßige Investitionen in Produktentwicklungen, 
in die Anpassung der Marketingmaterialien und in Einzelprojekte. 
Hier wurden in den acht Jahren seit Bestehen der Initiative weitere 
rund 250.000 Euro investiert.
Die Streuobst-Initiative Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V.  wirkt aber 
auch über die Region hinaus: Sie ist Veranstalter des „Landeswei-
ten Streuobsttags Baden-Württemberg“, einem seit 2006 jährlich 
stattfindendem Fachkongress und Vernetzungstreffen der Streu-
obstakteure in Baden-Württemberg (www.streuobsttag.de). Hier 
treffen sich die Aufpreis-Initiativen, um Erfahrungen auszutauschen, 
aber auch um gemeinsame Positionen abzustimmen und gegenüber 
der Politik zu vertreten.

Die Streuobst-Initiative  
Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V.

Die Streuobst-Initiative Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V. vertreibt 
unter dem Markenzeichen „Schneewittchen“ Streuobstprodukte 
in der Region. Sie ist als gemeinnütziger Verein mit einer haupt-
amtlichen Geschäftsführung organisiert. Über diesen Verein sind 
derzeit rund 350 vertraglich gebundene Erzeuger sowie über 30 
ehrenamtliche Berater organisiert. Letztere beraten die Landwirte 
und Wiesenbesitzer und überwachen die Einhaltung der verbindli-
chen Erzeugungsrichtlinien wie Baumpflege- und Nachpflanzpflicht, 
Verbot synthetischer Dünge- und Pflanzenschutzmittel etc. Die 
Keltereien Dürr Fruchtsäfte und Franz Fruchtsäfte verarbeiten 
jährlich rund 150 Tonnen Obst aus dem Aufpreisprojekt zu Apfel-, 
Apfel-Mango- und Apfel-Zwetschgensaft sowie zu Cidre und einem 
Aperitif. Auch eine Bio-Apfelsaftschorle und ein Bio-Cidre gehören 
zum Sortiment. Insgesamt rund 150.000 Liter dieser Getränke 
werden jährlich direkt ab der Kelterei verkauft beziehungsweise mit 
eigenen Fahrzeugen und über Speditionen an den Getränkefach- 
und Lebensmitteleinzelhandel geliefert. www.streuobst-initiative.de

Beratung & Kontrolle

Vertrag über Verarbeitung 
& Vermarktung

Keltereien

Verarbeitung

Streuobstwiesenbesitzer

Lieferung an Keltereien &
Obstannahmestellen

Streuobst-Initiative
Calw-Enzkreis-Freudenstadt e.V.

Erhalt der Streuobstwiesen, Erzeugungsrichtlinien, 
Produktqualität, Beratung der Erzeuger
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Mit dem Kanu durchs

„Immer eine Handbreit Wasser unterm Kiel“ – das wünscht man ab jetzt einer Vielzahl von 
Kanutouristen in der Flusslandschaft Eider-Treene-Sorge. Die besten Voraussetzungen haben 
sie dafür. Nach vier Jahren intensiver Arbeit wurde das größte zusammenhängende Gewässer-
netz im Binnenland Schleswig-Holsteins zu einem attraktiven Revier für einen naturverträg-
lichen Kanutourismus ausgebaut. Von Sabine Müller

D ie Flusslandschaft Eider-Treene-Sorge 
ist eine ländlich geprägte Region im 

Binnenland Schleswig-Holsteins zwischen den 
Städten Heide, Husum, Flensburg, Schleswig 
und Rendsburg. Im Herzen der Region bilden 
die drei namensgebenden Flüsse Eider, Treene 
und Sorge das größte zusammenhängende 
Gewässernetz des Landes. Sanft schlängeln 
sich die drei Flüsse durch eine einzigartige 
Landschaft mit reetgedeckten Häusern, wei-
ten Wiesen und urigen Mooren. Stolzierende 
Störche, weidende Kühe und rufende Kiebitze 
prägen das kleine Stück vom Paradies. Diese 
naturnahe Flusslandschaft birgt seit Langem 
die besten Voraussetzungen, ein vielfältiges 
Kanurevier für alle Altersgruppen zu werden. 
Der Kanusport hat in der Region zwar eine 
lange Tradition, vor allem auf der Treene 
wurde schon immer viel gepaddelt. Dies ge-
staltete sich mitunter jedoch mühsam, da es 
keine geeigneten Strukturen gab: Es fehlte an 
Ein- und Ausstiegsstellen, Park- und Rastplät-
zen sowie an Steganlagen.

Kanutourismus – Potenzial 
für die Region

Den Menschen vor Ort war bewusst, 
dass die Region von einem gelenk-
ten, naturverträglichen und sanften 
Tourismus nur profitieren kann. Dieses 
Potenzial hat auch der Beirat der 
AktivRegionen des Landes Schleswig-
Holstein 2008 erkannt, als er das mit 

einem Finanzvolumen von 700.000 Euro ausgestattete Vorhaben als 
landesweites Leuchtturmprojekt auswählte. Für das Kooperations-
projekt der AktivRegionen „Eider-Treene-Sorge“, „Südliches Nord-
friesland“ sowie „Hügelland am Ostseestrand“ haben die Europäi-
sche Union und das Land Schleswig-Holstein Fördergelder aus dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) in Höhe von knapp 323.000 Euro zur Verfügung gestellt. 
Ziel des Projektes war von Anfang an die Schaffung attraktiver Er-
holungsmöglichkeiten für Einwohner und Urlauber. Dabei sollten die 
naturräumlichen Gegebenheiten konsequent berücksichtigt werden. 
Deshalb gingen der eigentlichen Projektentwicklung eine Potenzialana-
lyse für den Kanutourismus in der Flusslandschaft sowie verschiedene 
artenbezogene Verträglichkeitsprüfungen nach der Flora-Fauna-Habi-
tatrichtlinie voraus.

Beste Infrastruktur für Paddler

In den vergangenen vier Jahren arbeiteten die Akteure der AktivRegi-
on Eider-Treene-Sorge, allen voran die Mitglieder des Arbeitskreises 
Tourismus sowie viele engagierte Personen – wie Kanuverleiher, Heu-
herbergen, Jugendcamps, Naturschützer, Angler, Vertreter der Ämter, 
Gemeinden und Kreise sowie der Wasserwirtschaft – gemeinsam an 
der Umsetzung der aus den Studien abgeleiteten Empfehlungen. Eine 
wesentliche Empfehlung war die Reduzierung des Nutzungsdrucks 
durch die zahlreichen Paddler an der oberen und mittleren Treene. 
Dies sollte unter anderem dadurch erreicht werden, dass die untere 
Treene, die Eider und die Neue Sorge kanutouristisch entwickelt wer-
den und damit Paddler aus der oberen und mittleren Treene anziehen. 
So schuf man zum einen entlang der 140 Flusskilometer bauliche 
Infrastrukturen für die Wasserwanderer: An fast 40 Standorten 
wurden die Ein- und Ausstiegsstellen ausgebaut oder instand gesetzt, 
Rastplätze geschaffen, Parkplätze ausgewiesen sowie Umtragemög-
lichkeiten für Sohlgleiten und Stauwehre erstellt. Zum anderen wurde 
ein Besucherlenkungssystem entwickelt: Ein aufeinander aufbauendes 

Binnenland
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Beschilderungssystem unter Verwendung des Symbols der Gelben 
Welle des Deutschen Tourismusverbandes weist den Kanuten den 
Weg entlang der drei Flüsse. 

Verhaltenscodex in der Natur

Neben Informationsmedien wie Infotafeln, Karten, Flyern und einer 
neuer Homepage (www.eider-treene-sorge.de) erarbeiteten die 
regionalen Akteure außerdem einen Verhaltenscodex für Paddler, der 
den naturräumlichen Gegebenheiten gerecht wird. Die gewerblichen 
Kanuverleiher halten die Gäste an, diesen Verhaltenscodex einzuhal-
ten. Das Erlebnis in der Natur steht danach ganz unter dem Motto: 
„Nimm nichts mit, außer schönen Erinnerungen und Fotos und lass 
nichts zurück, außer deinen Fußspuren“.

Komplexes Akteursnetzwerk

Die komplexe Projektstruktur ergibt sich aus der Vielzahl an 
Beteiligten. Hinter dem Leuchtturmprojekt stehen nämlich zehn 
einzelne Förderanträge. Hierbei handelt es sich zum einen um 
das „Overheadprojekt“. Unter dessen Dach wurden das Projekt-
management, die Planungsleistungen, die Betreuung der Geneh-
migungsverfahren als auch das Vermarktungspaket erarbeitet und 
gemeinsam von allen Projektpartnern finanziert.
Zum anderen erhielten die involvierten Ämter Arensharde, Eg-
gebek, Eider, Hohner Harde, Kropp-Stapelholm, Nordsee-Treene, 
Oeversee, die Gemeinde Owschlag und die Stadt Friedrichstadt 
finanzielle Unterstützung durch den Leader-Schwerpunkt im 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung ländlicher 
Räume zur Umsetzung der infrastrukturellen Vorhaben. Diese neun 
Anträge bündeln wiederum die örtlichen Maßnahmen der einzel-
nen Kommunen und Vereine. 

 Mehr Informationen: 
Eider-Treene-Sorge GmbH
Telefon: 04 3 33 / 99 24 90
E-Mail: info@eider-treene-sorge.de 
www.eider-treene-sorge.de

i

�Mehr Informationen

Die Gebietskulisse des Projektes erstreckt sich über mehrere Land-
kreise. Es ist ein großer Erfolg für die Region, dass es gelungen ist, die 
entsprechenden Fachstellen der beteiligten vier Landkreise Dithmar-
schen, Nordfriesland, Schleswig-Flensburg und Rendsburg von Anfang 
an in die Projektentwicklung einzubeziehen und für die Umsetzung zu 
gewinnen. Denn es galt, eine Vielzahl von rechtlichen Belangen, etwa 
aus den Bereichen Wasser- und Schifffahrt, Wasser- und Naturschutz, 
Verkehr und Haftungsregelungen abzustimmen. So mussten alle 
Maßnahmen an der Bundeswasserstraße Eider genauestens mit dem 
Wasser- und Schifffahrtsamt abgestimmt werden, um eine Beeinträch-
tigung der Schifffahrt auszuschließen. Ein weiterer Klärungspunkt war 
zudem die Standortfindung für die Beschilderungen an Eider, Treene 
und Sorge. Da dabei unter anderem die Überschwemmungsgefahr 
berücksichtigt werden musste, wurden die Informationstafeln und 
Hinweistafeln in einigen Fällen auf langen Ständern hinter dem Deich-
fuß aufgestellt, um auch vom Wasser aus noch gut sichtbar zu sein.

Das Projekt erfreut sich bereits jetzt großer Beliebtheit bei den 
Kanuten. Nach der Auftaktveranstaltung am 15.06.2012 konnten die 
Akteure auf der Treene selbst aktiv werden und sich von den Vorzü-
gen der neuen Infrastruktur überzeugen.
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Herr Klich, was ist das Besondere für Sie an 
Leader im Vergleich zu anderen Fördertöpfen?

Leader ist ja in dem Sinne kein Fördertopf, sondern eine Methode. 
Dazu gehören unter anderem eine Regionale Entwicklungsstrategie 
sowie die Menschen und Akteure der Region, die bei der Festlegung 
der Entwicklungsziele mitreden und vor Ort Themen und Projekte 
umsetzen. Auch eine Offenheit für neue Ansätze und Lösungen, die 
entwickelt und umgesetzt werden können, gehören dazu. Die Leader-
Methode liegt damit quer zu den herkömmlichen sektoralen Förder-
töpfen. Bei uns werden Projekte dann hoch bewertet, wenn sie mög-
lichst viele Ziele und Themen der Entwicklungsstrategie aufgreifen und 
so einen wahrhaft regional oder lokal integrierten Ansatz verfolgen. 

Was bewirkt Leader darüber hinaus?

Mit dem flächendeckenden Leader-Ansatz in Thüringen wurde eine 
Struktur geschaffen, mit der wir alle Institutionen und Akteure, die im 
und für den ländlichen Raum aktiv sind, zusammenbringen und vernet-
zen können. Das ist eine ungeheure Chance für die inhaltliche Arbeit, 
aber auch für die Lobbyarbeit für den ländlichen Raum.

Was wäre ganz konkret ohne Leader in  
Ihrer Region nicht passiert?

Oh, wenn ich all das aufzählen würde, wären vermutlich mehrere 
Seiten ihres Heftes gefüllt.  Ohne Leader würden wir nicht derart 
abgestimmt institutions-, sektor- und fördertopfübergreifend Regional-
entwicklung für die Wartburgregion machen können. Wir hätten nicht 
solche neuen Projekte wie den „Kreativen Landurlaub in Thüringen“, 
ein Kooperationsprojekt von sechs RAGn, oder den Wettbewerb 
„Dörfer in Aktion“, ein gemeinsames Projekt der drei Südwestthü-
ringer RAGn. Allein in der Wartburgregion hätten wir noch keinen 
Flächenpool im Aufbau, kulturelle Highlights wie den „Rhönpaulus 

Mirko Klich ist seit 2008 Regionalmanager 
der Regionalen Aktionsgruppe (RAG) Leader 
Wartburgregion in Thüringen. Der Diplom-
Sozialwissenschaftler untersuchte zuvor 
altindustrielle Regionen und ihren Wandel im 
internationalen Vergleich, regionale Innovati-
onsnetzwerke und intermediäre Strukturbil-
dungsprozesse in der Regionalentwicklung. 
Seit 2007 arbeitet er als angestellter wissen-
schaftlicher Mitarbeiter beim Ingenieurbüro 
für Planung und Umwelt in Erfurt, ist Mitinitia-
tor des Aufrufs zur Gründung einer deutschen 
Dorfbewegung und Vorsitzender des Vereins 
LandNetz Thüringen. www.rag-wartburgregion.de

„Leader ist eine  
ungeheure Chance für 
den ländlichen Raum“

– das Musical“ nicht stabilisiert, den berühmten Sächsischen Hof in 
Dermbach, in dem Ernest Hemingway und Johnnie Walker als leiden-
schaftliche Fliegenfischer zu Gast waren, nicht kurz vor der Wie-
dereröffnung. Viele kommunale, bürgerschaftliche aber auch private 
Initiativen zur Sanierung und Neunutzung historischer Bausubstanz in 
den Ortsinnenbereichen hätten wir ohne Leader nicht unterstützen 
können. Der Leader-Ansatz hilft den regionalen Akteuren aber auch, 
Förderrichtlinien, Behörden und Banken für neue Trägerstrukturen 
und Formen der Mobilisierung regionaler Ressourcen zu öffnen. 

Was wünschen Sie sich für die  
kommende Förderperiode?

Dass wir als RAG unbürokratischer und damit effizienter sowie 
innovationsoffener engagierte Menschen und ihre zukunftsorien-
tierten Ideen zur ländlichen Entwicklung unterstützen können – mit 
Ermutigung, Beratung, Begleitung und auch Förderung. Das heißt, die 
Instrumente beziehungsweise Förderungen müssen für eine weitere 
erfolgreiche Anwendung der Leader-Methode auf EU-, Bundes- und 
Landesebene – gerade auch angesichts weniger werdender Mittel – 
im Hinblick auf ihren bedarfs- und strategiegerechten Einsatz in den 
verschiedenen Regionen flexibilisiert werden. 

Was unterscheidet Ihre Leaderregion  
von anderen?

Das kann ich nicht sagen. Was ich in unserer Leaderregion als äußerst 
motivierend empfinde: Dass – bis jetzt – immer wieder Menschen mit 
immer wieder neuen Ideen, einer hohen Begeisterungsfähigkeit und 
viel Engagement zusammenkommen und so oft für unmöglich gehalte-
ne Dinge gemeinsam möglich machen.

Das Gespräch führte Anke Wehmeyer

für Planung und Umwelt in Erfurt, ist Mitinitia
tor des Aufrufs zur Gründung einer deutschen 
Dorfbewegung und Vorsitzender des Vereins 

„Leader ist eine 
ungeheure Chance für 
den ländlichen Raum“

Mirko Klich, Regionalmanager der Leader Wartburgregion
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Frau Sope, was ist das Besondere für Sie an 
Leader im Vergleich zu anderen Fördertöpfen?

Die Akteure vor Ort wissen in der Regel am besten, wo die Stärken 
und Schwächen ihrer Region liegen und was gebraucht wird, damit 
zukunftsfähige Regionalentwicklung betrieben werden kann. Die 
Leader-Methode kommt diesem Entwicklungsansatz in besonderer 
Weise entgegen. Bei uns im Fehngebiet stehen zum Beispiel Themen 
wie Tourismus, Landwirtschaft und Kulturlandschaft, demografischer 
Wandel, Versorgung und Mobilität, Ehrenamt, Wirtschaft, Arbeit und 
Bildung im Vordergrund. 

Was bewirkt Leader darüber hinaus?

Der Leader-Prozess hilft – über die Umsetzung der reinen Strategie 
und die Initiierung konkreter Projekte hinaus –, Vorbehalte und Berüh-
rungsängste abzubauen. Hier denke ich zum einen an die Stärkung der 
interkommunalen Zusammenarbeit, zum anderen aber auch an das 
Zusammenführen unterschiedlicher Akteure, die sogar völlig konträre 
Interessen haben können. Im Ergebnis schafft Leader meiner Meinung 
nach in den Regionen eine breite Akzeptanz für die Belange anderer 
und stärkt das gegenseitige Vertrauen. Dieser Effekt ist häufig vielleicht 
sogar wichtiger als die tatsächlich sicht- und messbaren Resultate klei-
ner Projekte, die mit den relativ geringen Fördersummen geschaffen 
werden können.

Was wäre denn ganz konkret ohne Leader  
in Ihrer Region nicht passiert?

Der Ansatz, auch ortsübergreifende Projekte umzusetzen, eröffnet für 
die Projektträger ganz neue Möglichkeiten. Die Lokale Aktionsgruppe 
legt den Schwerpunkt der Budgetverteilung in dieser Förderperiode 
auf den Tourismus und den Erhalt regional bedeutsamer Bausubstanz. 
Wir stimmen uns beispielsweise über gemeinsame Gestaltungsricht-
linien für Bauwerke ab. Das heißt ganz konkret: Wenn Brücken neu 
gestaltet werden, erhalten diese immer einen weißen Anstrich. Die 
Mühlen als ein Wahrzeichen unserer Region werden nach histori-
schem Vorbild und einheitlichen Kriterien saniert. Damit wird das 
Erscheinungsbild unserer Region insgesamt weiter harmonisiert.

Andrea Sope ist Diplom-Verwaltungswirtin und 
seit 2002 Regionalmanagerin für das Fehngebiet 
in Ostfriesland, Niedersachsen. Sie hat knapp 40 
Projekte mit einem förderfähigen Gesamtvolu-
men von rund vier Millionen Euro initiiert. 
www.fehngebiet.de

Andrea Sope ist Diplom-Verwaltungswirtin und 
seit 2002 Regionalmanagerin für das Fehngebiet 
in Ostfriesland, Niedersachsen. Sie hat knapp 40 
Projekte mit einem förderfähigen Gesamtvolu
men von rund vier Millionen Euro initiiert. 
www.fehngebiet.de

„Leader baut Vor-
behalte und Berüh-
rungsängste ab“

Was wünschen Sie sich für die kommende  
Förderperiode?

Ich begrüße ausdrücklich, dass die EU-Kommission Leader in den 
Fokus der kommenden Förderperiode stellt und somit eine fonds-
übergreifende Ausrichtung und Finanzierung regionaler Entwick-
lungsstrategien ermöglicht. Von daher ist es mein Wunsch, dass dieser 
Multifondsansatz – ein Gebiet, eine Strategie, mehrere Finanzierungs-
quellen – in der kommenden Förderperiode umgesetzt wird. Dabei 
sollten die Leader-Regionen aber sowohl finanziell als auch bezüglich 
ihrer Entscheidungskompetenz angemessen ausgestattet werden. Dies 
würde unserer Region und ihren Akteuren die Möglichkeit eröffnen, 
eine Strategie mit eigenen Schwerpunktsetzungen und einem wieder 
breiteren Spektrum an möglichen Maßnahmen zu erarbeiten. Damit 
könnten wir an die Erfolge der vergangenen Jahre anknüpfen und 
dem Fehngebiet für die kommenden Jahre neue Entwicklungsimpulse 
geben. 

Was unterscheidet Ihre Leader-Region  
von anderen?

Das Fehngebiet erstreckt sich über vier Landkreise und mehrere 
Gemeinden. Es ist sehr wasserreich – charakteristisch sind zum 
Beispiel die Fehnkanäle und die typischen Klappbrücken. Die Beson-
derheit an unserer Leader-Region ist: Sie ist historisch gewachsen und 
naturräumlich homogen. Sie definiert sich über diesen Naturraum und 
über die dort bestehende Fehnkultur. Im Gegensatz dazu wurden viele 
andere Leader-Regionen als solche benannt, weil sie den jeweiligen 
Auswahlkriterien wie Bevölkerungszahl oder Größe entsprechen 
beziehungsweise weil sie eine Verwaltungseinheit – wie einen Land-
kreis – darstellen. Für unsere Arbeit bringt das Vorteile: Die Menschen 
identifizieren sich stärker mit ihrer Region und kommen dadurch viel 
schneller zu einer Einigung.

Das Gespräch führte Anke Wehmeyer

Andrea Sope, Regionalmanagerin des Fehngebietes  

in Ostfriesland

Bi
ld

: L
an

dk
re

is
 L

ee
r



36

Bereits seit 2008 erforscht die Bayerische Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau in 
dem Projekt „Energie aus Wildpflanzen“ die Eignung mehrjähriger Mischungen aus rund 
20 Wild- und Kulturpflanzenarten für die Biogaserzeugung. Nun liegen erstmals Daten zur 
Wirtschaftlichkeit dieser neuartigen Energiepflanzen vor.� Von�Birgit�Vollrath�und�Antje�Werner

Biogas aus Wildpflanzen – 
eine ökonomische Alternative?

Der�große�ökologische�Wert�von�Wildpflanzen,�die�zur�Bio-
gaserzeugung�angebaut�werden,�beruht�auf�ihrer�Mehrjährigkeit�

und�hohen�Artenvielfalt.�Doch�können�solche�Mischungen�auch�aus�
ökonomischer�Sicht�eine�Alternative�zu�herkömmlichen�Energiepflan-
zenkulturen�darstellen?�Diese�Frage�stellt�sich�für�jeden�Biogasanla-
genbetreiber�oder�Landwirt.�Schließlich�müssen�ausreichende�Subs-
tratmengen�für�die�Biogasanlage�zur�Verfügung�stehen.�Verminderte�
Verkaufserlöse�sind�ebenso�zu�berücksichtigen�wie�durch�niedrigere�
Erträge�bedingte�Mehrkosten,�etwa�wenn�Substrat�zugekauft�oder�
die�Anbaufläche�vergrößert�werden�muss.�Dem�gegenüber�stehen�
Einsparungen�durch�den�geringeren�Bewirtschaftungsaufwand�von�
Wildpflanzenkulturen.�Die�vorliegende�Pilotstudie�sucht�Antworten�
auf�diese�Fragen.�Das�gesamte�Projekt�wird�aufgrund�eines�Beschlus-
ses�des�Bundestags�vom�Bundeslandwirtschaftsministerium�über�die�
Fachagentur�Nachwachsende�Rohstoffe�gefördert.�

Die Datengrundlage

Die�Ertragsdaten�zu�den�Wildpflanzenmischungen�(WPM)�stammen�
von�den�ersten�Versuchs-�und�Praxisflächen�in�der�Region�Unter-
franken,�die�zu�Projektbeginn�im�Jahr�2008�durch�Direktsaat�angelegt�
wurden.�Sie�stellen�das�bislang�umfangreichste�Datenmaterial�dar.�Die�
eingesäte�WPM�besteht�aus�rund�20�Arten,�unter�denen�im�ersten�
Standjahr�Sonnenblumen�und�Malven�und�ab�dem�zweiten�Beifuß,�
Flockenblume�und�Rainfarn�dominieren.�Im�Gegensatz�zu�den�bundes-
weiten�Erträgen�der�WPM,�die�seit�dem�zweiten�Standjahr�regelmäßig�
zwischen�80�und�140�Dezitonnen�pro�Hektar�liegen,�sind�die�Erträge�
in�der�Region�Unterfranken�mit�Werten�um�100�Dezitonnen�pro�
Hektar�relativ�niedrig�(siehe�Tabelle�1).�Bislang�liegen�noch�keine�
Daten�über�die�gesamte�Standdauer�von�fünf�Jahren�vor,�die�Erträge�
sind�aber�recht�konstant.�Deshalb�wird�das�bisherige�Ertragsniveau�
in�Unterfranken�auch�für�das�vierte�und�fünfte�Standjahr�unterstellt.�
Als�Referenzfrucht�wurde�der�Silomais�gewählt.�Dabei�flossen�Daten�
der�Bayerischen�Landesanstalt�für�Landwirtschaft�zu�den�durch-
schnittlichen�Erträgen�der�letzten�fünf�Jahre�in�Unterfranken�in�die�
Berechnungen�ein.�Auch�beim�Silomais�sind�die�Erträge�in�Unter-
franken�geringer�als�im�Bundesdurchschnitt.

Wildpflanzenanbau ist günstiger ...

Die�Kosten�der�Anbauverfahren�wurden�mit�Standarddaten�aus�dem�
Kuratorium�für�Technik�und�Bauwesen�in�der�Landwirtschaft�e.�V.�
berechnet.�Für�Silomais�wurde�ein�regionaltypisches,�nicht�wendendes�
Anbauverfahren�unterstellt.�Es�beinhaltet�eine�jährliche�Bestellung�mit�
optimaler�Kulturführung�in�Bezug�auf�Pflanzenschutz�und�Düngung�
und�führt�zu�Substraterstellungskosten�von�1570�Euro�pro�Hektar�
(siehe�Diagramm�1).�
Das�Anbauverfahren�der�WPM�wurde�entsprechend�den�geringeren�
Anforderungen�der�Kultur�reduziert.�Es�wird�angenommen,�dass�die�
Kulturführung�nach�guter�fachlicher�Praxis�und�entsprechend�den�
derzeitigen�Empfehlungen�erfolgt.�Arbeitsschritte�wie�Bodenvorbe-
reitung�und�Ansaat,�die�wegen�der�Mehrjährigkeit�der�Kultur�nur�alle�
fünf�Jahre�erfolgen,�sind�für�die�auf�ein�Jahr�bezogene�Berechnung�nur�
anteilig�berücksichtigt.�Weitere�Einsparungen�ergeben�sich�durch�den�
Wegfall�von�Pflanzenschutzmitteln�und�den�geringeren�Düngerbedarf.�
Insgesamt�ergeben�sich�dadurch�mit�715�Euro�pro�Hektar�nur�etwa�
halb�so�hohe�Substratbereitstellungskosten�wie�beim�Silomais.�Da�
Folgeansaaten�mit�verbesserten�Mischungen�deutlich�höhere�Erträge�
gegenüber�den�ersten�Versuchsmischungen�zeigten,�wurden�zum�
Vergleich�Varianten�mit�Ertragssteigerungen�von�10�beziehungsweise�
20�Prozent�gerechnet�(siehe�mittlere�Säulen�der�Abbildungen�1�bis�
3).�Ertragssteigerungen�der�WPM�erhöhen�deren�Substratbereitstel-
lungskosten�leicht,�da�Ernte,�Lagerung�und�Transport�etwas�teurer�
werden.

Kultur
Ertrag

[dt�TM/ha]
TM-Gehalt

[%]
Methanausbeute�

[Nl/oTM]

WPM�
im�1.�Standjahr

58 31 302

WPM�im�2.�bis�
5.�Standjahr

103 32 291

Silomais 162 33 338
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Auf�dieser�blütenreichen�Praxisfläche�dominieren�im�zweiten��
Standjahr�verschiedene�Steinkleearten.
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Methangestehungskosten [€/m3 CH4]
0,40�€

0,35�€

0,30�€

0,25�€

0,20�€

0,15�€

0,10�€

0,05�€

0,00�€

Transport�
in�BGA

Lagerung

Pflanzenschutz

Düngung
Anssaat

Boden-
vorbereitung

Ernte

Erstansaaten�
2009/10

Ertragstei-
gerung�10%

Ertragstei-
gerung�20%

Substratbereitstellungskosten [€/(a*ha)]

1600�€

1400�€

1200�€

1000�€

800�€

600�€

400�€

Erstansaaten�
2009/10

Silomais

Silomais

Silomais

Transport�
in�BGA

Lagerung

Pflanzenschutz

Düngung
Anssaat

Boden-
vorbereitung

Ernte

Ertragstei-
gerung�10%

Ertragstei-
gerung�20%

200�€

0�€

Erstansaaten�
2009/10

Ertragstei-
gerung�10%

Ertragstei-
gerung�20%

Direktkosten

Variable�Kosten

Deckungsbeitrag

Zukauf�Silomais

Fixe�Kosten

Kosten [€/(a*ha)]

1900�€

1700�€

1500�€
1300�€

1100�€
900�€

978�€
1.076�€

1.174�€

1.734�€

500�€

100�€

-300�€

700�€

300�€

-100�€

-500�€

-700�€

62
3�
€

68
1�
€

78
6�
€

59
6�
€

Forschung und Bildung • Perspektiven

... braucht aber mehr Fläche

Diagramm�2�zeigt�die�Methangestehungskosten:�Die�Kosten�je�Ku-
bikmeter�produziertem�Methan�sind�bei�WPM�und�Silomais�ohne�
Pachtkosten�ähnlich�hoch.�Größere�Unterschiede�ergeben�sich�
jedoch,�wenn�man�die�Flächennutzungskosten�einbezieht,�da�die�
WPM��geringere�Biomasse-�und�Energieerträge�im�Vergleich�zum�
Silomais��je�Hektar�produzieren:�Ausgehend�von�einem�Pachtpreis�
von�300�Euro�pro�Hektar�liegen�diese�Kosten�bei�der�WPM�je�nach�
Ertrag�um�10�bis�20�Prozent�höher�als�bei�Silomais.�Bei�1000�Euro�
Pacht�pro�Hektar�erhöht�sich�der�Wert�auf�33�bis�50�Prozent.

Wirtschaftlich keine Konkurrenz zu Silomais

Für�die�Berechnung�des�Deckungsbeitrages�(siehe�Diagramm�3)�
wurde�ein�Substraterlös�von�40�Euro�pro�Tonne�Silomais�zugrunde�
gelegt.�Diese�Daten�basieren�auf�mündlicher�Auskunft�des�Fach-
verbandes�Biogas.�Bei�der�WPM�wird�wegen�der�um�14�Prozent�
geringeren�Methanausbeute�ein�Erlös�von�34,43�Euro�pro�Tonne�
angesetzt.�Es�ergibt�sich�für�Silomais�ein�Umsatzerlös�von�1730�
Euro�pro�Hektar,�bei�den�WPM�liegt�er�bei�980�Euro�pro�Hektar.�
Daraus�resultiert�nach�Abzug�der�variablen�Kosten�–�etwa�für�Ma-
schinen-,�Dünger-�und�Pflanzenschutzmitteleinsatz�–�beim�Silomais�
ein�Deckungsbeitrag�von�593�Euro�pro�Hektar,�bei�den�WPM�von�
623�Euro�pro�Hektar�(siehe�dazu�die�grüne�Säulen�in�Diagramm�3).�
Nach�Abzug�der�fixen�Maschinen-�und�Gebäudekosten�erreicht�
man�beim�Silomais�ein�Betriebsergebnis�von�minus�80�Euro�pro�
Hektar.�Bei�der�WPM�wurde�davon�ausgegangen,�dass�der�gerin-
gere�erzielte�Methan-Hektarertrag�durch�den�Zukauf�von�Silomais�
ausgeglichen�wird.�Durch�die�entstehenden�Mehrkosten�ergeben�
sich�je�nach�Ertragsniveau�der�WPM�negative�Betriebsergebnis-
se�zwischen�380�und�650�Euro�pro�Hektar.�Um�wirtschaftliche�
Nachteile�durch�die�Umstellung�auf�den�Anbau�von�Wildpflanzen�
auszugleichen,�wäre�bei�dieser�Beispielrechnung�je�nach�Ertrag�eine�
Förderung�zwischen�300�und�580�Euro�pro�Hektar�erforderlich.�
Bei�diesen�Ergebnissen�sollte�bedacht�werden,�dass�keinerlei�
öffentliche�Fördergelder�eingerechnet�wurden�–�seien�es�Direkt-
zahlungen�oder�Mittel�aus�dem�Erneuerbare-Energien-Gesetz.�Sie�
stellen�die�Wirtschaftlichkeit�der�Energiepflanzen�ausschließlich�
ohne�derzeitige�Zuschüsse�dar.

Die Stärken liegen anderswo

Der�Anbau�von�Wildpflanzenmischungen�zur�Biogasgewinnung�
steht�noch�am�Anfang�–�wirtschaftliche�Betrachtungen�können�
deshalb�nur�Tendenzen�aufzeigen.�Aktuell�wird�durch�jährliche,�
bundesweite�Neuansaaten�eine�umfangreiche�Datengrundlage�
geschaffen,�welche�neben�der�Direktsaat�auch�andere�Verfahren�
einschließt.�Ergebnisse�hierzu�werden�in�einer�zweiten�Projektpha-
se�bis�2015�und�im�Rahmen�eines�Ringversuchs�in�Bayern�erwartet.
Angesichts�steigender�Pachtpreise�kann�der�Wildpflanzenanbau�auf�
guten�Böden�wirtschaftlich�nicht�mit�Silomais�oder�anderen�inten-
siven�landwirtschaftlichen�Kulturen�konkurrieren.�Ökonomische�
Vorteile�sind�aber�beispielsweise�in�Grenzertragslagen�denkbar,�
wenn�spezifisch�angepasste�WPM�bei�geringem�Aufwand�akzepta-
ble�Erträge�erzielen.�Zudem�konnten�längerfristige�wirtschaftliche�
Vorteile�–�wie�eine�verbesserte�Bodenfruchtbarkeit�–�im�Rahmen�
dieser�Studie�monetär�nicht�erfasst�werden.�Da�WPM�Naturschutz�
und�Biomasseproduktion�miteinander�vereinbaren,�können�sie�
Flächenkonkurrenzen�und�die�Folgen�der�zunehmend�intensivier-
ten�landwirtschaftlichen�Produktion�entschärfen.�Mit�der�Schaf-
fung�struktur-�und�blütenreicher�Lebensräume�für�die�heimische�
Tier-�und�Pflanzenwelt�tragen�sie�wesentlich�zum�Imagegewinn�
der�Biogasproduktion�bei.�So�ist�eine�der�innerhalb�des�Projektes�
entwickelten�WPM�seit�2012�im�Handel�erhältlich�und�bereichert�
das�Landschaftsbild�in�Deutschland�bereits�auf�rund�900�Hektar�mit�
bunten�Blüten.�

 Mehr Informationen: 
Antje�Werner
Bayerische�Landesanstalt�für�Weinbau�und�Gartenbau�
Telefon:�09�31�/�98�01�4�26
E-Mail:�antje.werner@lwg.bayern.de�
www.lwg.bayern.de/landespflege/landschaftspflege
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Entwässerte landwirtschaftlich genutzte Flächen belasten mit ihren Nährstoffausträgen 
Fließgewässer, Seen und Küstengewässer. Um dem entgegenzuwirken, gibt es zahlreiche 
land- und wasserwirtschaftliche Maßnahmen. Wissenschaftler der Christian-Albrechts-
Universität in Kiel haben deren Wirkungen und Kosten in einem von der Deutschen Bundes-
stiftung Umwelt geförderten Projekt zusammengestellt.� Von�Bettina�Holsten�und�Michael�Trepel

Die�Nährstoffausträge�aus�dränierten,�also�entwässerten�land-
wirtschaftlichen�Flächen�sind�trotz�vieler�Erfolge�immer�noch�

zu�hoch,�um�die�Anforderungen�der�EU-Wasserrahmenrichtlinie�an�
die�Gewässergüte�zu�erfüllen.�Die�Dränung�(siehe�Kasten)�verkürzt�
die�Fließzeit�zum�Fließgewässer.�Deshalb�müssen�dränierte�Flächen�
besonders�sorgfältig�bewirtschaftet�werden.�Es�gibt�verschiedene�
landwirtschaftliche�und�wasserwirtschaftliche�Maßnahmen,�mit�denen�
Nährstoffausträge�aus�diesen�Flächen�verringert�werden�können.�
Landwirte�können�zum�Beispiel�die�Düngermenge�verringern�und�auf�
das�Ertragsoptimum�verzichten.�Sie�können�aber�auch�auf�unter-
schiedliche�Weise�die�Nährstoffausnutzung�verbessern�und�Auswa-
schungen�minimieren.�Die�Wasserwirtschaft�kann�mit�verschiedenen�
Maßnahmen�die�Nährstoffrückhaltung�im�Gewässersystem�verbes-
sern.�Im�Folgenden�werden�drei�Maßnahmen�mit�ihren�unterschiedli-
chen�Kosten�und�Wirkungen�vorgestellt.

Nährstoffanalyse in Wirtschaftsdüngern

Durch�eine�Nährstoffanalyse�der�betriebseigenen�Wirtschaftsdünger�
wie�Gülle�oder�Gärreste�erhalten�Landwirte�genaue�Angaben�zu�
deren�Nährstoffgehalten.�Dadurch�können�sie�die�durch�die�Wirt-
schaftsdünger�ausgebrachten�Nährstoffmengen�exakter�bestimmen�
und�an�den�Pflanzenbedarf�anpassen.�Durch�die�Verwendung�von�
Faustzahlen�werden�die�Nährstoffmengen�leicht�über-�oder�unter-
schätzt.�In�Schleswig-Holstein�zum�Beispiel�wurden�in�der�Rindergülle�
Werte�zwischen�1,9�und�6,5�Kilogramm�Stickstoff�pro�Kubikmeter�
gemessen.�Bei�der�Ausbringung�von�30�Kubikmeter�Gülle�werden�also�
im�Extremfall�41�Kilogramm�Stickstoff�weniger�ausgebracht�als�bei�
durchschnittlichem�Gehalt�–�oder�aber�71�Kilogramm�zu�viel.�
Im�Durchschnitt�können�durch�vorhergehende�Nährstoffanalysen�
Stickstoffausträge�von�zehn�Kilogramm�pro�Hektar�und�Jahr�einge-

Dränage landwirtschaftlicher Flächen

Die�Entwässerung�landwirtschaftlicher�Flächen�beziehungsweise�
die�dazugehörigen�Systeme�werden�als�Dränage�bezeichnet.�Sie�
dient�dem�Zweck,�die�Flächen�früher�abtrocknen�zu�lassen.�Damit�
wird�deren�Bearbeitung�erleichtert,�die�Vegetationszeit�verlängert�
und�der�Ertrag�gesteigert.�Die�Dränung�erfolgt�mithilfe�von�ge-
lochten�Entwässerungsrohren,�die�in�einem�bestimmten�System�im�
Boden�verlegt�werden�und�in�einen�Graben�(Vorfluter)�münden,�
der�in�ein�Gewässer�führt.

Schon�geringfügige�Abweichungen�vom�durchschnittlichen�Nährstoffge-
halt�von�Wirtschaftsdüngern�führen�auf�Betriebsebene�in�der�jährlichen�
Gesamtbilanz�zu�Abweichungen�von�vielen�Hundert�Kilogramm�Stick-
stoffdünger.
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spart�werden.�Für�Probenahme,�Nährstoffanalyse�und�die�anschlie-
ßende�Düngeplanung�entstehen�dem�Landwirt�jährliche�Kosten�von�
etwa�3,30�Euro�pro�Hektar�ohne�Mehrwertsteuer.�Für�die�Kostenbe-
rechnung�wurde�davon�ausgegangen,�dass�pro�1000�Kubikmeter�Gülle�
eine�Probe�genommen�wird,�etwa�25�Kubikmeter�Gülle�pro�Hektar�
ausgebracht�werden�und�keine�Einsparung�von�Mineraldünger�möglich�
ist.�Im�Mittel�kostet�den�Landwirt�ein�Kilogramm�eingesparter�Stick-
stoffaustrag�demnach�etwa�0,30�Euro.�Kann�er�aufgrund�der�Analysen�
auf�einen�Teil�des�mineralischen�Stickstoffdüngers�verzichten,�spart�er�
selbst�Kosten�ein.�

Zwischenfruchtanbau

Die�Wirksamkeit�des�Zwischenfruchtanbaus�ist�in�hohem�Maße�von�
der�Art�der�Umsetzung�abhängig.�Um�den�Stickstoffaustrag�zu�verrin-
gern,�sollten�die�Zwischenfrüchte�im�Frühjahr�umgebrochen�werden,�
und�es�sollten�weder�Leguminosen�noch�frostempfindliche�Pflan-
zen�sein,�die�schon�im�Winter�wieder�absterben.�Beim�Anbau�von�
Leguminosen�kann�es�nach�dem�Unterpflügen�zu�Stickstoff-Auswa-
schungen�kommen,�zudem�ist�die�weiterhin�benötigte�Stickstoffmenge�
ohne�eine�Bodenprobe�schwer�zu�berechnen.�Bei�einer�Einsaat�von�
zum�Beispiel�Weidelgras�vor�dem�1.�September�und�einem�Verzicht�
auf�Düngung�können�durchschnittlich�35�Kilogramm�an�Stickstoff-
austrägen�pro�Hektar�und�Jahr�vermieden�werden.�Damit�reduziert�
der�Zwischenfruchtanbau�Nährstoffbelastungen�sehr�wirksam.�Wird�
dagegen�nach�der�Maisernte�im�Oktober�Grünroggen�eingesät,�der�
vor�dem�Winter�nur�noch�wenig�Biomasse�entwickeln�kann,�bleibt�die�
Maßnahme�weitgehend�wirkungslos.�
Für�die�Kostenermittlung�wurden�beim�Anbau�der�Zwischenfrüchte�
die�Lohn-,�Saatgut-�und�variablen�Maschinenkosten�berücksichtigt.�
Zieht�man�die�entfallenden�Kosten�für�etwa�20�Kilogramm�eingespar-
ten�mineralischen�Stickstoffdünger�davon�ab�und�geht�davon�aus,�dass�
keine�Ausbringungskosten�bei�der�anschließenden�Düngung�eingespart�
werden�können,�kostet�den�Landwirt�die�Maßnahme�jährlich�etwa�
125�bis�132�Euro�pro�Hektar�ohne�Mehrwertsteuer.�
Der�Zwischenfruchtanbau�wird�zum�Beispiel�in�Schleswig-Holstein�als�
Agrarumweltmaßnahme�mit�125�Euro�pro�Hektar�gefördert�und�ist�
damit�für�den�Betriebsinhaber�kostenneutral.�Er�hat�zudem�zahlreiche�
weitere�positive�Umweltwirkungen.�Der�verringerte�Einsatz�von�Dün-
ger�schont�das�Klima,�da�Stickstoffemissionen�aus�Düngern�stärker�
zur�Erderwärmung�beitragen�als�CO2.�Zudem�bieten�die�begrünten�
Flächen�Vögeln�und�Säugern�im�Winter�Nahrungsflächen,�die�Erosion�
wird�vermindert�und�der�Humusgehalt�im�Boden�erhöht.

Wasserwirtschaftliche Maßnahmen

Neben�der�Landwirtschaft�muss�auch�die�Wasserwirtschaft�mit�
geeigneten�Maßnahmen�dazu�beitragen,�dass�die�Stoffrückhaltung�im�
Gewässersystem�verbessert�wird.�Durch�Mahdverzicht�im�Gewässer�
können�zum�Beispiel�in�einem�fünf�Meter�breiten�und�zwei�Kilometer�

Praxisleitfaden erschienen

Ein�kürzlich�erschienener�Praxisleitfaden�beschreibt�26�landwirtschaft-
liche�und�zehn�sonstige�Maßnahmen�zur�Minderung�der�Nährstoff-
austräge�dränierter�Flächen.�Neben�Hinweisen�zur�Durchführung,�
der�Wirkung�und�den�Kosten�werden�dort�diejenigen�Einflussgrößen�
gelistet,�die�die�Wirksamkeit�der�Maßnahme�beeinflussen.�Der�Leitfaden�

kann�im�Internet�unter�www.naehrstoff-
austrag.isip.info�heruntergeladen�werden.�
Dort�befindet�sich�auch�ein�interaktiver�
Entscheidungsbaum,�mit�dessen�Hilfe�
Betriebsinhaber�unter�Berücksichtigung�
ihrer�standörtlichen�und�betrieblichen�
Bedingungen�auf�ihre�Situation�ange-
passte�Maßnahmenvorschläge�erhalten�
können.��
Gedruckte�Exemplare�können�Sie�kos-
tenlos�über�die�E-Mail-Adresse�
sekretariat@ecology.uni-kiel.de�anfordern.

 Mehr Informationen: 
Dr.�Bettina�Holsten,�Dr.�habil.�Michael�Trepel�
Institut�für�Ökosystemforschung�
Christian-Albrechts-Universität�zu�Kiel
Telefon:�04�31�/�98�87�0�41,�04�31�/�88�0�11�99
E-Mail:�bholsten@ecology.uni-kiel.de
mtrepel@ecology.uni-kiel.de
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Dränteiche�werden�seit�Langem�in�Schweden�erfolgreich�
eingesetzt,�um�Nährstoffausträge�aus�dränierten�Flächen�zu�
verringern.��In�Deutschland�fehlt�es�bislang�vor�allem�an�geeig-
neten�Förderinstrumenten�für�diese�Maßnahme.�

›

langen�Fließgewässerabschnitt�zwischen�6�und�19�Kilogramm�Stick-
stoff�jährlich�zurückgehalten�werden.�Kann�auf�die�Gewässerunter-
haltung�vollständig�verzichtet�werden,�ist�dies�die�kostenwirksamste�
Maßnahme�überhaupt,�zumal�keine�weiteren�Flächen�in�Anspruch�
genommen�werden�müssen.
Durch�die�Anlage�von�Dränteichen�(künstliche�Feuchtgebiete)�kön-
nen�Dränwässer�gezielt�gereinigt�werden.�In�Südschweden�wurden�
bereits,�angeregt�durch�günstige�Förderbedingungen�für�Landwirte,�
mehr�als�600�Dränteiche�erstellt.�Untersuchungen�aus�Brandenburg�
zeigen,�dass�bei�ausreichender�Dimensionierung�und�dementspre-
chend�günstigen�Verweilzeiten�in�Dränteichen�jährlich�im�Mittel�20�
Kilogramm�Stickstoff�je�Hektar�angeschlossener�landwirtschaftlicher�
Fläche�zurückgehalten�werden.�Pro�Kilogramm�Stickstoffrückhalt�
kostet�diese�Maßnahme�etwa�2,30�Euro.�Für�die�Berechnung�wurde�
davon�ausgegangen,�dass�die�Teiche�im�Uferrandstreifen�angelegt�
werden�und�somit�keine�Kosten�für�Flächenankauf�und�Produktions-
ausfälle�entstehen.�Steuern�und�Gebühren�wurden�ebenfalls�nicht�be-
rechnet.�Die�Herstellungskosten�wurden�auf�80�Jahre�gemittelt,�wobei�
man�von�einem�Wertverlust�von�1,25�Prozent�ausging.�Die�Teiche�
haben�neben�der�Rückhaltung�von�Stickstoff�einen�weiteren�positiven�
Effekt:�Sie�bieten�Lebensräume�für�Tier-�und�Pflanzenarten.
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Chefsache Innenentwicklung 

Das Projekt  
„Chefsache Innenentwicklung“

Von�April�2010�bis�September�2012�hat�das�Projekt�„Chefsache�
Innenentwicklung“�19�Bürgermeister�und�eine�Bürgermeisterin�
aus�ländlichen�Gemeinden�in�Baden-Württemberg�dabei�unter-
stützt,�eine�Handlungsstrategie�für�die�Aktivierung�von�Leer-
ständen�und�Baulücken�für�ihre�Kommune�zu�entwickeln.�Die�
Projektpartner�waren�das�forum�für�internationale�entwicklung�
+�planung,�der�Forschungsschwerpunkt�ZIRN�an�der�Universität�
Stuttgart,�die�Führungsakademie�Baden-Württemberg�und�das�
Karlsruher�Institut�für�Coaching,�Personal-�und�Organisationsent-
wicklung.�Das�Projekt�wurde�von�der�Deutschen�Bundesstiftung�
Umwelt�und�dem�Ministerium�für�Ländlichen�Raum�und�Verbrau-
cherschutz�Baden-Württemberg�gefördert.

 Mehr Informationen: 
Petra�Schmettow� �
forum�für�internationale�� � �
entwicklung�+�planung� � �
E-Mail:�petra.schmettow@finep.org�
www.finep.org

Dr.�Barbara�Malburg-Graf
Plan_N�–�Prozessbegleitung�in�Planung
und�nachhaltiger�Raumentwicklung
E-Mail:�info@buero-plann.de
www.buero-plann.de
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Bei der Innenentwicklung geht es darum, möglichst auf die Flächenausweisung auf der 
„Grünen Wiese“ zu verzichten und stattdessen innerörtliche Potenziale für Bauvorhaben zu 
nutzen. Dies setzt ein anspruchsvolles Flächenmanagement voraus. Das Projekt „Chefsache 
Innenentwicklung“ hat die Kompetenzen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern von 
Gemeinden ländlicher Regionen für die Innenentwicklung gestärkt.  
� Von�Petra�Schmettow�und�Barbara�Malburg-Graf

Besonders�innovativ�ist�die�im�Rahmen�des�Projektes�angewandte�
Verbindung�der�Methode�Kollegiale�Coaching�Konferenz�®�mit�ei-

nem�adressatengerechten�Wissenstransfer�zum�Flächenmanagement.�
Dabei�wird�der�Blick�bewusst�auf�die�Ressourcen�und�Kompetenzen�
der�handelnden�Personen�gerichtet.�Zehn�Bürgermeister�nahmen�an�
jeweils�zwei�Coachingdurchläufen�teil,�die�aus�je�fünf�eintägigen�Tref-
fen�bestanden.�In�den�Coaching�Konferenzen�entwickelten�die�Bürger-
meister�untereinander�sowie�gemeinsam�mit�Experten�Lösungsideen�
für�ihre�individuellen�Anliegen.�Dies�waren�zum�Beispiel�Fragen�wie:�
Wie�findet�man�Mitstreiter�für�die�Innenentwicklung?�Wie�findet�
man�Investoren?�Was�sind�konkrete�erste�Schritte�für�die�Aktivie-
rung�eines�für�die�Ortsentwicklung�besonders�wichtigen�Areals?�Die�
Kernelemente�des�Projektes�–�Coaching,�Fachbeiträge�und�Raum�für�
Reflexion�–�ermöglichten�den�Teilnehmenden,�ihre�individuelle�Stra-
tegie�für�die�Innenentwicklung�zu�erarbeiten�oder�bereits�existierende�
Strategien�anzupassen.�

Schritte zur eigenen Strategie

Innerhalb�des�Projektes�lernten�die�Teilnehmer�auch,�was�eine�
Gemeinde�auf�ihrem�Weg�zur�eigenen�Innenentwicklungsstrategie�
beachten�muss.�So�ist�eine�Bestandsaufnahme�der�Flächenpotenziale�
zunächst�die�Basis�für�eine�passgenaue�Strategie�für�den�Ort.�Daraus�
werden�dann�Ziele�für�die�Innenentwicklung�formuliert.�Damit�sie�
Orientierung�bieten,�müssen�diese�Ziele�konkret�und�hierarchisch�
geordnet�sein.�Die�Zielerreichung�muss�messbar�sein.�Damit�eine�auf�
Langfristigkeit�angelegte�Strategie�in�einem�lebendigen�Prozess�zusam-
men�mit�den�Bürgern�gelingt,�bedarf�es�einer�intensiven�Kommunika-
tion.�Dabei�ist�der�Überblick�wichtig:�Mit�wem�muss�wann�worüber�
genau�gesprochen�werden?�Wann�muss�zum�Beispiel�der�Gemeinde-
rat�eingebunden�werden?�Wie�spreche�ich�einzelne�Eigentümer�von�
leer�stehenden�Gebäuden�oder�Baulücken�an?�Wann�und�worüber�
werden�die�Bürger�informiert�und�wann�aktiv�beteiligt?�Außerdem�
benötigt�die�Gemeinde�ein�Leitbild�als�Grundlage.�Für�die�„Chefs“�der�
Innenentwicklung�ist�die�Reflexion�ihrer�persönlichen�Möglichkeiten�
sowie�der�spezifischen�lokalen�Stärken�zentral.�Im�Projekt�„Chefsache�
Innenentwicklung“�bot�die�gemeinsame�Reflexion�in�einer�homogenen�
Gruppe�zusätzliche�Chancen.�

Innenentwicklung�muss�als�kontinuierliche�Managementaufgabe�ange-
nommen�werden.�Dazu�zählt:�die�eigene�Haltung�zur�Innenentwick-
lung�überprüfen,�Zeit�für�die�Strategieentwicklung�nehmen,�Mitstrei-
ter�suchen,�Beratung�und�externe�Moderation�in�Anspruch�nehmen,�
kollegialen�Austausch�nutzen�sowie�sich�und�anderen�das�Erreichte�
verdeutlichen.
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Kräfte bündeln für eine produktive, 

nachhaltige Landwirtschaft 
Es ist gesellschaftlicher Konsens, dass ökonomisch tragfähige Entwicklungen mit  
einer nachhaltigen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen und dem Erhalt der  
Umwelt einhergehen müssen. Die hierfür geeigneten Methoden und Technologien 
und das nötige Wissen sind aber nicht immer ohne Weiteres verfügbar. Dies zu  
ändern, ist ab der kommenden EU-Förderperiode die Aufgabe der Europäischen  
Innovationspartnerschaften.  Von�Martin�Scheele

Die�EU-Kommission�benennt�in�ihrem�Reformvorschlag�zur�
Neuordnung�der�ländlichen�Entwicklungspolitik�die�Förderung�

von�Wissenstransfer�und�Innovation�als�eine�EU-Priorität�für�die�
Entwicklung�des�ländlichen�Raums.�Angesichts�der�Vielfalt�landwirt-
schaftlicher�Systeme�in�der�EU�müssen�innovative�Ansätze�gefunden�
werden,�die�den�lokalen�Bedingungen�und�dem�jeweiligen�Entwick-
lungsstand�angepasst�sind.�Dies�betrifft�nicht�nur�die�landwirtschaft-
liche�Primärproduktion,�sondern�hat�Bedeutung�für�die�gesamte�
Wertschöpfungskette�und�eine�Vielzahl�ländlicher�Akteure.�

Reichhaltige Fördermöglichkeiten jetzt ... 

Sowohl�die�Ländliche�Entwicklungspolitik�als�auch�der�EU-
Forschungsrahmen�bieten�ein�reichhaltiges�Instrumentarium�für�
die�Entwicklung�und�Umsetzung�innovativer�Lösungen�sowie�den�
Austausch�von�Praxiswissen�und�wissenschaftlichen�Erkenntnissen.�
Bereits�jetzt�können�bestehende�Maßnahmen�innerhalb�des�ELER-
Fonds�in�den�Dienst�der�Innovationsförderung�gestellt�werden.�
Die�Betriebsberatung�kann�beispielsweise�ihren�Schwerpunkt�auf�
innovative�Produktionsverfahren�legen,�die�Investitionsförderung�auf�
besonders�innovative�Stallbaulösungen.�

... und in Zukunft

Verschiedene�Akteure�und�Experten�weisen�immer�wieder�auf�
die�Hindernisse�hin,�die�innovativen�Lösungen�entgegenstehen.�Sie�
bemängeln�zum�einen�die�unzureichende�Zusammenarbeit�zwischen�
Wissenschaft�und�Praxis,�zum�anderen�das�Fehlen�systematischer�
Rückmeldungen�der�Praxis�an�die�Wissenschaft�hinsichtlich�ihres�
Forschungsbedarfs.�Zudem�betonen�sie�die�zentrale�Bedeutung�des�
Erfahrungsaustausches�zwischen�Praktikern.�
Genau�hier�setzt�die�Europäische�Innovationspartnerschaft�(EIP)�zur�
Förderung�der�„Landwirtschaftlichen�Produktivität�und�Nachhaltig-
keit“�an.�Ab�der�kommenden�EU-Förderperiode�2014�bis�2020�soll�
die�EIP�die�Akteure�in�die�Lage�versetzen,�das�innovationsrelevante�
Instrumentarium�der�Ländlichen�Entwicklungspolitik�–�Zusammen-
arbeit,�Pilotvorhaben,�Beratung,�Wissenstransfer,�Betriebsentwick-
lung,�Investitionsförderung�–�sowie�Aktionen�des�EU-Forschungs-�
und�-Innovationsrahmens�effektiver�und�konsistenter�zu�nutzen.�
Dies�soll�zum�Beispiel�über�Kommunikations-�und�Informationsfor-
mate�wie�Seminare,�Fokusgruppen,�Beratungstelefone,�Datenbanken�
und�den�Austausch�von�Praxiserfahrungen�ermöglicht�werden.�
Ein�wichtiges�Instrument�zur�Umsetzung�der�EIP�im�Rahmen�
des�ELER-Fonds�ab�2014�sind�zum�Beispiel�die�„operationellen�
Gruppen“.�Im�Rahmen�der�„Maßnahme�zur�Förderung�der�Zu-
sammenarbeit“�können�Landwirte,�Berater,�Technikunternehmen,�
Wissenschaftler�und�Umweltinitiativen�in�diesen�Gruppen�zusam-
menarbeiten,�um�konkrete�Projekte�der�Entwicklung�und�Erprobung�
neuer�Erzeugnisse,�Verfahren,�Prozesse�und�Technologien�umzusetzen.�

Akteure mobilisieren

Die�EIP�will�Landwirte,�Wissenschaft,�Beratung,�ländliche�Unter-
nehmen�sowie�gesellschaftliche�Akteure�wie�Verbraucher�und�
Umweltgruppen�für�die�Ziele�einer�produktiven�und�nachhaltigen�
Landwirtschaft�mobilisieren.�Das�individuelle�Engagement�dieser�
Akteure�ist�eine�der�wichtigsten�Ressourcen,�wenn�es�darum�geht,�
Kräfte�zu�bündeln,�um�die�Herausforderungen�einer�nachhaltigen�
Landwirtschaft�und�ländlichen�Entwicklung�unter�Einbeziehung�der�
gesamten�Wertschöpfungskette�ökonomisch,�ökologisch�und�sozial�
tragfähig�zu�gestalten.

 Mehr Informationen: 
Dr.�Martin�Scheele
Europäische�Kommission
Generaldirektion�Landwirtschaft�und�ländliche�Entwicklung
Telefon:�0032�(0)�22�96�39�70
E-Mail:�Martin.Scheele@ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/dgs/agriculture
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Herr Diestel, wie kam es dazu, dass die Land-
wirte der Rhön sich für die hydrothermale 
Karbonisierung (HTC) interessierten?

Im�Jahr�2006�habe�ich�einen�Artikel�von�Prof.�Markus�Antonietti�von�
der�Universität�Potsdam�gelesen�und�das�Gespräch�mit�ihm�gesucht.�
In�unserer�Region�herrscht�keine�nachhaltige�Kreislaufwirtschaft:�Es�
gibt�keine�tierische�Veredlung,�Mineralstoffdünger�wird�zugekauft�und�
das,�was�auf�der�Fläche�wächst,�wird�abgefahren.�Wir�haben�uns�zum�
Bau�einer�HTC-Anlage�entschlossen,�weil�HTC-Biokohle�unter�ande-
rem�zum�Aufbau�des�Bodens�beitragen�könnte.�Der�große�Vorteil�aus�
landwirtschaftlicher�Sicht�lag�für�uns�auch�darin,�dass�die�Produktion�
und�die�Verwendung�der�HTC-Biokohle�auch�in�kleinerem�Maßstab�
dezentral�erfolgen�kann.

Wie haben Sie den Bau Ihres Prototypen  
seit 2006 realisiert?

Wir�selbst�hatten�30.000�Euro�für�den�Kauf�von�Material.�Ein�be-
freundetes�Unternehmen�–�die�Renergie�Systeme�GmbH�&�Co.�KG�
–�brachte�seine�Arbeitskraft�ein.�So�bauten�wir�einen�Prototypen�der�
HTC-Anlage,�den�wir�vorzeigen�konnten.�Leider�steckt�die�Forschung�
zur�weiteren�Verarbeitung�und�Verwendung�der�Biokohle�noch�in�
den�Kinderschuhen.�Doch�obwohl�viele�Menschen,�auch�Politiker,�uns�
besucht�haben,�ist�es�schwer,�hierfür�an�Fördergelder,�Risikokapital�
oder�Bürgschaften�zu�kommen.�Das�scheint�in�Deutschland�grundsätz-
lich�schwierig.�Die�Universität�Göttingen�finanzierte�uns�zum�Beispiel�
für�den�Bau�einer�Anlage�aus�eigenen�Mitteln,�weil�Forschungsanträge�
nicht�bewilligt�wurden.�

Was wünschen Sie sich künftig von der  
Politik für Vorhaben wie Ihres?

Engagierte�kleinere�und�am�Markt�neue�Unternehmen�mit�guten�
Ideen�sollten��–�auch�mit�kleinen�Beträgen�–�gefördert�werden.�Sonst�

Michael�Diestel�ist�Geschäftsführer�des�Kreisbauernverbandes�Rhön-Grabfeld�in�Bayern�sowie�Ge-
schäftsführer�und�Mitbegründer�der�Agrokraft�GmbH.�Diese�baut�derzeit�im�Auftrag�der�Stadtwer-
ke�Halle�eine�Anlage�zur�hydrothermalen�Karbonisierung�(HTC).�Diese�Anlage�wandelt�jede�Form�
von�Biomasse�bei�circa�20�Bar�Druck�und�Temperaturen�um�200�°C�in�sogenannte�HTC-Biokohle�
um.�www.agrokraft.de

Michael
schäftsführer
ke
von
um.

haben�sie�keine�Chance,�ihr�Vorhaben�umzusetzen,�ohne�sich�von�
Risikokapital�oder�von�Beteiligungsgesellschaften�mit�Sperrminorität��
abhängig�zu�machen.�Sperrminorität�heißt:�Die�Unternehmen�können��
ihre�Entscheidungen�nicht�frei�treffen,�sondern�sind�von�der�Zustim-
mung�des�Partners�abhängig.�Ein�Beispiel:�Kürzlich�haben�uns�die�
Stadtwerke�Halle,�begleitet�vom�Forschungszentrum�Jülich,�mit�dem�
Bau�einer�großen�HTC-Anlage�beauftragt.�Der�Auftraggeber�verlangt�
zu�Recht�für�eine�erste�Abschlagszahlung�eine�Bürgschaft.�Wir�haben�
erfolglos�bei�drei�Banken�angefragt.�Zum�Glück�bürgt�für�uns�nun�ein�
großer�Biogasanlagenhersteller�–�ohne�Risikokapital�und�Sperrminori-
tät.�Einfach,�weil�er�an�uns�glaubt.�Nicht�auszudenken,�welche�unter-
nehmerischen�Konsequenten�es�für�uns�gehabt�hätte,�wenn�wir�diesen�
Businessangel�nicht�gehabt�hätten.�
Ganz�wichtig�ist�außerdem�eine�gute�Vernetzung,�auch�über�Deutsch-
land�hinaus,�damit�ich�erfahren�kann,�wer�sich�mit�welchen�Projekten�
und�Ideen�beschäftigt.�

Wie beurteilen Sie grundsätzlich den  
Austausch zwischen Wissenschaft und  
landwirtschaftlicher Praxis?

Ich�denke,�die�Landwirtschaft�braucht�mehr�Forschung,�mehr�Vernet-
zung�mit�der�Forschung�und�mehr�Know-How�für�eine�qualifizierte�
Förderantragstellung.�Große�Konzerne�haben�ja�Profis�für�die�Akquise�
von�Fördergeldern.�Da�wundert�es�auch�nicht,�dass�die�Nachfrage�
nach�HTC�nicht�aus�der�Landwirtschaft�kommt,�sondern�wie�in�
unserem�Fall�von�den�überaus�engagierten,�visionären�Stadtwerken�
Halle.�Dabei�sind�es�gerade�die�Bauern,�die�über�für�HTC�interessante�
Biomasse�wie�Gülle�sowie�über�die�Biogastechnologie�verfügen.��Die�
Antworten�auf�unsere�Probleme,�wie�Klimawandel,�Endlichkeit�fossiler�
Energieträger,�Nahrungsmittelversorgung,�liegen�in�den�ländlichen�
Räumen�–�und�die�brauchen�mehr�Forschung,�mehr�Engagement�und�
mehr�Visionen.

Das Gespräch führte Bettina Rocha

Europäische Innovationspartner-
schaften – Forschung trifft Praxis

Mit der EU-Förderperiode ab 2014 soll der ELER-Fonds sogenannte „Europäische Innovations-
partnerschaften“ fördern. Ziel ist eine engere Zusammenarbeit von Universitäten, Wirtschafts-
unternehmen und Landwirten, um Forschungsergebnisse und Innovationen leichter in die Praxis 
zu bringen. Wir haben unsere beiden Interviewpartner zu ihren Erfahrungen hierzu befragt.

„Kleinere Unternehmen brauchen 
mehr Unterstützung“

Michael�Diestel,�Geschäftsführer�des�

Kreisbauernverbandes�Rhön-Grabfeld
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Frau Prof. Dr. Gerowitt, Sie forschen eng mit 
Landwirten und Wirtschaftsunternehmen zu-
sammen. Wie kann man sich das vorstellen?

Ganz�unterschiedlich:�Wir�arbeiten�in�Forschungsprojekten�mit�
Unternehmen�als�Partnern�zusammen.�Darin�werden�alle�Partner�
–�meistens�zu�verschiedenen�Anteilen�–�öffentlich�gefördert.�Wir�
betreiben�aber�auch�Auftragsforschung,�dann�finanzieren�die�Wirt-
schaftsunternehmen�unsere�Arbeit.�Umgekehrt�bekommen�Landwirte�
Zahlungen�von�uns,�wenn�wir�ihre�Flächen�für�Forschungszwecke�
nutzen.�Gemeinsam�mit�BASF�und�Syngenta�haben�wir�zum�Beispiel�
ein�bundesweites�Unkrautmonitoring�durchgeführt.�Die�Zusammen-
arbeit�klappte�reibungslos:�Jede�Seite�hatte�klar�definierte�Interessen,�
die�gut�unter�einen�Hut�zu�bringen�waren.�Ein�besonders�gelungenes�
Projekt�mit�Landwirten�stammt�noch�aus�meiner�Zeit�an�der�Göttin-
ger�Universität:�Hier�erprobten�wir�mit�Landwirten�auf�deren�Flächen�
verschiedene�Anbaustrategien.�Die�Ergebnisse�flossen�direkt�in�die�
Beratung�für�Landwirte�ein.

Bietet eine Universität ausreichend gute Rah-
menbedingungen für eine solche Zusammen-
arbeit?

Die�Bedingungen�sind�nicht�generell�schlecht,�aber�es�gibt�Nachtei-
le.�Bei�der�Auftragsforschung�schließen�ja�die�Universität�und�das�
Unternehmen�einen�Vertrag�miteinander.�Die�Hochschule�braucht�
das�Publikationsrecht,�das�ist�für�die�Wissenschaft�wichtig.�Aber�das�
verträgt�sich�nicht�immer�mit�den�Geschäftsinteressen�der�Unterneh-
men.�Am�hinderlichsten�sind�aber�die�langwierigen�Verwaltungspro-
zesse:�Von�der�Idee�bis�zum�Vertragsabschluss�kann�es�schon�mal�ein�
Jahr�dauern.�Verträge�über�kleinere�Beträge�schließt�die�Universität�
prinzipiell�ungern,�da�sie�jede�Zahlung�aufwendig�begründen�muss.�
Deshalb�habe�ich�2006�ein�Steinbeis-Forschungszentrum�gegründet.�
Das�ist�wirtschaftlich�selbstständig,�nutzt�aber�gegen�Entgelt�die�Infra-
struktur�der�Universität.�Das�Oberzentrum�in�Stuttgart�kümmert�sich�
sehr�professionell�um�die�Verwaltung�und�erhält�dafür�einen�Anteil�
am�Projektumsatz.�Das�Steinbeis-Zentrum�kann�auf�Angebotsbasis�
arbeiten,�sodass�die�Arbeiten�–�wenn�es�sein�muss�–�von�heute�auf�
morgen�beginnen�können.�Aufwendige�Verträge�braucht�man�dann�
nicht,�trotzdem�können�wir�–�unter�stärkerer�Absprache�mit�dem�
Unternehmen�–�die�Ergebnisse�wissenschaftlich�nutzen.�Aber�da�ich�

Prof.�Dr.�Bärbel�Gerowitt�leitet�das�Fachgebiet�Phytomedizin�an�
der�Agrar-�und�Umweltwissenschaftlichen�Fakultät�der�Universität�
Rostock.�Um�die�Zusammenarbeit�mit�Wirtschaftsunternehmen�und�
Landwirten�in�der�Forschung�zu�erleichtern,�hat�sie�im�Jahr�2006�das�
Steinbeis-Forschungszentrum�Agrobiodiversity�Rostock�gegründet.�
www.stw.de,�www.auf-pm.uni-rostock.de

Prof.
der
Rostock.
Landwirten
Steinbeis-Forschungszentrum
www.stw.de,

„Wir müssen in  
Menschen, nicht nur 
in Papier investieren“

als�Leiterin�des�Zentrums�finanziell�persönlich�hafte,�setzen�wir�nur�
Projekte�mit�geringerem�finanziellen�Volumen�um.

Worauf sollten die Bundesländer achten, 
wenn sie die Richtlinien für die Innovations-
partnerschaften in ihren Programmen zur 
ländlichen Entwicklung formulieren? 

Es�dürfen�nicht�nur�Broschüren�gefördert�werden,�um�die�Forschungs-
ergebnisse�in�die�Praxis�zu�bringen.�Vielmehr�muss�man�Menschen�
zusammenbringen,�in�Köpfe�investieren.�Bei�der�Antragstellung�sollte�
jeder�Hauptprojektpartner�sein�Eigeninteresse�offenlegen.�Je�kon-
kreter�und�stärker�dieses�ist,�desto�größer�ist�die�Chance,�dass�die�
Ergebnisse�hinterher�dauerhaft�in�der�Praxis�angewandt�werden.�Die�
Arbeitsschwerpunkte�der�Partner�sollte�man�zeitlich�aufeinander�ab-
stimmen�können.�Die�Beratung�kann�zum�Beispiel�erst�dann�richtig�auf�
Landwirte�zugehen,�wenn�es�erste�Ergebnisse�gibt.�Wichtig�ist�auch,�
Begleituntersuchungen�bei�der�Umsetzung�in�der�Praxis�einzukalku-
lieren,�damit�diese�auch�in�die�Wissenschaft�zurückgekoppelt�werden�
können.

Bei welchen Themen sind Innovationspartner-
schaften besonders sinnvoll?

Alle�Themen,�die�damit�zu�tun�haben,�wie�sich�unsere�Agrarlandschaft�
entwickeln�wird.�Etwa�Fragen�wie:�Wo�soll�unsere�Biomasse�für�ver-
schiedene�Zwecke�–�also�Futter,�Lebensmittel,�Energie�–�herkommen?�
Welche�Mengen�können�wo�angebaut�und�wie�gelagert�und�transpor-
tiert�werden?�Auch�im�Bereich�der�praktischen�Produktionstechniken�
sind�Innovationspartnerschaften�gut�geeignet.�Ab�dem�1.�Januar�2014�
müssen�ja�alle�Landwirte�in�Europa�den�integrierten�Pflanzenschutz�
umsetzen.�Hierfür�sind�wissenschaftlich�begründete�und�praktisch�
erprobte�Pflanzenschutz-Strategien�dringend�erforderlich.

Das Gespräch führte Juliane Mante

Prof.�Dr.�Bärbel�Gerowitt,�Universität�Ros
tock,�

Fachgebiet�Phytomedizin

Politik und Gesellschaft • Perspektiven

Bi
ld
:�p
ri
va
t



44

Zum Weiterlesen

Die�Broschüre�„Leitlinien�Landentwicklung“�kann�bei�der�Ge-
schäftsstelle�der�Arge�Landentwicklung�unter�unten�stehendem�
Kontakt�kostenfrei�bestellt�werden.�Sie�kann�auch�unter�www.land-
entwicklung.de� �Ziele�und�Strategien� �Leitlinien�2011�kostenlos�
auf�Deutsch�oder�Englisch�heruntergeladen�werden.

Die regionale und integrierte ländliche Entwicklung steht vor einer Vielzahl neuer 
Herausforderungen. Deshalb hat die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhaltige 
Landentwicklung in Abstimmung mit allen wichtigen Akteuren die „Leitlinien Land-
entwicklung – Zukunft im ländlichen Raum gemeinsam gestalten“ weiterentwickelt.  
 Von�Michael�Knoblich

 Mehr Informationen: 
ArgeLandentwicklung
c/o�Ministerium�für�Landwirtschaft,��
Umwelt�und�Verbraucherschutz��
Mecklenburg-Vorpommern
Telefon:�03�85�/�58�86�3�90
E-Mail:�arge-landentwicklung@lu.mv-regierung.de

i

Leitlinien zur  
Landentwicklung neu gefasst

Die�Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft�Nachhaltige�Landent-
wicklung�(Arge�Landentwicklung)�hat�die�„Leitlinien�Landent-

wicklung“�erstmals�im�Jahre�1997�herausgegeben.�Diese�sind�ein��
allgemein�anerkannter�Orientierungsrahmen�für�die�Landentwick-
lungsverwaltungen�der�Länder�und�Kommunen.�

Ländliche Räume im Wandel

Seit�1997�haben�sich�die�gesamtgesellschaftlichen�Rahmenbedin-
gungen�in�den�ländlichen�Räumen�jedoch�rasant�geändert.�Die�
Bedeutung�des�heute�allgegenwärtigen�demografischen�Wandels,�
des�Klimawandels,�des�Wassermanagements�und�des�Schutzes�
der�biologischen�Vielfalt�sowie�der�erneuerbaren�Energien�waren�
damals�noch�nicht�erkennbar.�Das�gilt�auch�für�die�aktuelle�Diskus-
sion�zur�Eindämmung�des�Flächenverbrauchs�für�den�Verkehrs-�und�
Siedlungsbau�und�die�Energiewende.�Die�bewährten�Instrumente�
der�Bodenordnung�und�der�Dorfentwicklung�können�bei�flexibler�
Handhabung�auch�der�Bewältigung�der�neuen�Herausforderungen�
dienen.�Seit�1997�sind�aber�neue�Instrumente�hinzugekommen,�wie�
die�Integrierten�Ländlichen�Entwicklungskonzepte,�das�Regionalma-
nagement�und�das�Leader-Förderprogramm�der�EU.�Deshalb�hat�die�
Arge�Landentwicklung�im�Jahr�2011�die�„Leitlinien�Landentwicklung“�
erweitert.�Dabei�hat�sie�im�ländlichen�Raum�aktive�Behörden,�Verei-
ne�und�Verbände�im�Rahmen�eines�Workshops�beteiligt.�

Verwaltungen und Instrumente anpassen

Den�neuen�Herausforderungen�müssen�sich�auch�die�Landentwick-
lungsverwaltungen�anpassen.�Günstige�Voraussetzungen�für�die�
ländliche�Entwicklung�können�zum�Beispiel�nur�geschaffen�werden,�

wenn�einzelne�Vorhaben�zu�einem�gemeinde-�und�fachübergrei-
fenden�Entwicklungsansatz�zusammengeführt�werden.�An�diesem�
Ziel�müssen�sich�auch�die�Instrumente�der�Landentwicklung�neu�
ausrichten.�Dafür�gibt�es�jedoch�keine�Patentlösung.�Die�Leitlinien�
fordern�vielmehr,�die�Instrumente�an�die�konkreten�Bedürfnisse�vor�
Ort�anzupassen.�
Zudem�haben�die�Bürger�heute�ein�anderes�Verständnis�von�Demo-
kratie�und�Mitbestimmung�und�den�Willen,�sich�bei�der�Gestaltung�
ihres�Umfeldes�stärker�einzubringen�sowie�mit�zu�entscheiden.�
Wenn�die�ländliche�Entwicklung�erfolgreich�sein�will,�müssen�die�
Landentwicklungsverwaltungen�zu�einem�neuen�Rollenverständnis�
finden.�Sie�müssen�sowohl�den�Gemeinden�als�auch�insbesondere�
den�Bürgern�vor�Ort�als�kompetenter�Partner�dienen,�sie�motivie-
ren�und�begleiten.�Nur�so�können�die�Menschen�vor�Ort�und�ihre�
Fähigkeiten�besser�zur�Geltung�gebracht�und�die�Akzeptanz�und�
Nachhaltigkeit�von�Maßnahmen�gesichert�werden.�Die�Leitlinien�
zeigen�auf,�wie�sich�die�Instrumente�der�Landentwicklung�hierfür�
nutzen�lassen.�

Von der Theorie in die Praxis

Die�Arge�Landentwicklung�bewertet�die�Umsetzung�der�Leitlinien�in�
den�Bundesländern.�Der�Ergebnisbericht�hierzu�wird�in�der�nächs-
ten�Sitzung�der�Agrarministerkonferenz�im�September�dieses�Jahres�
vorgelegt.�Dieser�wird�Anwendungsbeispiele�aus�den�Bundesländern�
zu�den�beschriebenen�neuen�Herausforderungen�enthalten.�Schon�
jetzt�kann�man�feststellen,�dass�die�Landentwicklungsverwaltungen�
der�Länder�die�Leitlinien�als�neuen�Orientierungsrahmen�offensiv�
aufgegriffen�und�bereits�mit�vielen�Projekten�auf�den�Weg�der�Um-
setzung�gebracht�haben.

�Mehr Informationen
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Kommunen 
für den Bodenschutz

Der�Boden�unter�unseren�Füßen�ist�ein�Universum�für�sich:�In�
einer�Handvoll�Erde�leben�mehr�Lebewesen,�als�Menschen�auf�

dem�Planeten.�Böden�ernähren�uns,�filtern�unser�Wasser�und�sind�
Grundlage�unserer�Aktivitäten.�Dennoch�ist�unsere�Lebenswelt�
heute�weitgehend�vom�direkten�Bezug�zu�„Mutter�Erde“�entkoppelt.�
Das�Gemüse�kommt�aus�dem�Supermarkt,�die�Milch�aus�der�Tüte.�
Vielleicht�ist�es�dieser�„Bodenlosigkeit“�geschuldet,�dass�Böden��
heute�weltweit�gefährdet�sind:�Alleine�in�Deutschland�werden�
täglich�87�Hektar�Boden�neu�in�Anspruch�genommen.�Weltweit�
ist�etwa�ein�Drittel�der�landwirtschaftlich�genutzten�Fläche�so�
geschädigt,�dass�es�zu�Ertragseinbußen�kommt.�Wüstenbildung�ist�
inzwischen�insbesondere�in�Südeuropa�ein�ernsthaftes�Problem.�
Erosionen�und�Überschwemmungen�richten�kostspielige�Schäden�an,�
Kontaminationen�gefährden�das�Grundwasser�und�unsere�Gesundheit.

Kommunen haben Schlüsselfunktion

Durch�das�Bundes-Bodenschutzgesetz�hat�der�Bodenschutz�in�
Deutschland�1998�einen�Platz�innerhalb�des�Umweltschutzes�erhal-
ten.�Der�Blick�über�die�Landesgrenzen�hinweg�zeigt�jedoch,�dass�nur�
wenige�Staaten�über�eine�Bodengesetzgebung�verfügen.�Auf�europäi-
scher�Ebene�scheitert�die�Verabschiedung�einer�Bodenrahmenricht-
linie�seit�Jahren�am�Widerstand�einiger�Länder�–�unter�anderem�
auch�an�Deutschland.�
Den�Kommunen�kommt�bei�der�Realisierung�eines�effektiven�Bo-
denschutzes�eine�Schlüsselfunktion�zu.�Sie�sind�Träger�rechtlicher�
Instrumente�zum�Schutz�der�Böden,�zum�Beispiel�der�Flächennut-
zungsplanung�oder�der�Bauleitplanung.�Zudem�sind�sie�in�besonde-
rem�Maße�dafür�geeignet,�die�lokale�Bevölkerung�einzubeziehen.�
Folgerichtig�haben�zwölf�Städte,�Landkreise�und�Institutionen�aus�
Deutschland,�Italien,�Großbritannien�und�der�Schweiz�im�Jahre�2001�
in�Osnabrück�das�Europäische�Bodenbündnis�gegründet.�Inzwischen�
vereint�das�Bündnis�161�Mitglieder�aus�10�Ländern.�Auf�Grundla-
ge�eines�gemeinsamen�Manifestes�verpflichten�sich�die�beteiligten�
Kommunen�zu�entschlossenem�Handeln�auf�lokaler�Ebene.�Im�Kern�
geht�es�dem�Bündnis�darum,�immer�wieder�auf�den�Wert�und�die�
Bedeutung�der�Böden�hinzuweisen�und�Verantwortliche�in�den�
Kommunen�zum�Handeln�zu�motivieren.�

Vor elf Jahren gründete sich in Osnabrück das Europäische Bodenbündnis.  
Das Netzwerk europäischer Kommunen will zu mehr Bodenschutz vor Ort  
motivieren und kämpft als Lobbyist für eine europäische Bodenrahmenrichtlinie. 
 Von�Uta�Mählmann

Gute Beispiele motivieren

Das�Rad�muss�dabei�nicht�immer�neu�erfunden�werden.�Es�gibt�
eine�Fülle�von�guten,�erfolgreichen�Beispielen.�Dabei�lohnt�sich�
insbesondere�der�Blick�über�den�Tellerrand�der�eigenen�Nation.�
Das�Bodenbündnis�kommuniziert�diese�Beispiele�etwa�im�Rahmen�
seiner�Jahrestagung�oder�mittels�der�Vereinszeitschrift�„Local�Land�
and�Soil�News“.�Darüber�hinaus�führt�das�Bodenbündnis�auch�selbst�
Projekte�durch.�Im�vom�Bundesforschungsministerium�geförderten�
Projekt�„Freifläche!“�wurden�innovative�Unterrichtsmaterialien�
entwickelt,�um�Jugendliche�für�die�Flächenverbrauchsproblematik�zu�
sensibilisieren.�Im�Donauraum�ist�das�EU-�Projekt�SONDAR�(Soil�
Strategy�Network�in�the�Danube�Region)�angelaufen.�Ziel�ist�es,�ein�
Netzwerk�der�Bodenverantwortung�zu�knüpfen�–�zwischen�Wissen-
schaft�und�Praxis,�Verwaltung�und�Landnutzern,�Bildung,�Kunst�und�
der�gesamten�Bevölkerung.�Es�werden�Maßnahmen�verwirklicht,�die�
für�den�gesamten�Donauraum�relevant�sind�und�in�eine�langfristige�
Strategieentwicklung�münden.

Das�Bodenbündnis�versteht�sich�als�Lobbyist�für�den�Bodenschutz:�
Es�pflegt�den�Kontakt�zur�Europäischen�Kommission�insbesondere�
hinsichtlich�der�Entwicklung�der�europäischen�Bodenrahmenrichtli-
nie�und�bringt�sich�bei�Konsultationen�aktiv�ein.�Städte,�Gemeinden�
und�Landkreise,�aber�auch�Vereine,�Institutionen�und�Einzelperso-
nen�sind�herzlich�eingeladen,�dem�Bündnis�beizutreten.

 Mehr Informationen: 
European�Land�and�Soil�Alliance�(ELSA)�e.V.
Bodenbündnis�europäischer�Städte,�Kreise�und�Gemeinden
Telefon:�05�41�/�32�32�0�00
E-Mail:�bodenbuendnis@osnabrueck.de
www.bodenbuendnis.org

i

�Mehr Informationen
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Landluft – frische Brise  
aus der Provinz

Von der Redaktion für Sie angelesen

Die�Macher�des�neuen�Magazins�Landluft�
scheuen�sich�nicht,�das�Wort�Provinz�in�
den�Mund�zu�nehmen,�wo�andere�vom�
ländlichen�Raum�sprechen.�Eigentlich�
wollten�Christian�Behning�und�Heiko�
Gebhardt�nur�ein�Heft�über�ihre�Heimat,�
das�Wendland,�machen.�Am�Ende�ist�ein�
Franchise-Unternehmen�daraus�gewor-
den.�Landluft�soll,�so�gesteht�der�ehema-
lige�Stern-Reporter�Gebhardt�in�einem�
Interview�mit�der�Welt�am�Sonntag,�ein�
Lebensgefühl�für�das�Landleben�trans-
portieren,�wie�er�es�am�eigenen�Leib�
erfährt.�Drei�Jahre�nach�Erscheinen�der�
ersten�Ausgabe�des�Wendland-Magazins�
gibt�es�nun�auch�das�Cellerland-Magazin�

und�das�Remstal-Magazin�von�Landluft.�
Das�Magazin�erzählt�Geschichten�von�
Menschen:�Es�sind�Porträts�von�All-
tagshelden�wie�der�Wirtin�Elfriede,�der�
Bäuerin�Isabell�Aue�oder�dem�Pastor�
Thorsten�Oppermann,�die�verwurzelt�
sind�in�ihrer�Heimat�und�Ungewöhnli-
ches�leisten.�Auch�die�Natur�hat�einen�
festen�Platz�im�Magazin�–�mit�Reportagen�
und�Fotostrecken�über�die�schönsten�
Orte�der�Region�und�ihre�Geschichte.�
Ein�Serviceteil�bietet�Tipps�und�Adres-
sen�–�eine�Hilfe�für�Fremde,�schließlich�
wird�die�Hälfte�der�30.000�Exemplare�
des�Wendland-Magazins�außerhalb�der�
Region�verkauft.

Täglich�gehen�deutschlandweit�immer�
noch�fast�100�Hektar�Agrarland�durch�
Bauvorhaben�verloren,�das�entspricht�

der�Fläche�von�100�
Fußballplätzen.�Bis�
2020�will�Deutsch-
land�diesen�Flächen-
verbrauch�auf�30�
Hektar�täglich�
reduzieren.
Acht�Städte�und�der�
Naturschutzbund�
Deutschland�haben�
in�dem�vorliegen-

Unter�dem�Motto�„Lust�auf�Dorf!“�findet�
am�13.�Oktober�2012�in�Gifhorn�ein�
Seminar�statt,�zu�dem�die�Agrarsoziale�
Gesellschaft,�die�Kreisverbände�der�
LandFrauen�Gifhorn�Nord�und�Süd,�der�
Landkreis�Gifhorn,�der�Kirchenkreis�
Wittingen�und�die�Ländliche�Erwachse-
nenbildung�in�Niedersachsen�einladen.�
Für�den�Erfolg�der�zukünftigen�Dorfent-
wicklung�ist�es�wichtig,�dass�die�verant-
wortlichen�Kommunalvertreter�sowie�
engagierte�Bürger�die�Veränderungspro-
zesse�rechtzeitig�und�aktiv�gestalten.�
Auf�der�Veranstaltung�werden�gute�
Beispiele�und�Erfahrungen�von�Prakti-

den�Leitfaden�Erfahrungen�gesammelt,�
wie�das�etwas�spröde�daherkommende�
Ziel�„Flächensparen�–�weniger�Land-
schaftsverbrauch�durch�Innenentwick-
lung“�in�Dörfern�und�Städten�umgesetzt�
werden�kann.�Dabei�stellen�die�Autoren�
gleich�zu�Beginn�klar:�Es�gibt�kein�Sche-
ma,�das�immer�passt.�Da�vielen�Bürgern�
nicht�klar�ist,�was�sie�mit�dem�Flächen-
verbrauch�zu�tun�haben,�muss�dieses�
Thema�gut�durchdacht�kommuniziert�
werden.�Die�Bürger�sollen�sich�schließ-
lich�selbst�mit�den�zentralen�Fragen�be-
fassen:�Wie�und�wo�möchte�ich�wohnen?�

kern�vorgestellt,�beispielsweise�aus�dem�
Bereich�der�Versorgung�mit�Gütern�
des�täglichen�Bedarfs,�der�Sicherung�
der�Mobilität,�der�(Um-)Nutzung�leer�
stehender�Gebäude,�der�Aktivierung�des�
Dorflebens�oder�der�Beteiligung�von�Kin-
dern�und�Jugendlichen�an�der�Dorfent-
wicklung.�Die�Veranstaltung�wendet�sich�
an�Akteure�und�Interessierte�aus�den�
Dörfern,�„Drahtziehern“�der�ländlichen�
Entwicklung�sowie�an�ländliche�Kommu-
nen,�Vereine�und�Institutionen.

Programm,�Anmeldung�und�weitere�
Informationen�unter�www.asg-goe.de

Was�bedeutet�Lebensqualität�für�mich?�
Methodische�Hinweise�dazu,�wie�Innen-
entwicklung�bei�Bürgern�und�Verwal-
tung�kommuniziert�werden�kann,�und�
Beispiele�aus�den�beteiligten�Gemeinden�
machen�das�„Drehbuch“�lesenswert.

Flächensparen – wie geht das?
Von Jan Freese

Von Stefan Kämper

Von Bettina Rocha

Das�Magazin�ist�im�Zeitschriftenhandel�
oder�unter�www.landluft.biz�für�7,50�
Euro�pro�Ausgabe�zu�beziehen.

Naturschutzbund�Deutschland�e.V.,�2012:�
Die�Flächensparer�–�Das�Drehbuch:�Städ-
te�und�Gemeinden�kommunizieren�nach-
haltige�Siedlungsentwicklung.�Kostenloser�
Download�und�Bestellung:�www.nabu.de/
aktionenundprojekte/flaechensparen

Dorfentwicklung in Zeiten  
des demografischen Wandels

Die Flächensparer

Städte und Gemeinde
n 

kommunizieren 

nachhaltige Siedlun
gsentwicklung
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Lebendige Vielfalt  
in der Landwirtschaft –  
Chance für den ländlichen Raum

47

Das�Informations-�und�Koordinationszentrum�für�Biologische�Vielfalt�
der�Bundesanstalt�für�Landwirtschaft�und�Ernährung�und�der�Land-
Frauenverband�Württemberg-Baden�laden�am�22.�November�2012�
zu�einem�Symposium�in�die�Evangelische�Akademie�Bad�Boll�ein.�
Die�Veranstaltung�möchte�anhand�von�praxisnahen�Beispielen�die��
Potenziale�der�Agrobiodiversität�als�wichtigen�Bestandteil�des�ländli-
chen�Raumes�aufzeigen�und�herausfinden,�wie�die�Erhaltung�der��
Agrobiodiversität�und�die�Entwicklung�des�ländlichen�Raumes�für�
beide�Seiten�positiv�miteinander�verknüpft�werden�können.��
Am�Vorabend�der�Veranstaltung�werden�eine�Exkursion�und�ein�
Vielfalts-Abendessen�angeboten.�
Programm,�weitere�Informationen�und�Anmeldung�unter�www.genres.de

Der�Arbeitskreis�„Städte�und�Regionen“�der�Deutschen�Gesellschaft�
für�Demographie�veranstaltet�am�6.�und�7.�Dezember�2012�in�Berlin�
gemeinsam�mit�dem�Bundesinstitut�für�Bau-,�Stadt-�und�Raumfor-
schung�Bonn�eine�Tagung�zum�Thema:�Der�demografische�Wandel:�
Eine�Gefahr�für�Sicherung�gleichwertiger�Lebensbedingungen?
Geplant�ist�die�Präsentation�konkreter�Forschungsergebnisse�und�
praktischen�Know-hows�unter�anderem�zu�folgenden�Fragen:�Was�
bedeutet�die�Sicherung�gleichwertiger�Lebensbedingungen�für�

Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen in Gefahr?

Bundesanstalt�für�Landwirtschaft�und�Ernährung
Deutsche�Vernetzungsstelle�Ländliche�Räume
Deichmanns�Aue�29
53179�Bonn

Vorname/Nachname

Institution

Straße/Hausnr.

PLZ/Ort

Telefon� E-Mail

Datum� Unterschrift

Ab�sofort�möchte�ich�kostenlos�LandInForm�–�
Magazin�für�ländliche�Räume�abonnieren.�
Bitte�schicken�Sie�mir�von�jeder�aktuellen�Ausgabe� Exemplare.

✃
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Service • Perspektiven

schrumpfende�Regionen?�Wo�werden�die�Konflikte�zwischen�der�
demografischen�Entwicklung�und�dem�Gleichwertigkeitspostulat�
besonders�deutlich�–�in�den�Ortsteilen,�den�Gemeinden�oder�auf�
regionaler�Ebene?�Welche�Konzepte�und�guten�Beispiele�gibt�es,�um�
Siedlungs-�und�Infrastrukturen�erfolgreich�an�den�demografischen�
Wandel�anzupassen�und�ländliche�Räume�attraktiv�und�wettbewerbs-
fähig�zu�halten?
Weitere�Informationen�unter�www.dgd-online.de

Neue Wettbewerbsrunde  
„Menschen und Erfolge“ – Vorankündigung

Bauen�und�Wohnen�in�ländlichen�Räumen�–�so�lautet�der�Schwer-
punkt�der�neuen�Wettbewerbsrunde�„Menschen�und�Erfolge“,�die�
im�Herbst�dieses�Jahres�startet.�Das�Bundesministerium�für�Verkehr,�
Bau�und�Stadtentwicklung�lädt�gemeinsam�mit�seinen�Partnern�alle�
in�teressierten�Privatpersonen,�Vereine�und�Initiativen,�Verwaltungen�

und�Gebietskörperschaften,�Kammern�und�Unternehmen�in�ländli-
chen�Räumen�zur�Teilnahme�ein.
Informationen�zum�Wettbewerb�und�Teilnahmeunterlagen�voraus-
sichtlich�ab�Oktober�unter��www.menschenunderfolge.de
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Cartoon zum Fokusthema

Termine

13. Oktober Lust auf Dorf! Dorfentwicklung in Zeiten
des demografischen Wandels
Seminar in Gifhorn (Niedersachsen)

Agrarsoziale Gesellschaft
www.asg-goe.de

16. und 17. 
Oktober

Wasserrahmenrichtlinie und Landwirtschaft
Exkursion in Mecklenburg-Vorpommern

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume  
in Kooperation mit der Grünen Liga und der  
Ostseestiftung
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/wrrl

22. bis 24. 
Oktober

Euregia – Kommunal- und Regionalentwicklung 
in Europa
Fachmesse und Kongress in Leipzig

Messe Leipzig
www.euregia-leipzig.de

22. und 23. 
Oktober

Gut aufgestellt: Den Prozess bilanzieren und 
für die Zukunft ausrichten
Workshop in Leipzig (im Rahmen der Euregia)

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/euregia

15. und 16. 
November

Die Energiewende im ländlichen Raum:
Chancen – Herausforderungen –
politische Konsequenzen
Tagung in Göttingen

Agrarsoziale Gesellschaft
www.asg-goe.de

22. November Lebendige Vielfalt in der Landwirtschaft –  
Chance für den ländlichen Raum
Symposium in Bad Boll (Baden-Württemberg)

Informations- und Koordinationszentrum für  
Biologische Vielfalt der Bundesanstalt für  
Landwirtschaft und Ernährung, LandFrauenver-
band Württemberg-Baden
www.genres.de

4. und 5.  
Dezember

Nah und gut versorgt
Workshop

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/nahversorgung

6. und 7.  
Dezember

Der demografische Wandel – eine Gefahr für die 
Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen?
Tagung in Berlin

Arbeitskreis „Städte und Regionen“ der Deut-
schen Gesellschaft für Demographie gemeinsam 
mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung Bonn
www.dgd-online.de

Info auf Seite 46

Info auf Seite 8

Info auf Seite 9

Info auf Seite 47

Info auf Seite 9

Info auf Seite 47

Von Mele

Zusammengestellt von Stefan Kämper

Terminkalender unter: www.netzwerk-laendlicher-raum.de/termine




